
III. „Ein Kampf um Bayern"': Der Dualismus
zwischen Partei und Fraktion 1946-1948

1. Ursachen und Motive
Ein Schlüssel zum Verständnis der Geschichte der CSU in den ersten Jahren ihres Be-
stehens ist der spannungs- und konfliktreiche Dualismus zwischen den Führungsgre-
mien der Parteiorganisation und den CSU-Fraktionen in der Verfassunggebenden Lan-
desversammlung und im bayerischen Landtag. Anläßlich des Jubiläums zum dreißig-
jährigen Bestehen der Landtagsfraktion umschrieb die CSU-Correspondenz, das offi-
zielle Sprachrohr der Fraktion, das Verhältnis von Partei und Fraktion folgenderma-
ßen:
„Die Geschichte der CSU in Bayern ist [.. .] in wesentlichen Teilen auch die Geschichte ihrer
Fraktion im Bayerischen Landtag. Partei und Fraktion lassen sich nicht trennen. Denn wie die
Partei Voraussetzung für die Fraktion ist, so ist die Fraktion Ziel jeder Partei. Moderne Parteire-
gierung heißt auch Einflußnahme der Partei auf Fraktion und Regierung, denn die Fraktion ist
die politische Handlungseinheit der Partei im Parlament."2

Wenn damit auch die idealtypische Interdependenz zwischen einer politischen Partei
und ihrer Parlamentsfraktion in einem demokratisch-parlamentarischen Regierungssy-
stem korrekt charakterisiert ist, so sah gerade für die bayerische Unionspartei die Rea-
lität zunächst ganz anders aus. In der Ära Müller war nicht die Kooperation das domi-
nierende Element im Verhältnis von Partei und Fraktion, sondern gegenseitiges Miß-
trauen, der fehlende Wille zur Zusammenarbeit und ein erheblich gestörter Informati-
onsfluß, mit einem Wort: ein geradezu selbstzerstörerischer Dauerkonflikt. Die Gre-
mien der Parteiorganisation standen mehrheitlich gegen einen großen Teil der Unions-
fraktion, der wiederum versuchte, die ungeliebte, ja teilweise verhaßte Parteiführung
um Josef Müller von den Zentren politischer Entscheidung zu isolieren.

Nach dem Sturz des Ochsensepp und der Wahl Hans Ehards zum Parteichef beru-
higte sich die Situation zwar, aber die Landtagsfraktion führte dennoch bis weit in die
fünfziger Jahre ein ausgeprägtes politisches Eigenleben. Josef Müller sah sich noch
1955 gezwungen, auf die Gefahr eines Auseinanderfallens von Partei und Fraktion hin-
zuweisen. Er erinnerte sich wohl mit Unbehagen an eigene leidvolle Erfahrungen, als
er seine Parteifreunde ermahnte, die Fraktion dürfe weder erstarren noch zu über-
mächtig werden und den politischen Willen der Partei ersticken. Mit den ernsten Wor-

' IfZ-Archiv, ED 120 NL Hoegner 331, Memorandum Josef E. Messmers vom 12.6.1947: „Ein
Kampf um Bayern. Weshalb wurde Dr. Josef Müller nicht Ministerpräsident?".

2 Richard Keßler, 30 Jahre Landtags-Fraktion der CSU, in: Festschrift zum 30 jährigen Bestehen der
Landtagsfraktion der CSU, München 1976, S. 4-9, hier S. 4 (zit. auch bei Mintzel, Geschichte der
CSU, S. 316); vgl. auch Hermann Leeb, Die Regierungsfraktion im Bayerischen Parlament, in: Auf-
trag, Bewährung, Ausblick. 40 Jahre Bayerische Verfassung 1946-1986, München 1986, S. 45-51.
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ten: „Es darf keinen sterilen Hochmut der Mandatsträger gegenüber der Parteiführung
und es darf kein lähmendes Mißtrauen der anderen Parteigremien gegenüber den Frak-
tionen geben", warnte Müller vor einer Situation, die ihn als Landesvorsitzenden vor

schwerste Probleme gestellt hatte3.
Der Dauerzwist zwischen Partei und Fraktion erklärt sich unter anderem aus den

Parteistatuten der CSU und aus den strukturellen Verwerfungen im Parteiensystem
Bayerns. Die Satzung der Partei, um die deshalb auch so außerordentlich hart gerungen
wurde4, begünstigte eindeutig die fränkischen Bezirksverbände, die sich bis 1948 stets

als feste Stütze Müllers zeigten. Ohne Rücksicht auf Organisationsdichte oder Anzahl
der Wähler kam jedem Bezirksverband der CSU im Landesausschuß die gleiche An-
zahl an Vertretern zu, und auch zur Landesversammlung konnte jeder Kreisverband
zwei Delegierte entsenden, gleichgültig wieviele Wähler und Parteimitglieder er aufzu-
weisen hatte3. Dieser Delegiertenschlüssel sicherte Müller eine komfortable Mehrheit
in Landesausschuß und Landesversammlung, benachteiligte jedoch die wähler- und
mitgliederstarken Bezirks- und Kreisverbände der CSU in Altbayern, wo die parteiin-
terne Opposition ihre wichtigsten Bastionen hatte. Bei Wahlen schnitt die CSU jedoch
gerade in diesen Regionen besonders gut ab, wo sie an gewachsene organisatorische
und politische Traditionen anknüpfen konnte, während sie in den fränkisch-protestan-
tischen Landesteilen auf Hindernisse konfessioneller Art und auf antibajuwarische
Ressentiments stieß. Hinzu kam, daß der Einfluß der Parteiführung auf die Aufstellung
der Kandidaten für die Wahlen zur Verfassunggebenden Landesversammlung und zum

bayerischen Landtag begrenzt war, so daß es für Müller nur wenige Möglichkeiten gab,
die Zusammensetzung der künftigen Fraktion zu beeinflussen6. In den CSU-Fraktio-
nen in der Verfassunggebenden Landesversammlung und im Landtag dominierten des-
halb die Abgeordneten, die der Parteiführung um Josef Müller, wenn nicht in offener
Opposition, so doch wenigstens mit abwartender Skepsis gegenüberstanden7. Diese
strukturelle Mehrheit der innerparteilichen Gegner mußte nicht zwangsläufig zur Ent-
machtung Müllers führen8, immerhin wußte der CSU-Vorsitzende einen zahlenmäßig
nicht unbedeutenden Teil der Fraktion hinter sich. Erst die Unüberbrückbarkeit per-
sönlicher Gegensätze, Aufstieg oder Versagen bestimmter Abgeordneter, die Entwick-
lung der politischen Situation und der seit Sommer 1948 fortschreitende Zerfall des

3 Festansprache Josef Müllers anläßlich der Feierlichkeiten zum 10 jährigen Bestehen der CSU, in:
10 Jahre Christlich-Soziale Union in Bayern, hrsg. vom Generalsekretariat der Christlich-Sozialen
Union in Bayern aus Anlaß des Landesparteitages am 23. Oktober 1955 in München, München
1955, S. 37-50, hier S. 48 f.

4 Vgl. dazu Fait, Anfänge, S. 126-142.
5 Satzung der CSU in der Fassung vom 4. 10. 1946, abgedruckt in: Protokolle und Materialien,

S. 1783-1803; 1948 veränderte eine kleine Satzungsreform das Kräfteverhältnis etwas zuungunstendes Müller-Flügels.
6 Vgl. dazu S. 148-151.
7 Wenn Anton Pfeiffer im Oktober 1946 gegenüber einem Vertreter der Besatzungsmacht erklärte, un-

ter den CSU-Abgeordneten in der Verfassunggebenden Landesversammlung seien nur 26 für JosefMüller als Parteivorsitzenden, aber 80 gegen ihn, dürften diese Angaben in etwa korrekt und nur ge-ringfügig zugunsten der Müller-Gegner geschönt sein. IfZ-Archiv, RG 84, 747/33, Memorandum of
Conversations of J. D. Beam with Dr. Mueller und Dr. Pfeiffer, undatiert. In einem Strategiepapier
aus der Umgebung Josef Müllers hieß es dagegen, bei geheimer Abstimmung seien die Kräfte in
der Fraktion etwa gleich stark. ACSP, NL Müller 224, Memorandum: „Politische Lage in Bayern",
ungezeichnet, undatiert (Oktober/November 1946).

8 Dies suggeriert Mintzel, Anatomie, S. 120.



1. Ursachen und Motive 121

Müller-Flügels ermöglichten es der innerparteilichen Opposition, die Landtagsfraktion
zu ihrer wichtigsten Basis in den Führungs- und Flügelkämpfen auszubauen.

Der Gegensatz zwischen Parteiführung und Unionsfraktion schuf zwar die Voraus-
setzung für eine neue Qualität der innerparteilichen Auseinandersetzung, die Situation
an sich aber war der Parteiführung nicht gänzlich unbekannt, denn schon 1945 hatte
sich eine ähnliche Konstellation ergeben9. Mit der Berufung Wilhelm Hoegners zum

Ministerpräsidenten hatte sich für die CSU in statu nascendi Anfang Oktober 1945
die Frage gestellt, ob sie sich an einem sozialdemokratisch geführten Kabinett beteili-
gen solle oder nicht10. Die Meinungsverschiedenheiten, die darüber unter den Mitglie-
dern des Münchner Gründerkreises bestanden, waren jedoch so groß, daß der Vorbe-
reitende Ausschuß der CSU am 5. Oktober lediglich einen sehr ambivalenten Beschluß
fassen konnte11. Einerseits wurde festgestellt, daß die CSU die Regierung Hoegner
nicht als Koalitionskabinett betrachte und sich offiziell nicht daran beteilige; anderer-
seits stellte man es den Parteimitgliedern aber frei, als Fachleute in das Kabinett einzu-
treten. Die parteioffizielle Distanz zur Regierung Hoegner bei gleichzeitiger Mitarbeit
im Kabinett brachte der CSU unbestreitbar gewichtige Vorteile. Man konnte jederzeit
auch aus wahltaktischen Erwägungen heraus öffentlich von notwendigen, aber unpo-
pulären Maßnahmen abrücken12 und zugleich die anstehenden Grundsatzentscheidun-
gen an führender Stelle mitgestalten. Zugleich trug dieser Beschluß grundsätzlichen Er-
wägungen Müllers und Scharnagls Rechnung, für die eine klare Abgrenzung zwischen
Regierung und Opposition zu den Kennzeichen einer funktionierenden Demokratie
gehörte13. Allerdings bedeutete die Zurückhaltung der provisorischen Parteiführung
in Fragen der Regierungspolitik auch einen selbstgewählten Rückzug aus einer bei al-
len Beschränkungen durch die amerikanische Besatzungsmacht doch wesentlichen
Schaltstelle bayerischer Politik. Josef Müller gehörte noch nicht einmal der Delegation
an, die im Oktober 1945 mit Vertretern von SPD und KPD über die Regierungsbil-
dung verhandelte, während Fritz Schäffer und Alois Hundhammer zu den Wortfüh-
rern der CSU zählten14. Josef Müller und seine Mitstreiter kümmerten sich in diesen
Wochen vornehmlich um den organisatorischen Aufbau der CSU und um die Konsoli-
dierung ihrer eigenen Position; das Machtvakuum, das durch die Abstinenz der Partei-
spitze entstanden war, füllten dagegen die CSU-Mitglieder im Kabinett Hoegner mehr
und mehr aus.

9 Vgl. Fait, Anfänge, S. 119ff.
,0 Zur Bildung des ersten Kabinetts Hoegner und zur Rolle der CSU vgl. Gelberg, Einleitung zu den

Protokollen des Bayerischen Ministerrats: Kabinett Hoegner I, S. XXXI-LII.
" Protokoll der Sitzung des Vorläufigen Landesausschusses der CSU am 17. 12. 1945 in München, in:

Protokolle und Materialien, S. 18 f. Zur Regierungsbildung im Herbst 1945 vgl. BayHStA, NL Pfeif-
fer 53, Aufzeichnungen Anton Pfeiffers über die Bildung des Kabinetts Hoegner Í, undatiert.

12 Vgl. Mintzel, Geschichte der CSU, S. 325 f.
13 IfZ-Archiv, Fh 56, Karl Scharnagl an Josef Müller vom 3. 10. 1945. Für eine reguläre Beteiligung der

CSU am Kabinett Hoegner hatten dagegen führende Vertreter des Bauernflügels plädiert, wie Alois
Schlögl im Dezember 1946 nochmals betonte; ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssit-
zung am 9. 12. 1946.

14 IfZ-Archiv, Fh 56, Aktennotiz Josef Müllers über sein Verhältnis zu Alois Hundhammer vom 25.2.
1946; ACSP, CSU-LSG, Ordner Müller

-

Hundhammer 1952, „Niederschrift über den Beleidi-
gungsprozeß Staatsminister Dr. Müller

-

Gaßner in Landshut" am 23. und 25. 8. 1948; BayHStA,
NL Pfeiffer 53, Aufzeichnungen Anton Pfeiffers über die Bildung des Kabinetts Hoegner I, unda-
tiert; neben Schäffer und Hundhammer waren u. a. Johannes Semler, Anton Pfeiffer und Hans Ehard
an den Besprechungen beteiligt.
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Diese Konstellation begünstigte in den sich verschärfenden Konflikten die Opposition
gegen den CSU-Vorsitzenden, wie sich bald herausstellte. Denn von den Ministern und
Staatssekretären der bayerischen Unionspartei, die Hoegner berufen hatte, zählte keiner
zum engeren Kreis um den Ochsensepp, lediglich Heinrich Krehle unterstützte zeitwei-
se die politische Linie der Parteiführung. Dagegen bekleideten mit Anton Pfeiffer und
später mit Joseph Baumgartner zwei prominente Gegner Müllers Schlüsselpositionen15.
Von den insgesamt neun CSU-Politikern, die zwischen Oktober 1945 und Dezember
1946 im Kabinett saßen, hatten sieben der BVP, den Christlichen Bauernvereinen oder
den Christlichen Gewerkschaften angehört; Pfeiffer, Baumgartner, Krehle und Helme-
rich hatten in diesen Organisationen auch wichtige Funktionen ausgeübt. Die Staatsse-
kretäre Hans Ehard, Hans Kraus, Hans Meinzolt und Wilhelm Niklas entstammten
der traditionell gouvernemental-föderalistischen bayerischen Ministerialbürokratie. Bis
auf Hans Meinzolt16, der zwischen 1933 und 1945 mit dem Titel eines Oberkirchenrats
als Vizepräsident des evangelisch-lutherischen Landeskirchenrats in München fungiert
hatte, bekannten sich alle Regierungsmitglieder der CSU zum katholischen Glauben.

Ein Regierungsamt ermöglichte es auch weniger bekannten Politikern, sich landes-
weit zu profilieren und schließlich in die Führungsmannschaft der CSU aufzusteigen.
Wie bedeutend dieser kleine Kreis für die Entwicklung der bayerischen Politik insge-
samt werden sollte, fällt sofort auf, wenn man die Karriereverläufe der neun CSU-Ver-
treter in der Regierung Hoegner prospektiv betrachtet: Hans Ehard stand zwischen
1946 und 1962 vier Kabinetten vor und war fünfeinhalb Jahre lang Vorsitzender seiner
Partei. Joseph Baumgartner entwickelte sich zur Integrationsfigur der Bayernpartei,
nachdem er die CSU verlassen hatte, und führte als stellvertretender Ministerpräsident
1954-1957 erneut das Landwirtschaftsministerium. Anton Pfeiffer hatte als Staatsmini-
ster und Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion im Parlamentarischen Rat maßgebli-
chen Anteil an der Gestaltung des Grundgesetzes. Heinrich Krehle amtierte bis 1954
als Staatssekretär und Staatsminister im Arbeitsministerium. Hans Kraus wurde im Ja-
nuar 1947 zum bayerischen Finanzminister berufen und hatte dieses Amt bis zu seinem
Rücktritt 1950 inne. Hans Müller blieb zunächst Staatssekretär im Finanzministerium
und beendete seine Karriere 1955 als Präsident des Bundesfinanzhofes. Wilhelm Niklas
wurde der erste Bundeslandwirtschaftsminister, und Hans Meinzolt, von Kultusmini-
ster Alois Hundhammer im Dezember 1946 zunächst aus seinem Amt verdrängt, ge-
hörte als Staatssekretär im Kultusministerium auch dem zweiten Kabinett Wilhelm
Hoegners an. Lediglich Michael Helmerich blieb eine weitere Karriere versagt17, aber

15 Baumgartner bekleidete das Amt des Landwirtschaftsministers, Pfeiffer war zunächst HoegnersStaatssekretär in der Staatskanzlei und seit Juli 1946 als Staatsminister für Sonderaufgaben mit der
Durchführung der Entnazifizierung betraut, Michael Helmerich führte seit Februar 1946 das Ver-
kehrsministerium. Pfeiffers Nachfolger als Leiter der Staatskanzlei war Hans Kraus, die übrigenStaatssekretäre der CSU waren folgenden Ministerien zugeordnet: Heinrich Krehle

-

Arbeitsmini-
sterium, Wilhelm Niklas

-

Landwirtschaftsministerium, Hans Müller
-

Finanzministerium, Hans
Ehard

-

Justizministerium, Hans Meinzolt
-

Kultusministerium. Vgl. Protokolle des BayerischenMinisterrats: Kabinett Hoegner I, S. LII-LX.
16 Ob Hans Meinzolt formal der CSU angehörte, läßt sich nicht eindeutig klären, bei den Verhandlungenüber die Regierungsbildung galt er jedoch als Kandidat und Repräsentant der CSU. BayHStA, NL

Pfeiffer 53, Aufzeichnungen Anton Pfeiffers über die Bildung des Kabinetts Hoegner I, undatiert.
17 Helmerich sollte auch im ersten Kabinett Ehard zum Verkehrsminister ernannt werden; Bedenken

der Militärregierung verhinderten dies jedoch. ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktions-
sitzung am 10. 1. 1947.
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er gehörte von 1950 bis 1966 immerhin für die CSU dem bayerischen Landtag an. Wie
sehr sich das Verhältnis zwischen der Parteiführung und ihren eigenen Ministern und
Staatssekretären bis zum Sommer 1946 verschlechtert hatte, zeigen die Klagen von

Mitarbeitern Josef Müllers. Die Union sei über „Pläne und Entwürfe der Regierung
völlig unzulänglich unterrichtet", hieß es. Die Schuld daran liege „zum Teil bei der Re-
gierung, zum Teil bei den Kabinettsmitgliedern der Union, zum Teil bei der Union
selbst". Es sei „unmöglich, dass die Partei über wichtige Gesetzesentwürfe erst viel
zu spät durch Zufall oder aus der Presse Kenntnis" erhielte18. Doch diese Spannungen
zwischen der Parteiführung und den Regierungsmitgliedern der CSU und die Isolie-
rung und Selbstisolierung der Parteispitze von den Schalthebeln der Regierungsmacht
waren lediglich der Prolog für die Auseinandersetzungen zwischen den Führungsgre-
mien der Parteiorganisation und der CSU-Fraktion nach den ersten landesweiten Wah-
len im Juni und Dezember 1946.

2. Die CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden
Landesversammlung

Die Wahlen zur Verfassunggebenden Landesversammlung Bayerns am 30. Juni 1946
waren für die CSU ein weiterer großer Erfolg. Mit 58,3 Prozent der Wählerstimmen
errang die CSU die absolute Mehrheit und verfügte in der Verfassunggebenden Lan-
desversammlung mit 109 Mandaten über mehr als doppelt soviele Sitze wie die bayeri-
sche SPD, die mit 28,8 Prozent der Stimmen und 51 Abgeordneten zur zweitstärksten
Kraft geworden war19. Die Freude über diesen Wahlsieg war in der Führungsriege der
Partei aber nicht ungetrübt. Josef Müller bereitete vor allem die Zusammensetzung
der Fraktion Sorgen20. Der CSU-Vorsitzende, der auf jüngere Kräfte setzte und für
den Dynamik zu den Schlüsselbegriffen politischen Denkens gehörte, hielt den Alters-
durchschnitt der CSU-Abgeordneten mit mehr als 54 Jahren21 für zu hoch und sprach
von einer „Vergreisung" der Fraktion, die auch schon Vertreter der Militärregierung
moniert hätten22. Überhaupt entsprach die Sozialstruktur der Fraktion nicht Müllers
Vorstellungen, „da sie vor allem kein getreues Abbild der Union sei". Die Bauernver-
treter „unter der Führung Horlachers und Schlögls" seien viel zu zahlreich vertreten,
während die Arbeiterschaft stark unterrepräsentiert sei. In einem Strategiepapier der
Landesleitung wurde überdies konstatiert, die wenigen Arbeitervertreter seien zwar

„qualitativ gut", aber gerade im Vergleich mit den bäuerlichen Abgeordneten nicht
„robust genug", um sich in der Unionsfraktion durchsetzen zu können. Das lag nicht

18 ACSP, NL Müller 17, Notiz über eine „Besprechung organisatorischer Mängel in der Arbeit der
Union und Diskussion von Verbesserungsvorschlägen" am 19. 8. 1946.

19 Vgl. Ritter/Niehuss, Wahlen in Deutschland, S. 147. Eine interne Analyse des Wahlergebnisses der
CSU findet sich in: ACSP, LTW 1946, „Auswertung des Wahlergebnisses vom 30. Juni 1946".

20 Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946 in München, in: Protokolle und
Materialien, S. 577, sowie Sitzung des Ochsen-Clubs am 24. 7. 1946, in: Lehrjahre, S. 84 f.

21 Nach Schmidt, Staatsgründung und Verfassungsgebung, Bd. 1, S. 127, betrug der Altersdurchschnitt
der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landesversammlung (Stichtag: 26. 10. 1946) 54,2 Jah-
re; die CSU stellte damit im Schnitt die ältesten Abgeordneten.

22 Protokoll der Sitzung des Ochsen-Clubs am 24. 7. 1946, in: Lehrjahre, S. 84; die folgenden Zitate
finden sich ebenda.
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zuletzt daran, daß den Repräsentanten der christlichen Arbeiterschaft ebenso wie den
evangelischen Mandatsträgern mehrheitlich jede parlamentarische Erfahrung fehlte,
während auf der anderen Seite eine Reihe von ehemaligen BVP- und BBB-Politikern
stand, die ihre Parteien vor 1933 bereits im Land- oder Reichstag vertreten hatten23.

Wie ungünstig die Kräfteverhältnisse in der CSU-Fraktion für den Parteivorsitzen-
den und seine Mitstreiter wirklich standen, zeigte erstmals die Debatte um die Person
des Fraktionschefs und um die Besetzung des Vorstands der Fraktion in der Verfas-
sunggebenden Landesversammlung. Am 15. Juli 1946 traf sich die neugewählte Frakti-
on im Münchner Rathaus zu ihrer ersten Sitzung24. Den Vorsitz führte Josef Müller
zunächst selbst. Damit verfügte der Parteichef über diverse Möglichkeiten, den Sit-
zungsverlauf in seinem Sinne zu beeinflussen

-

ein Instrumentarium, das der Ochsen-
sepp in der Regel virtuos zu handhaben verstand. Angesichts der innerparteilichen
Konfliktlage und der brisanten Personalentscheidungen, die auf der Tagesordnung
standen, waren Auseinandersetzungen allerdings geradezu vorprogrammiert. Glaubt
man Müllers eigenen Worten, so hatte er im Vorfeld davon abgesehen, Einfluß auf die
Fraktion oder wenigstens auf einzelne Abgeordnete zu nehmen, und er verzichtete
auch darauf, selbst eine Liste mit Personalvorschlägen für die wichtigsten Ämter in
Fraktion und Verfassunggebender Landesversammlung vorzulegen25.

Ein Teil der Mandatsträger, man sprach von etwa 40, scheint dagegen mit festumris-
senen Vorstellungen in die Fraktion gekommen zu sein. Es waren dies die zahlreichen
Vertreter bäuerlicher Interessen unter den CSU-Abgeordneten, die bereits vor der Sit-
zung zu einer Besprechung zusammengekommen waren26. Das Ziel einer solchen In-
itiative lag auf der Hand: die Sicherung des Einflusses der bäuerlichen Interessenvertre-
ter

-

und damit indirekt des Bayerischen Bauernverbands
-

auf die Gestaltung der neu-

en Verfassung durch die Besetzung wichtiger Ämter mit eigenen Leuten. Auch daß da-
mit eine Verschiebung des innerparteilichen Kräfteverhältnisses einhergehen konnte,
mußte allen Beteiligten klar sein. Doch die ersten Personalvorschläge für das Amt des
Fraktionsvorsitzenden, über dessen politische Bedeutung sich die Abgeordneten einig
waren27, kamen von anderer Seite. Landrat Josef Jörg aus Hammelburg nominierte

ACSP, NL Müller 224, Memorandum: „Politische Lage in Bayern", ungezeichnet, undatiert (Okto-
ber/November 1946).
Zur ersten Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landesversammlung (mit ausführ-
lichen Zitaten aus dem Sitzungsprotokoll) vgl. In Verantwortung für Bayern. 50 Jahre CSU-Fraktion
im Bayerischen Landtag 1946-1996, hrsg. von der CSU-Landtagsfraktion, München 1996, S. 58-67.
ACSP, CSU-LTF 1,15-14, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Lan-
desversammlung am 15. 7. 1946; Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946
in München, in: Protokolle und Materialien, S. 576 f. August Haußleiter erinnerte sich später: „Daß
Hundhammer Fraktionsvorsitzender der CSU in der Verfassunggebenden Landesversammlung wur-

de, war bereits eine erste Weichenstellung gegen Müller. Auch wir Jüngeren, die eigentlich Anhänger
des ,Ochsensepp' waren, wählten Hundhammer mit. Denn woher sollten wir wissen, wer Hund-
hammer war und was er repräsentierte? Müller hatte uns schlecht informiert. Er war eben kein Or-
ganisator. Sonst hätte er die ersten Niederlagen nicht so erleben müssen." August Haußleiter, Der
Sturz des „Ochsensepp", in: Schröder, Bayern 1945, S. 89-104, hier S. 99.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Lan-
desversammlung am 15. 7. 1946; ACSP, NL Müller 224, Memorandum: „Politische Lage in Bayern",
ungezeichnet, undatiert (Oktober/November 1946), und NL Müller 5, undatierte Aufzeichnung
über die Haltung der Bauernvertreter in der CSU.
Der Abgeordnete Josef Krempl erklärte: „Zweifellos hat der Fraktionsvorsitzende den wichtigsten
Posten in der Partei." ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der
Verfassunggebenden Landesversammlung am 15. 7. 1946; das folgende nach ebenda.
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den Parteivorsitzenden, Anton Pfeiffer brachte Staatssekretär Krehle ins Gespräch,
Max Zwicknagl den knorrigen Michael Horlacher. Den Vorschlag, Josef Müller auch
zum Fraktionschef zu wählen, konterte Pfeiffer mit einem einleuchtenden Hinweis:

„Wir haben eine Reihe sehr wichtiger Funktionen zu besetzen, die Fachkenntnis und politische
Erfahrungen verlangen. Wir dürfen diese Funktionen nicht häufen. Für die Parteileitung, für die
Fraktion, für die Ausschüsse und für die Regierung brauchen wir wenigstens 30-40 Leute. Diese
Funktionen dürfen nicht bei einigen wenigen Personen angehäuft werden."

Dieses Verdikt, das auch als indirekte Ablehnung der Verbindung von Partei- und
Fraktionsvorsitz verstanden werden konnte, entwickelte sich zum zentralen Argument
gegen eine Kandidatur Josef Müllers und wurde beispielsweise von Joseph Baumgart-
ner und Alois Schlögl, dem einflußreichen Generalsekretär des Bayerischen Bauernver-
bands, wiederholt vorgebracht. Landwirtschaftsminister Baumgartner war es, der den
im Vorfeld abgestimmten Vorschlag des bäuerlichen Flügels der Fraktion präsentierte
und damit die Katze aus dem Sack ließ:
„Vom Standpunkt der bäuerlichen Wähler, die über 60% aller Stimmen ausmachen, bitte ich um

Ihr Einverständnis, dass wir Horlacher, der eine grosse Erfahrung hat, als Fraktionsvorsitzenden
nehmen. Ich hätte den grossen Wunsch, dass Sie Horlacher Ihr Vertrauen geben, damit auf diese
Weise die bäuerlichen Wähler gewürdigt werden."

Ein Teil der Abgeordneten fühlte sich von Baumgartners Wahlempfehlung geradezu
„überrumpelt". Franz Pfleger, Oberbürgermeister von Weiden, sprach sogar von die-
sem „Diktum" des Landwirtschaftsministers als einer „der grössten Enttäuschungen"
seines politischen Lebens. Ohne formell vorgeschlagen zu sein oder selbst das Wort
zu ergreifen, war auch Alois Hundhammer ein prominenter Kandidat für den Frakti-
onsvorsitz28, so daß sich die Debatte früh auf drei Kandidaten zuspitzte, die in den par-
teiinternen Führungs- und Flügelkämpfen verschiedene Richtungen vertraten.

Josef Müller sah sich angesichts dieses Diskussionsverlaufs gezwungen, seine takti-
sche Marschroute zu ändern29. Um einen Vertreter der internen Opposition wie Hund-
hammer oder den unberechenbaren Horlacher zu verhindern, plädierte er nun dafür, ei-
nen von den Auseinandersetzungen unbelasteten, „ganz neuen Mann" mit dem Frakti-
onsvorsitz zu betrauen oder die Entscheidung zu vertagen, wobei er wohl mit dem Ge-
danken liebäugelte, so lange die Fraktion selbst zu führen. Die Nominierung eines un-

bekannten Kompromißkandidaten hätte zu diesem Zeitpunkt ebenso einen Punktsieg
Müllers bedeutet wie eine Verschiebung der fraktionsinternen Wahlen. Die Vorschläge
des Landesvorsitzenden erwiesen sich jedoch allen Anstrengungen und taktischen Fi-
nessen zum Trotz als nicht durchsetzbar, und die Fraktion stimmte schließlich über
ein Paket aus Personalvorschlägen ab, das Anton Pfeiffer in der Zwischenzeit geschnürt
hatte und das den verschiedenen innerparteilichen Richtungen ebenso Rechnung trug,
wie es Forderungen nach regionaler, konfessioneller und berufsständischer Repräsenta-
tion berücksichtigte. Die Bauernvertreter sollten den Fraktionsvorsitzenden benennen,
August Haußleiter als Vertreter der evangelischen Teile Frankens und der Gewerk-
schafter Lorenz Sedlmayr sollten als stellvertretende Fraktionsvorsitzende fungieren.

Max Rief brachte Hundhammer, der mehr „vom allgemeinen Gesichtspunkt aus geeignet" sei, ins
Gespräch und sprach kurz vor der Abstimmung davon, daß für Hundhammer „die Reklametrommel
gerührt" worden sei.
Vgl. die unzutreffende Darstellung bei Fait, Anfänge, S. 118.



126 III. Der Dualismus zwischen Partei und Fraktion 1946-1948

Das Wahlergebnis war jedoch eine Überraschung. Die Fraktion hatte nicht dem er-

klärten Favoriten Michael Horlacher das Vertrauen ausgesprochen, sondern Alois
Hundhammer, der 51 Stimmen auf sich vereinigen konnte30. Gleichsam als Kompensa-
tion für seine Niederlage nominierte die Fraktion Horlacher für das Amt des Präsiden-
ten der Verfassunggebenden Landesversammlung, und es bestanden keine Zweifel dar-
über, daß er im Plenum auch die notwendige Stimmenzahl erhalten würde31. Auch Au-
gust Haußleiter, der sich

-

verlockt von der Aussicht auf einen Platz in der Fraktions-
spitze

-

in der vorangegangenen Diskussion überraschend gegen Josef Müller gestellt
hatte, konnte sich bei der Wahl der beiden stellvertretenden Vorsitzenden nicht durch-
setzen. Er unterlag klar gegen den evangelischen Landwirt Adam Sühler aus Oberfran-
ken32 und den Augsburger CSU-Politiker Hans Imler, die beide zum Müller-Flügel der
bayerischen Unionspartei tendierten. Komplettiert wurde der Fraktionsvorstand durch
Anton Maier, einen alten Gefolgsmann Anton Pfeiffers aus dem Generalsekretariat der
BVP, und den enttäuschten August Haußleiter33.

Zweifelsohne war dieses Ergebnis für Müller und seine politischen Freunde eine
schwere Niederlage, deren Auswirkungen sich noch gar nicht übersehen ließen. Mit
der Wahl Hundhammers zum Fraktionsvorsitzenden war der vielleicht schärfste Geg-
ner des Ochsensepp in eine der einflußreichsten Positionen gekommen, die die Partei
zu vergeben hatte. Auch die Nominierung Horlachers für das Amt des Präsidenten
der Verfassunggebenden Landesversammlung war für den Landesvorsitzenden eine
zwiespältige Angelegenheit. Die Tatsache, daß nur eine Minderheit der CSU-Abge-
ordneten hinter ihm stand und daß sich offensichtlich auch ansonsten treue Mitstreiter
mit seinen Gegnern verständigt hatten, mußte Müller ebenfalls alarmieren. Mit am

schwersten wog jedoch: Die Wahl Hundhammers und Horlachers drohte die Vertei-
lung der Spitzenämter in Fraktion und Landtagspräsidium nach den ersten Landtags-
wahlen zu präjudizieren. Bis dahin versuchte man, das Beste aus der verfahrenen Si-
tuation zu machen. Die Parteiführung habe sich nur deshalb nicht gegen die Wahl
Hundhammers zur Wehr gesetzt, stand in einem Memorandum der Landesleitung zu

lesen,
„weil sie der Auffassung war, dass dem Dr. Hundhammer Gelegenheit gegeben würde, sich zu

verbrauchen, und weil damit die Haltung der Union
-

Bayern ein selbstverständliches und gleich-
berechtigtes Glied des Deutschen Bundesstaates

-

gegen den Hauptexponenten des Baju[w]aris-
mus mit teilweise monarchistisch-separatistischer Prägung herausgearbeitet werden könnte"34.

Die Personalentscheidungen, die von den Abgeordneten am 15. Juli getroffen wurden,
verhießen ebenso wie der Verlauf der konstituierenden Fraktionssitzung nichts Gutes

30 Horlacher erhielt nur 44 Stimmen, Josef Müller vier, Franz Pfleger zwei und Heinrich Krehle eine;
drei Stimmzettel  waren ungültig.

31 In der Stichwahl konnte sich Horlacher mit 57 Stimmen gegen Lorenz Krapp durchsetzen, der
45 Stimmen erhielt. Zugleich nominierte die Fraktion die beiden weiteren Mitglieder der CSU für
das Präsidium der Verfassunggebenden Landesversammlung: Lorenz Sedlmayr als 2. Vizepräsiden-
ten und Maria Deku als Schriftführerin, die beide zum Müller-Flügel der Partei tendierten.

32 Adam Sühler erhielt 72 Stimmen, die höchste Stimmenzahl bei diesen fraktionsinternen Wahlen
überhaupt, August Haußleiter und Konrad Kubier erhielten je 12 und Maria Deku sechs.

33 ACSP, CSU-LTF I, 15-14/1, Liste der Mitglieder des Vorstands der CSU-Fraktion in der Verfas-
sunggebenden Landesversammlung vom 29. 7. 1946.

34 ACSP, NL Müller 224, Memorandum: „Politische Lage in Bayern", ungezeichnet, undatiert (Okto-
ber/November 1946).
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für die Zukunft35. Tatsächlich sollte es nicht lange dauern, bis sich die ersten gravieren-
den Konflikte zwischen den Führungsgremien der Partei und der Fraktion einstellten,
und auch die Zusammenarbeit der verschiedenen Zirkel in der CSU-Fraktion erwies
sich als schwierig. Wie zerrüttet das Verhältnis zwischen Parteiführung und Fraktions-
mehrheit schon nach wenigen Wochen war, mußte beispielsweise Gerhard Kroll erfah-
ren, als er darum bat, an einer Fraktionssitzung teilnehmen zu dürfen. Die Abgeordne-
ten beschlossen jedoch mit Mehrheit, Gäste bei ihren Beratungen auch dann nicht zu

dulden, wenn sie zu den maßgeblichen Mitgliedern der eigenen Partei zählten36.
Aber nicht nur dieser Vorfall zeigte, daß Hundhammer und seine Gefolgsleute nicht

gewillt waren, eine Einflußnahme der Parteiführung auf die Arbeit der Fraktion zu

dulden. So begegnete man der Arbeit des Parteiausschusses für Verfassungsfragen be-
stenfalls mit Desinteresse37, und Johannes Semler, der Vorsitzende des Wirtschaftspoli-
tischen Ausschusses der CSU und autorisierte Sprecher der Partei in Wirtschaftsfragen,
wurde bei der Gestaltung der Verfassungsartikel, die die Wirtschaftsordnung und den
Senat betrafen, von Teilen der eigenen Fraktion im Zusammenspiel mit der SPD offen
desavouiert38. Kein Wunder, daß dieses Vorgehen bei den Betroffenen Frustration, ja
Erbitterung auslöste39. Karl Gronwald, ein Protestant, der vor 1933 der DNVP ange-
hört hatte und nun zu den wichtigsten Mitstreitern Josef Müllers im fränkisch-prote-
stantischen Raum zählte, stellte resigniert fest, die Tatsache, daß „unsere ganze Arbeit
im Wirtschaftspolitischen Ausschuß einfach wie Makulatur behandelt" worden sei,
habe seiner „Freudigkeit zur weiteren Mitarbeit doch einen neuen, erheblichen Stoss
versetzt", und es sei für ihn fast unmöglich, seine Arbeit am Grundsatzprogramm der
CSU fortzusetzen40. Die Jugendvertreter des Bezirksverbands Schwaben übten eben-
falls scharfe Kritik an den „alten Methoden", mit denen in der Unionsfraktion gearbei-
tet werde, und forderten Anfang September in einer scharf formulierten Resolution,
die Abgeordneten „an die Grundsätze und Beschlüsse der Partei" zu binden41.

Schon drei Tage nach der ersten Fraktionssitzung teilte August Haußleiter dem Fraktionsvorsitzen-
den mit, daß er solange von einer Mitarbeit im Verfassungsausschuß der Verfassunggebenden Lan-
desversammlung absehe, bis die Stellung der evangelischen Abgeordneten in der Fraktion geklärt
sei. ACSP, NL Müller 5, August Haußleiter an Alois Hundhammer vom 18. 7. 1946.
Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946 in München, in: Protokolle und
Materialien, S. 516 f. und S. 592.
ACSP, CSU-LTF I, 15-12/4 und 5, Walter Keim an Alois Hundhammer vom 31. 7. 1946 und dessen
Antwortschreiben an Walter Keim vom 3. 8. 1946.
Vgl. dazu Mintzel, Geschichte der CSU, S. 235-242, und Peter Jakob Kock, Warum im Senat so viele
Landwirte wie Gewerkschafter sitzen. Protokoll beweist: Der CSU-Wirtschaftsflügel wurde ausge-bootet, in: Maximilianeum 4 (1992) Nr. 3, S. 36. ACSP, CSU-LTF I, 2-10, Memorandum des Wirt-
schaftspolitischen Ausschusses der CSU für die CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-
versammlung vom 24. 7. 1946; BAK, NL Probst 616, Johannes Semler an die Mitglieder des Wirt-
schaftspolitischen Ausschusses der CSU vom 4. 9. 1946.
Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946 in München, in: Protokolle und
Materialien, S. 548-559 und S. 568-575.
IfZ-Archiv, Fh 56, Karl Gronwald an Gerhard Kroll vom 11.9. 1946. Tief enttäuscht fuhr Gronwald
fort: „Von unseren Idealen und Zielen, für die wir vor Jahresfrist ausgezogen sind, ist fast nichts
mehr übriggeblieben. Ich glaube, es ¡st fast leichter, aus der Sozialdemokratie eine wirklich christli-
che Partei zu machen, als in der unsrigen die Grundsätze zu verwirklichen, für deren Durchführung
sie einmal gegründet wurde."
Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946 in München, in: Protokolle und
Materialien, S. 589 f.
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3. „Finis Bavariae"42?
Die CSU und die Staatspräsidentenfrage

a) Das Erbe der BVP

Zu diesem Zeitpunkt waren die Auseinandersetzungen um das Amt eines bayerischen
Staatspräsidenten bereits voll entbrannt. Dieser Konflikt ließ den Antagonismus zwi-
schen Partei und Fraktion offen zutage treten und brachte die CSU an den Rand der
Spaltung. Die Staatspräsidentenkrise vom Sommer 1946 war ein Höhepunkt der Füh-
rungs- und Flügelkämpfe und kann geradezu als Musterbeispiel für die Interdepen-
denz der sachlichen, persönlichen und strukturellen Konfliktursachen gelten, die für
die ständigen Streitereien verantwortlich waren.

Um die Erbitterung verstehen zu können, mit der in der CSU um das Staatspräsi-
dentenamt gerungen wurde, muß man sich die Grundzüge der föderalistischen Politik
der BVP in den zwanziger Jahren in Erinnerung rufen. Der Kampf um den Bestand
des bayerischen Staates, dessen Degeneration zu einer Reichsprovinz man befürchtete,
war der eigentliche Kernbereich der Politik der BVP43, die im Parteiensystem der Wei-
marer Republik als „eigenständige und eigenwillige Landespartei" eine Sonderstellung
einnahm44. Trotz aller Anstrengungen und Propaganda läßt sich allerdings nicht über-
sehen, daß die BVP ihre weitgehenden Zielsetzungen, wie sie beispielsweise im födera-
listischen Programm vom Oktober 1922 formuliert worden waren45, nicht einmal an-

nähernd erreichen konnte. Klaus Schönhoven hat das Dilemma der föderalistischen
Politik der BVP in der Weimarer Republik treffend beschrieben:
„Zunächst erstrebte man eine Ausweitung der Souveränität Bayerns über die Verfassung von 1871
hinaus; kurze Zeit später wäre man bereits mit der Rückkehr zur Bismarck-Verfassung zufrieden
gewesen; dem folgte die Orientierung an den existenten Verfassungsverhältnissen, der Ruf nach
föderalistischer Korrektur der Weimarer Verfassung; schließlich sah man sich in die Lage ge-
drängt, die Verfassung von Weimar verteidigen zu müssen, wollte man den totalen Einheitsstaat
verhindern."46

Nachdem die Wirren des Krisenjahres 1923 die Phase der offenen Konfrontation zwi-
schen Bayern und der Reichsregierung beendet hatten, begann sich die BVP zögernd
auf den Boden der Weimarer Reichsverfassung zu stellen. Die Volkspartei und die
von ihr maßgeblich mitgetragene Staatsregierung, an deren Spitze seit 1924 Heinrich
Held stand, setzten nun auf „eine stark gouvernemental gehaltene föderalistische Revi-

42 ACSP, NL Müller 208, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-
versammlung am 2. 9. 1946.

43 Vgl. Fritz Schäffer, Die Aushöhlungs- und Aushungerungspolitik des Reiches gegenüber den Län-
dern. Nach einer Rede in der großen politischen Aussprache im bayerischen Landtag am 27. No-
vember 1928, München 1929. Vgl. auch Um den Bestand Bayerns! Bayerische Reichsprovinz?

-nein, Staat Bayern! Gedanken und Materialien zu dem Verfassungskampf zwischen Einheitsstaat
und Bundesstaat in Deutschland, hrsg. vom Generalsekretariat der BVP, München 1929, und Schön-
hoven, BVP, S. 279.

44 Karl Schwend, Die Bayerische Volkspartei, in: Erich Matthias, Rudolf Morsey (Hrsg.), Das Ende der
Parteien 1933, Düsseldorf 1960, S. 457-519, hier S. 457.

45 Das föderalistische Programm der Bayerischen Volkspartei. Nach den Beschlüssen der Landesver-
sammlung vom Oktober 1922, abgedruckt in: Im Zeichen des Föderalismus, S. 3-7.

46 Schönhoven, BVP, S. 279 f.
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sionspolitik"47 und waren in den Jahren zwischen 1924 und 1930 wesentlich an den
Diskussionen über eine Reichsreform beteiligt48.

Neben den Bemühungen um eine Neuregelung des Verhältnisses zwischen dem
Reich und den Ländern hatte die föderalistische Politik der BVP auch eine gleichsam
innenpolitische Dimension. Durch eine Neugestaltung der bayerischen Verfassung
von 1919 gedachte man zum einen, die Staatlichkeit Bayerns so weit wie möglich zu

betonen und abzusichern, sowie zum anderen, Veränderungen im Verfassungsgefüge
herbeizuführen, um das zu beseitigen, was man für Auswüchse des Parlamentarismus
hielt49. Ein Herzstück des Reformkonzepts der BVP, das zum Teil auch von ihren Ko-
alitionspartnern im bayerischen Landtag unterstützt wurde, war die Forderung nach
einem Staatspräsidenten. Ein mit weitgehenden Vollmachten ausgestatteter Staatspräsi-
dent, so hofften die Befürworter einer derartigen Institution, würde sowohl ein weithin
sichtbares Symbol bayerischer Staatlichkeit sein als auch als neutrale Gewalt über den
von politischen Parteien getragenen Verfassungsorganen stehen und so als Korrektiv
gegen einen scheinbar allmächtigen Landtag wirken50. Damit war die Forderung nach
einem Staatspräsidenten nicht nur eine Konsequenz bayerisch-föderalistischer Politik,
sondern auch ein Reflex antidemokratischer und antiparlamentarischer Ressentiments.

Daß die Forderung nach einem mit großer Machtfülle ausgestatteten Staatsober-
haupt die Hoffnung oder Befürchtung wachrief, dies ziele auf die Restauration der
Monarchie oder bedeute zumindest die Installation eines Ersatzmonarchen, ist nicht
verwunderlich51. Da aber auch unter den Parteien, die dem Amt eines bayerischen
Staatspräsidenten nicht prinzipiell ablehnend gegenüberstanden, große Differenzen
über die Wahlmodalitäten und Befugnisse des Staatsoberhauptes bestanden, hatte die-
ses Unternehmen im Landtag nie wirklich Aussicht auf Erfolg. Die BVP hatte bereits
im Sommer 1919 versucht, das Staatspräsidentenamt in der neuen Verfassung des Frei-
staates zu verankern, aber für diese Initiative war in der Verfassunggebenden Ver-
sammlung keine Mehrheit zu finden gewesen52.

Die Forderung, einen Staatspräsidenten an die Spitze Bayerns zu stellen, war auch
Teil der Koalitionsvereinbarung, die die Regierungsparteien nach der Landtagswahl
im Juni 1920 geschlossen hatten53. Doch konkrete Schritte zur Verfassungsreform
47 Karl Schwend, Bayern zwischen Monarchie und Diktatur. Beiträge zur Bayerischen Frage in der

Zeit von 1918-1933, München 1954, S. 333.
48 Vgl. dazu Schönhoven, BVP, S. 280, und Unger, Bayerische Bewegung, S. 14.
49 Vgl. Kock, Bayerns Weg, S. 29.
50 Vgl. Verhandlungen des Verfassungsausschusses über den Entwurf einer Verfassungsurkunde für den

Freistaat Bayern vom 16. 6. 1920, in: Verhandlungen des Bayerischen Landtags, 1919/1920, Beilagen-
Band II, München o. J., S. 88, S. 98, S. 132-139, S. 173-181, sowie Auszug aus der Niederschrift der
Verhandlungen des Ausschusses für Verfassungsfragen vom 12. 12. 1922, in: Verhandlungen des
Bayerischen Landtags, 1922/23, Beilagen-Band XI, S. 297-315; Stenographischer Bericht über die
174. öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am 28. 2. 1923, in: Stenographische Berichte über
die Verhandlungen des Bayerischen Landtags, München o. J., S. 953-969, und Stenographischer Be-
richt über die 117. öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am 20. 5. 1926, S. 501 ff.

51 Vgl. Stenographischer Bericht über die 24. öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am 19.11.
1924, S. 653 f., und Stenographischer Bericht über die 117. öffentliche Sitzung des Bayerischen Land-
tags am 20. 5. 1926, S. 501.

52 Vgl. Verhandlungen des Verfassungsausschusses über den Entwurf einer Verfassungsurkunde für den
Freistaat Bayern vom 16. 6. 1920, in: Verhandlungen des Bayerischen Landtags, 1919/1920, Beilagen-Band II, S. 88.

53 Vgl. Stenographischer Bericht über die 2. öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am 16. 7.
1920, S. 8.
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wurden weder von Ministerpräsident von Kahr noch von seinen Nachfolgern unter-

nommen, und am 15. September 1921 brachte Fritz Schäffer im Namen der BVP-
Fraktion einen Antrag im Parlament ein, in dem die Staatsregierung aufgefordert wur-

de, „baldmöglichst einen Gesetzentwurf vorzulegen, der einen Staatspräsidenten an

der Spitze der Staatsregierung vorsieht"54. Der zuständige Landtagsausschuß für Ver-

fassungsfragen behandelte Schäffers Antrag jedoch erst im Dezember des folgenden
Jahres, und der Landtag nahm den geringfügig geänderten Antrag am 28. Februar
1923 an55. Da aber die BVP zu keiner Zeit in der Lage war, eine ausreichende parla-
mentarische Mehrheit für eine Änderung der bayerischen Verfassung in ihrem Sinne
zustande zu bringen, wählte man den Weg des Volksentscheids. Schließlich war die
BVP-Führung stets der Meinung gewesen, daß hinter der Forderung nach einem
Staatspräsidenten „die große Masse des bayerischen Volkes steht"56. Am Tag der Neu-
wahl des Landtags, dem 6. April 1924, waren die Wähler aufgerufen, über ein bayeri-
sches Staatsoberhaupt abzustimmen. Aber wie alle parlamentarischen Initiativen
scheiterte auch der Versuch, eine Verfassungsänderung via Volksentscheid herbeizu-
führen. Die wahlberechtigte Bevölkerung Bayerns lehnte einen Staatspräsidenten ab57.

b) Die Diskussion in der CSU

Der Erfolg der CSU bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Landesversammlung
schien die Möglichkeit zu eröffnen, umstrittene Forderungen der BVP aus den zwanzi-
ger Jahren in der verfassungsrechtlich relativ offenen Situation des Jahres 1946 durch-
setzen zu können58. Einem Alleingang der CSU bei der Gestaltung der bayerischen
Verfassung standen allerdings zwei große Hindernisse entgegen: Einmal die strukturel-
le Kompromißunfähigkeit der diversen Parteiflügel in grundlegenden Fragen, dann die
parteienübergreifende Überzeugung, im Interesse der Demokratie müsse die neue Ver-
fassung auf ein möglichst breites Fundament gestellt werden59. Ohne detaillierte ver-

fassungspolitische Konzeption60 hatte die CSU den Wahlkampf in weiten Teilen Bay-
54 Antrag Fritz Schäffers im Namen der BVP-Fraktion vom 15. 9. 1921, in: Verhandlungen des Bayeri-

schen Landtags, 1921/22, S. 75. Schäffer selbst hat seine Gedanken über einen bayerischen Staatsprä-
sidenten m einem Aufsatz niedergelegt: Fritz Schäffer, Ein bayerischer Staatspräsident. Kritische Be-
trachtungen und Vorschläge zur Bayerischen Verfassung vom 14. 8. 1919, München 1922.

55 Vgl. Auszug aus der Niederschrift der Verhandlungen des Ausschusses für Verfassungsfragen vom
12. 12. 1922, in: Verhandlungen des Bayerischen Landtags, 1922/23, Beilagen-Band XI, S. 297-315,
bzw. Stenographischer Bericht über die 174. öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am 28.2.
1923, S. 968; Schäffers Antrag hatte den Wahlmodus für den Staatspräsidenten offengelassen, nach
der Änderung sollte er direkt vom Volk gewählt werden.

56 Auszug aus der Niederschrift der Verhandlungen des Ausschusses für Verfassungsfragen vom 12. 12.
1922, in: Verhandlungen des Bayerischen Landtags, 1922/23, Beilagen-Band XI, S. 298 (Heinrich
Held). Vgl. auch Bayerischer Kurier vom 5. 4. 1924.

57 Teilergebnisse veröffentlicht in: Bayerischer Kurier vom 7. 4. 1924.
58 Ein instruktiver Vergleich der Rahmenbedingungen für die Verfassungsdiskussionen nach dem Er-

sten und Zweiten Weltkrieg mit besonderer Berücksichtigung der Möglichkeiten föderalistischer Po-
litik bei Gelberg, Hans Ehard, S. 21-27.

59 Zu den Verfassungsberarungen des Jahres 1946 allgemein vgl. Barbara Fait, „In einer Atmosphäre
der Freiheit". Die Rolle der Amerikaner bei der Verfassunggebung in den Ländern der US-Zone
1946, in: VfZ 33 (1985), S. 420-455; Barbara Fait, Auf Befehl der Besatzungsmacht? Der Weg zur

Bayerischen Verfassung, in: Benz (Hrsg.), Neuanfang in Bayern, S. 36-63; Schmidt, Staatsgründung
und Verfassungsgebung.

60 Vgl. Henzler, Fritz Schäffer, S. 201 f. Die Parteiführung setzte einen Arbeitsausschuß für Verfas-
sungsfragen ein (vgl. den Bericht über eine Sitzung des Dienstag-Clubs am 18. 6. 1946, in: Lehrjahre,
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erns mit Forderungen bestritten, die stark an die Verfassungsreformbestrebungen der
untergegangenen BVP angelehnt waren und die Gestaltung des künftigen Wahlrechts,
die Einrichtung einer zweiten parlamentarischen Kammer und die Einsetzung eines
bayerischen Staatspräsidenten betrafen61.

Über dieses Verfassungsorgan hatte bereits im vorbereitenden Verfassungsausschuß,
der unter der Leitung von Ministerpräsident Hoegner62 zwischen März und Juni ei-
nen Verfassungsentwurf ausarbeitete, keine Einigkeit erzielt werden können63. Auch
die CSU war allen Wahlkampfparolen zum Trotz in dieser Frage tief gespalten64.
Wieviel Sprengstoff die Staatspräsidentenfrage tatsächlich in die CSU hineintragen
sollte, zeigten aber erst die verfassungspolitischen Diskussionen in der Verfassungge-
benden Landesversammlung. Im Gegensatz zu Josef Müller und seinen Mitstreitern,
die einem bayerischen Staatspräsidenten wenn nicht mit offener Ablehnung, so doch
mit deutlicher Reserve begegneten65, befürwortete der Großteil der CSU-Abgeordne-
ten ein solches Verfassungsorgan. Für die katholisch-konservativen Politiker in der
CSU und für die Verfechter der BVP-Tradition war die Forderung nach einem bayeri-
schen Staatsoberhaupt geradezu selbstverständlich, und die Vertreter stark föderalisti-
scher Konzeptionen unter den bäuerlichen Interessenvertretern und den bayerischen
Gouvernementalen unterstützten dieses Anliegen ebenfalls. Aber auch Politiker, die
sich wie Karl Scharnagl zwar scharf von der ehemaligen BVP distanziert hatten, aber
weiterhin in der Tradition bayerisch-föderalistischer Politik der Zwischenkriegszeit
standen, kämpften nun an der Seite Alois Hundhammers für das Staatspräsidenten-
amt66. Dazu kam, daß die Mitglieder der Unionsfraktion Persönlichkeiten in entschei-

S. 65); zur Arbeit dieses Gremiums vgl. die Dokumente im ACSP, NL Müller 36; im IfZ-Archiv, Fh
56, finden sich die Protokolle der ersten beiden Sitzungen des Arbeitskreises für Verfassungsfragen
am 14.6. und 18. 6. 1946. Interessant auch ACSP, CSU-LTF I, 2-10, Vorschläge des Arbeitskreises
für Verfassungsfragen an die Unionsfraktion vom 22. 7. 1946; CSU-LTF I, 15-12/4 und 5, Walter
Keim an Alois Hundhammer vom 31. 7. 1946 und dessen Antwortschreiben vom 3. 8. 1946. Zur
Wahlpropaganda der CSU vgl. ACSP, LTW 1946, Rundschreiben des Landessekretariats vom 13. 6.
1949.
ACSP, NL Müller 410/5, Flugblatt der CSU für die Wahl zur Verfassunggebenden Landesversamm-
lung am 30. 6. 1946 „Du machst die Bayerische Verfassung"; ACSP, NL Müller 208, Protokoll der
Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landesversammlung am 2. 9. 1946. August
Haußleiter betonte dagegen, „daß wir in Franken uns selbstverständlich nicht für den Staatspräsi-
denten [...] eingesetzt haben". Ebenda. Vgl. auch Richard Jaeger, Was lehrt uns Weimar? Konstruk-
tionsfehler der Demokratie, in: Bayerische Rundschau Nr. 1/2 (1946), S. 9ff. Vgl. auch Fait, Anfänge,
S. 101-111.
Zu Hoegners verfassungspolitischen Positionen und Initiativen vgl. Peter Kritzer, Wilhelm Hoegnerund seine Verfassungspolitik, in: Mehringer (Hrsg.), Von der Klassenbewegung zur Volkspartei,
S. 228-235.
IfZ-Archiv, Dl-By, Bericht des Bayerischen Vorbereitenden Verfassungsausschusses an die Bayeri-
sche Verfassunggebende Landesversammlung, 1946.
Richard Jaeger, zu dieser Zeit noch im Landessekretariat der CSU beschäftigt, erklärte am 4. 6. 1946
vor dem Dienstag-Club, „daß man sich in der Führung der Union zwar klar sei über die Notwen-
digkeit eines Zweikammersystems, daß aber die Frage eines Staatspräsidenten ganz offen sei." Am
18. 6. 1946 berichtete Jaeger vor dem gleichen Forum, „daß man soeben in der Landesleitung [.

.

.]
ein Wahlplakat für die Wahlen zur Nationalversammlung fertiggestellt habe, das unter anderem die
Forderung nach einem Staatspräsidenten stelle. Am Schluß sei alles so rasch gegangen, daß wahr-
scheinlich nicht jedem klar sei, daß in dem Plakat der Ruf nach einem Staatspräsidenten stehe.
Und das sei gut so, sonst wäre dieser Satz wohl wieder gestrichen worden." Lehrjahre, S. 56 bzw.
S. 64 f.
Zur Position des CSU-Vorsitzenden vgl. Hettler, Josef Müller, S. 240-250.
Vgl. Scharnagls Ausführungen vor dem Dienstag-Club am 4. 6. 1946; Lehrjahre, S. 56. Wichtig in
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dende Positionen beriefen, die zu den Fürsprechern eines bayerischen Staatsoberhaup-
tes gehörten. Mit Alois Hundhammer führte der vielleicht entschiedenste Verfechter
eines Staatspräsidenten die Fraktion, Michael Horlacher

-

längst ins Lager der Gegner
des Ochsensepp gewechselt

-

stand der Verfassunggebenden Landesversammlung als
Präsident vor, und auch Lorenz Krapp und Hans Ehard67, die als Vorsitzender bzw.
Schriftführer des Verfassungsausschusses einen wesentlichen Beitrag bei der Gestal-
tung der Verfassung leisteten, traten für einen bayerischen Staatspräsidenten ein68.

Trotz dieses eigentlich eindeutigen Kräfteverhältnisses benötigte die CSU-Fraktion
bis Anfang September vier Abstimmungen, um ihre Haltung in der Staatspräsidenten-
frage festzulegen. In den ersten beiden Abstimmungen am 29. Juli und 19. August
1946 sprach sich die Fraktion dafür aus, in der zweiten Abstimmung, als ein Vorschlag
Michael Horlachers zur Debatte stand, der die Grundlage interfraktioneller Verhand-
lungen mit der SPD bilden sollte, stimmte bei drei Enthaltungen lediglich ein CSU-
Abgeordneter dagegen69. Nachdem sich jedoch die SPD-Fraktion gegen den Willen
des Ministerpräsidenten gegen ein Staatsoberhaupt ausgesprochen hatte70, schien die
Stimmung unter den Abgeordneten der CSU umzuschlagen: In einer Fraktionssitzung,
bei der allerdings lediglich 50 bis 60 Mandatsträger anwesend waren

-

Gegner des ge-
faßten Beschlusses sprachen deshalb abfällig von einer Sitzung der „Rumpffraktion" -,
lehnte nun auch die Mehrheit der CSU-Abgeordneten einen bayerischen Staatspräsi-
denten ab71.

Am 2. September kam es in der Unionsfraktion zu einer entscheidenden Auseinan-
dersetzung über die Frage, ob das Staatspräsidentenamt in der neuen Verfassung veran-

kert werden sollte72. Die Diskussion wies dabei deutliche Parallelen zu den diesbezüg-
lichen Landtagsdebatten aus den Jahren der Weimarer Republik auf, nur mit dem Un-
terschied, daß die Konflikte nun innerhalb der CSU ausgetragen wurden, die neben
wesentlichen Teilen der untergegangenen BVP auch Kräfte aus dem fränkisch-prote-
stantischen und dem liberalen Lager sowie aus den Reihen des ehemaligen Bayerischen
Bauernbundes absorbiert hatte. Die Befürworter des Staatspräsidenten sahen in dieser
Frage einen Angelpunkt der gesamten Verfassungsverhandlungen, und der Münchner
Stadtrat Franz Fackler betonte, „daß in weitesten Kreisen der Union die Schaffung
des Staatspräsidenten als der Prüfstein angesehen wird, an dem die Einstellung der

diesem Kontext auch ACSP, CSU-LTF I, 2-10, Denkschrift Karl Scharnagls „Die demokratische
Gestaltung der Staatsführung" vom 22. 4. 1946.

67 Zu Ehards Arbeit in der Verfassunggebenden Landesversammlung vgl. Gelberg, Hans Ehard, S. 35 ff.
68 Zu den Funktionsträgern in der Verfassunggebenden Landesversammlung und in den einzelnen

Fraktionen vgl. Handbuch politischer Institutionen und Organisationen, S. 88.
69 Vgl. Schmidt, Staatsgründung und Verfassungsgebung, Bd. 1, S. 212ff.; dort auch eine Zusammenfas-

sung der Diskussion um den Staatspräsidenten in der CSU-Fraktion von Ende Juli bis September1946.
70 Vgl. Karl-Ulrich Gelberg, Die Protokolle der SPD-Fraktion in der bayerischen VerfassunggebendenLandesversammlung 1946, in: ZfBLG 60 (1997), S. 1051-1093, hier S. 1062-1066.
71 ACSP, NL Müller 208, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-versammlung am 2. 9. 1946; danach auch das folgende. Die Befürworter des Staatspräsidenten war-

fen ihren fränkischen Kollegen vor, sie hätten durch gezielte Indiskretionen über die uneinheitlicheHaltung innerhalb der CSU-Fraktion das negative Votum der SPD mit verursacht. Josef Müller da-
gegen war der Meinung, diese unbewiesene Behauptung, die auf Erklärungen des Ministerpräsiden-
ten zurückginge, sei lediglich ein Bluff Wilhelm Hoegners, der versuche, die Verantwortlichkeitenfür die Ablehnung des Staatspräsidenten in seiner eigenen Fraktion zu verschleiern.

72 Zur Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landesversammlung am 2. 9. 1946 (mit
ausführlichen Zitaten aus dem Sitzungsprotokoll) vgl. In Verantwortung für Bayern, S. 68-76.
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Union zum bayerischen Gedanken sich erweisen muss"73. Aber auch für die Gegner
einer solchen Institution war diese Angelegenheit von grundsätzlicher Bedeutung, so

daß die Diskussion allen Appellen zur Sachlichkeit zum Trotz äußerst turbulent ver-

lief. Nach Meinung der Fraktionsmehrheit sollte ein Staatspräsident im künftigen Ver-
fassungsgefüge des Freistaates Bayern eine gleichsam außenpolitische und eine inner-
bayerische Funktion erfüllen und damit sowohl Bayern nach außen vertreten als auch
zur Stabilisierung des parlamentarischen Regierungssystems beitragen. Überdies hegte
man die Hoffnung, daß sich die Verankerung des Staatspräsidentenamtes in der Verfas-
sung präjudizierend auf die Gestaltung der Verfassungsordnungen in den anderen süd-
deutschen Ländern auswirken würde74. Sekundiert von Anton Pfeiffer und Hans Na-
wiasky übernahm es Hans Ehard, der Fraktion die Staats- und verfassungsrechtliche
Seite der Staatspräsidentenfrage noch einmal zu erläutern. Bei allen Parallelen zu Ver-
fassungsdebatten der zwanziger Jahre75 und bei allen Vorurteilen und aller Skepsis ge-
genüber der Funktionsfähigkeit einer von politischen Parteien getragenen parlamenta-
rischen Demokratie machten die Redner immer wieder deutlich, daß sie anders als in
der Weimarer Republik nicht mit autoritären oder autokratischen Ordnungsmodellen
liebäugelten76. Sie versuchten auch, der Institution des Staatspräsidenten den Hauch
des Reaktionären zu nehmen77. Der spätere Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende
ließ keinen Zweifel daran, daß seiner Meinung nach ein bayerischer Staatspräsident
„die Krönung eines absolut durchgebildeten demokratischen Staatssystems" sei, und
nützte die Gelegenheit, der Fraktion die Grundzüge seines Föderalismusverständnisses
vorzutragen:
„Der Staatspräsident soll doch nicht etwa der Exponent oder das äußere Zeichen eines Separatis-
mus oder so etwas ähnliches sein. Keineswegs. Der Staatspräsident soll zeigen, daß wir ein eigener
bayerischer Staat sind, der bei der Bildung des Reiches, das wir alle anstreben, entscheidend mit-
zureden hat. Er soll gewissermaßen auch nach außen das Zeichen sein: Der Staat Bayern will

73 ACSP, CSU-LTF II/l, 15-12/2, Franz Fackler an Alois Hundhammer vom 30. 8. 1946; ähnlich auch
CSU-LTF I, 15-20/0, Karl Bickleder an Alois Hundhammer vom 17. 9. 1946, und CSU-LTF I, 2-10,
Hans Wutzlhofer an Alois Hundhammer vom 17. 8. 1946.

74 Die wichtigsten Aspekte der Diskussion finden sich in der Denkschrift Otto Schefbecks „Gründe
für die Schaffung des Amtes eines Bayerischen Staatspräsidenten" und in der umfangreichen Stel-
lungnahme des Arbeitskreises für Verfassungsfragen „Staatspräsident und Staatsregierung"; ACSP,
CSU-LTF 1,2-10.

75 Ehard wählte sogar ähnliche Formulierungen. So führte er aus (ACSP, NL Müller 208, Protokoll
der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landesversammlung am 2.9.1946):
„Nun muß man den Staatspräsidenten

-

das sei vorausgeschickt
-

nach zwei Seiten sehen, mit dem
Blick ins Reich und mit dem Blick nach Bayern. Was soll nun dieser Staatspräsident zunächst be-
deuten, wenn man ihn mit dem Blick ins eigene Land sieht? Er soll ein ruhender Pol in der Erschei-
nungen Flucht sei[nj." Ministerpräsident Eugen von Knilling hatte im November 1922 vor dem
Landtag betont: „Im Zusammenhange damit wird auch die unter dem Gesichtspunkte der Staatsper-
sönlichkeit Bayerns erhobene Forderung nach Schaffung eines Staatspräsidenten zu behandeln sein.
Nach meiner Meinung haben gerade die jüngsten Vorgänge neuerdings bestätigt, daß im Staatsleben
ein fester Pol in der Flucht der parlamentarischen Erscheinungen nicht entbehrt werden kann." Ste-
nographischer Bericht über die 145. öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am 9. 11. 1922,
S. 10.

76 Vgl. Stenographischer Bericht über die 27. Sitzung des Verfassungsausschusses am 2. 9. 1946, in: Ver-
handlungen des Verfassungsausschusses der Verfassunggebenden Landesversammlung Bayerns,
München 1946, S. 591-594 (Redebeiträge Ehards, Hoegners und Horlachers).

77 ACSP, NL Müller 208, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-
versammlung am 2. 9. 1946 (danach auch das folgende), oder ACSP, CSU-LTF I, 2-10, von mehreren
CSU-Abgeordneten unterzeichnete Erklärung zur Staatspräsidentenfrage, undatiert.
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den Bundesstaat, will das Reich, aber bei dem Aufbau des Reiches wollen wir ein entscheidendes
Wort mitreden. Wir wollen nicht bloß bei dem Aufbau des Reiches ein entscheidendes Wort mit-
reden, wir wollen das auch bei der Verwaltung des Reiches tun. Wir wollen diesen Staatspräsiden-
ten gewissermaßen nach außenhin stellen, um damit zu zeigen, wir wollen es nicht, daß in Berlin
ein General oder mehrere Generäle einen Befehl erteilen, und wir müssen die Ha[c]ken zusam-

menschlagen und zu allem Ja und Amen sagen. [. ..] Er ist nicht bloß ein rein äußeres Zeichen,
er ist in der jetzigen Situation ein offenes, klares Bekenntnis zum Föderalismus in dem Sinne,
daß wir ein föderativ aufgegliedertes Reich gründen wollen. Wir wollen den Staatspräsidenten
nicht deshalb, weil wir in Bayern ei[ne] Eigenstaatlichkeit im Sinne eines Separatismus wollen,
sondern weil wir mit diesem sichtbaren Repräsentanten unseren föderativen Gedanken nach au-

ßenhin dokumentieren wollen. [. ..] Was daran etwa auszusetzen sein könnte, das kann ich
-wenn ich diese politische Bemerkung dazufügen darf

-

praktisch nicht einsehen."

Obwohl die Befürworter des Staatspräsidentenamtes immer wieder versuchten, die Be-
denken ihrer widerstrebenden Fraktionskollegen zu zerstreuen, ließ sich die Mehrheit
der fränkischen CSU-Abgeordneten, unterstützt durch einige schwäbische und alt-
bayerische Mandatsträger, nicht von der Notwendigkeit eines solchen Verfassungsor-
gans überzeugen. So befürchteten sie, ein bayerischer Staatspräsident könnte sich bei
der Eingliederung Bayerns in einen künftigen deutschen Staat als Hindernis erweisen,
und August Haußleiter warnte davor zu glauben, man könne „zu irgendeiner Klein-
staatlichkeit etwa im Stile 1648" zurückkehren. Zwar lehnte auch Haußleiter einen
zentralistisch verfaßten deutschen Staat ab und bekannte sich auch im Namen seiner
politischen Freunde zu einem Föderalismus mit Blick auf den „europäischen Kultur-
zusammenhang". Bezüglich des Staatspräsidenten war er aber der Auffassung, daß die-
ses Verfassungsorgan ein „Rückschritt" zu einer unzeitgemäßen und historisch über-
holten „Kleinstaatlichkeit" sei.

Ein weiteres Argument der Staatspräsidentengegner in der Unionsfraktion war rein
verfassungspolitischer Natur. Man befürchtete nämlich einen „Überhang der Exekuti-
ve gegenüber der Legislative", wenn neben einen starken Ministerpräsidenten

-

wie
ihn der Verfassungsentwurf vorsah

-

auch noch ein mit bedeutenden Rechten ausge-
statteter Staatspräsident treten würde. Auf die jüngste Vergangenheit verweisend,
warnte der ehemalige deutsche Botschafter in den USA, von Prittwitz und Gaffron,
daß eine starke Staatsspitze gerade in Krisenzeiten nicht unbedingt zur Stabilisierung
der Demokratie beitragen müsse, sondern im Gegenteil auch dazu in der Lage sei, ein
demokratisch gewähltes Parlament auszuschalten. Weiterhin fürchteten nicht nur ver-

schiedene CSU-Abgeordnete, daß ein bayerischer Staatspräsident die Vorstufe einer
Restauration der Monarchie bedeuten könnte, wozu trotz aller gegenteiligen Beteue-
rungen von Seiten der Befürworter des Staatspräsidentenamtes sowohl das Taktieren
Hundhammers im Verfassungsausschuß beitrug78 als auch das Gerücht, ein Mitglied
des Hauses Witteisbach solle zum Präsidenten des Freistaates Bayern gewählt wer-
den79. Den verbal schärfsten Angriff gegen die Verankerung des Staatspräsidentenam-
tes in der bayerischen Verfassung führte der unterfränkische Abgeordnete Hanns Sei-
del, Jahre später einer der energischsten Reformer der bayerischen Unionspartei:
„Und nun zur rechtlichen Frage. Der Herr Oberbürgermeister Dr. Scharnagl will einen starken
Staatspräsident, der Minister Dr. Baumgartner wahrscheinlich einen noch stärkeren, der Herr

78 Vgl. dazu Stenographischer Bericht über die 30. Sitzung des Verfassungsausschusses am 5. 9. 1946,
S. 659-664.

79 SZ vom 11. 10. 1946: „Die parteipolitische Diskussion um den Staatspräsidenten".
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Dr. Sedl[mayr] wünscht einen schwachen Staatspräsident, und in dem Beschluß, der letzthin auf
Veranlassung von Kollegen Dr. Horlacher gefaßt wurde, handelte es sich auch um einen schwa-
chen Staatspräsidenten. Denn seine Befugnisse waren ja entsprechend eingeschränkt. Nun frage
ich Sie, meine Herren, kann mit einem schwachen Staatspräsidenten, mit einer Scheinfigur die Ei-
genstaatlichkeit Bayerns gewährleistet und sichergestellt werden? Ich sage nein. Die Eigenstaat-
lichkeit Bayerns kann nur durch das Parlament, durch den Landtag sichergestellt werden, niemals
durch einen Staatspräsidenten. [. ..] Etwas Weiteres. Der Herr Oberbürgermeister Dr. Scharnagl
spricht von einem starken unabhängigen Staat, von einem Staatenbund. Diese Äußerungen, ich
sage es ganz ehrlich, veranlaßten uns Franken, besonders vorsichtig zu sein. Denn seien Sie sich
darüber klar, wenn wir Deutschland sagen, dann meinen wir in Franken auch das Reich. Wir seh-
nen die Wiedererstehung des Reiches herbei. Dies ist eine vaterländische deutsche Pflicht. [. ..]
Das hat nichts damit zu tun, daß wir auch ein starkes Bayern wünschen. [.. .] Die Frage hat natür-
lich auch eine psychologische Seite. Leute, die einen Minister, der zu uns in die Fraktion kommt
und ein Referat hält, mit hochverehrter Herr Minister anreden, in der dritten Person ansprechen,
in Bücklingen erstarren, ihr Gesicht zu einem süßen Lächeln verziehen, während sie dann, wenn

eine unserer tapferen Frauen auftritt, nur ein hämisches Grinsen übrig haben, solche Leute brau-
chen eine solche Institution, um ihre Untertan[en]gefühle abzureagieren. [. ..] Leute, die kein
wirkliches Vertrauen zur Demokratie und zum Parlament haben, brauchen natürlich einen Staats-
präsidenten."80
Diese Diskussion machte erneut deutlich, wie wirkungsmächtig die nur mühsam über-
brückten innerbayerischen Brüche und Spannungen noch 1946 gewesen sind und wie
sehr die Staatspräsidentenfrage dazu angetan war, einen Keil zwischen die nord- und
südbayerischen Abgeordneten der CSU zu treiben. Für August Haußleiter war dem-
entsprechend auch die „Kernfrage" der gesamten Debatte, wie ein starker Freistaat
und zugleich der Zusammenhalt zwischen Franken und Südbayern zu sichern sei,
ohne den Eindruck isolationistischer Tendenzen zu erwecken81. Konfliktverschärfend
kam hinzu, daß die Gegner des Staatspräsidentenamtes in der Unionsfraktion den Be-
teuerungen ihrer Kollegen, sie würden weder separatistische noch partikularistische
oder monarchistische Ziele verfolgen, keinen Glauben schenkten, und daß andererseits
die Fraktionsmehrheit die Bekenntnisse fränkischer Abgeordneter zu den Prinzipien
des Föderalismus nicht ernst nahm82.

Daß der bloße Sachkonflikt um das Staatspräsidentenamt nicht allein für die Schärfe
der Auseinandersetzung verantwortlich sein konnte, war vor allem den Gegnern einer
solchen Institution durchaus bewußt. Vielmehr waren es die damit verknüpften Erwar-
tungen und Hoffnungen auf der einen sowie die Befürchtungen auf der anderen Seite,
die die Verhandlungen in der Fraktion entscheidend prägten und die „Diskussion um

das große Symbol Bayerns" zeitweise zu einer Gefahr für die Einheit der CSU werden
ließen. Auch wenn die Sprecher der Fraktionsmehrheit wieder und wieder betonten,
ein bayerischer Staatspräsident müsse aus bloßen staatspolitischen Notwendigkeiten
in der Verfassung verankert werden, so spricht der Diskussionsverlauf ebenso eine an-

dere Sprache wie die Reaktion der unterlegenen Abgeordneten, nachdem sich die an-

0 ACSP, NL Müller 208, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-
versammlung am 2. 9. 1946; danach auch das folgende.

' Auch altbayerische Abgeordnete wie der Regensburger Stadtrechtsrat Hermann Bauer anerkannten
das Interesse des fränkisch-protestantischen Bevölkerungsteils, „in seinen fundamentalen Lebensin-
teressen nicht durch die zahlenmäßige Überlegenheit des katholischen Südens überstimmt zu wer-

den", weil es ein „unbedingt glaubenswürdiges und beachtenswertes Interesse" wäre, das mit „dem
Bestand der Union aufs engste verknüpft" sei. Ebenda.

2 Vgl. die erregte Auseinandersetzung zwischen Otto Schefbeck und Josef Müller; ebenda.
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wesenden Mitglieder der Unionsfraktion Ende August gegen das Staatspräsidentenamt
ausgesprochen hatten: Eine Ablehnung des Staatspräsidenten in der Fraktion, so die
dunkle Prophezeiung, bedeute nichts anderes als das „finis Bavariae".

Besonnene Stimmen hatten in diesem Grundsatzkonflikt zwischen bayerischer
Staatsideologie83 und programmatisch-politischer Neuorientierung von vornherein
nur eine geringe Chance, Gehör zu finden84. Dagegen wurden schon bald Drohungen
laut, die die CSU als christlich-interkonfessionelle Sammlungspartei in Frage stellten.
Schon zu Beginn der Sachdebatte hatte Scharnagl angekündigt:
„Wenn in einer so entscheidenden Frage die Union versagen würde, dann würde man in den wei-
testen Teilen

-

jetzt will ich ganz vorsichtig sprechen des altbayerischen Volkes
-

die Union nicht
mehr verstehen. Dann könnte ich nicht mehr die Hände ins Feuer legen für die Aufrechterhaltung
der Einheit und der Geschlossenheit der Union."

Ein echter Kompromiß konnte in dieser Atmosphäre nur schwer gefunden werden, ja
der Wille zur Kompromißbereitschaft scheint überhaupt nicht besonders ausgeprägt
gewesen zu sein. So kam es nach einer mehr als siebenstündigen Diskussion zur

Kampfabstimmung in der Fraktion, und zwar auf der Grundlage des Antrages von Mi-
chael Horlacher, den die Fraktion bereits einmal angenommen und dann wieder ver-

worfen hatte85. Diesmal war das Ergebnis keine Überraschung: Von den 101 Abgeord-
neten, die an der Abstimmung teilnahmen, stimmten 71 für die Verankerung des
Staatspräsidentenamtes in der Verfassung, 29 stimmten dagegen, und ein Abgeordneter
enthielt sich der Stimme.

Besondere Bedeutung für die Meinungs- und Willensbildung in der Staatspräsiden-
tenfrage kam der Position des Parteivorsitzenden zu. Intern hatte Josef Müller schon
im Juli 1946 keinen Zweifel daran gelassen, daß er einem bayerischen Staatsoberhaupt
ablehnend gegenüberstand, da er befürchtete, „daß wohl nicht mit Unrecht in Bayern
die Stelle eines Staatspräsidenten mit der Hoffnung auf eine monarchische Spitze im
Laufe der Zeit verknüpft werde"86. Doch obwohl der Zusammenhang zwischen der
Staatspräsidenten- und der Monarchiefrage für den überzeugten Republikaner Müller87
evident war, taktierte er in der Unionsfraktion wie auch im Landesausschuß zunächst
vorsichtig, um die ohnehin gespannte Situation nicht zusätzlich zu verschärfen88. Im
Laufe der Diskussion zeigte sich jedoch bald, daß Müller auch in Verfassungsfragen
andere politische Prioritäten setzte als diejenigen CSU-Politiker, die „unter allen Um-

Vgl. dazu Mintzel, Geschichte der CSU, S. 300.
ACSP, NL Müller 208, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-
versammlung am 2. 9. 1946; danach auch das folgende.
Der Antrag lautete folgendermaßen: „Die Fraktion erklärt sich für die Schaffung eines Staatspräsi-denten zur Sicherung des demokratischen Funktionierens der Verfassung. Zu diesem Zwecke steht
die CSU auf dem Standpunkt, daß der Staatspräsident a. vom Landtag gewählt wird, daß b. hinsicht-
lich der zu wählenden Person des Staatspräsidenten Bestimmungen in die Verfassung aufgenommenwerden, die die demokratische Gesinnung des Staatspräsidenten absolut sicherstellen. [.

.

.] c. Der
Staatspräsident kann normalerweise nicht in die politische Funktion des Ministerpräsidenten und
dessen Verantwortlichkeit gegenüber dem Landtag eingreifen." Ebenda.
Ausführungen Josef Müllers vor dem Ochsen-Club am 24. 7. 1946, in: Lehrjahre, S. 85.
Vgl. Hettler, Josef Müller, S. 240 f.
ACSP, NL Müller 208, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-
versammlung am 2. 9. 1946; Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946 in
München, in: Protokolle und Materialien, S. 578. In seinen Memoiren schrieb Müller dagegen: „Die
neue Verfassung sah u. a. auch einen Bayerischen Staatspräsidenten vor, eine Institution, gegen die
ich mich sofort zur Wehr setzte." Müller, Konsequenz, S. 333.
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ständen" ein bayerisches Staatsoberhaupt durchsetzen wollten89. Der Vorsitzende der
bayerischen Unionspartei warf den Verfechtern des Staatspräsidentenamtes vor, durch
die Art und Weise der Diskussion würden „Fragen zweiter, dritter Ordnung zu Fragen
erster Ordnung" hochstilisiert und so behandelt, „als ob das Weltanschauungsfragen
oder kulturelle Fragen" wären90. Er warnte davor, staatspolitische Fragen allzu sehr
in den Mittelpunkt zu rücken, und gab der Überzeugung Ausdruck, daß die politische
Zukunft Bayerns und Deutschlands von der Bewältigung anderer dringender Probleme
abhängen werde. Mit Blick auf die Weimarer Republik führte der CSU-Vorsitzende
weiter aus: „Die Entwicklung eines Jahrzehnts hat diese ganzen schönen Verfassungen
[gemeint ist vor allem die bayerische Verfassung von 1919] überhaupt über den Haufen
geworfen und die ganze Demokratie durch andere dynamische Kräfte überspielt."
Und mit bitterer Ironie fügte der Ochsensepp hinzu: „Gehen Sie hinein und fragen
Sie meinetwegen in einem Flüchtlingslager, ob die Leute irgendeinen Sinn für die
Staatspräsidentenfrage haben." Unter anderem91 waren es die nicht verstummenden
Gerüchte, der Sozialdemokrat Wilhelm Hoegner sei nach einer Absprache mit Teilen
der CSU-Fraktion der aussichtsreichste Kandidat für das Staatspräsidentenamt, die
Müller in seinem Nein zu dieser Institution bestärkten92. Schließlich fürchtete der Vor-
sitzende der bayerischen Unionspartei auch, daß eine rücksichtslose Durchsetzung des
Staatspräsidentenamtes durch die Fraktionsmehrheit im schlimmsten Fall zur Spaltung
der CSU führen könnte93.

Um dies zu verhindern und um den Gegnern eines Staatsoberhaupts in Fraktion und
Partei die Möglichkeit zu geben, ihre Interessen auch gegen die Fraktionsmehrheit zu

vertreten, hatte Müller schon früh gefordert, bei der Abstimmung über den Staatspräsi-
denten den Fraktionszwang aufzuheben94. Während der turbulenten Fraktionssitzung
am 2. September drohte er erstmals offen, er werde den Landesausschuß einberufen,
falls irgendeine Form des Fraktionszwangs beschlossen werde95. Diese Erklärung pro-
vozierte heftige Reaktionen bei der Fraktionsmehrheit. Hundhammer bemerkte sofort,
daß der einzelne Mandatsträger „bei einer Stimmabgabe nicht einem Auftrag der Lan-

89 So z. B. Hans Ritter von Lex, 1932/1933 Reichstagsabgeordneter der BVP und 1949-1960 Staatsse-
kretär im Bundesinnenministerium, der vor dem Landesausschuß die Position der Befürworter des
Staatspräsidentenamtes vertrat; Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 7. 1946
in München, in: Protokolle und Materialien, S. 452.

90 ACSP, NL Müller 208, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-
versammlung am 2. 9. 1946; das folgende nach ebenda.

91 Die Gründe für seine ablehnende Haltung faßte Müller am 30. 10. 1946 in einem Memorandum zu-

sammen, das abgedruckt ist in: Müller, Konsequenz, S. 333-337.
92 Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946 in München, in: Protokolle und

Materialien, S. 580 und S. 586. Hartmut Mehringer, Waldemar von Knoeringen. Eine politische Bio-
graphie. Der Weg vom revolutionären Sozialismus zur sozialen Demokratie, München u.a. 1989,
S. 284, ist der Meinung, Hoegner habe sich zwar Chancen ausgerechnet, zum ersten bayerischen
Staatspräsidenten gewählt zu werden, spricht aber ansonsten ohne Quellenbeleg davon, daß diesbe-
zügliche Gerüchte von „Josef Müller und seinen Anhängern" ausgestreut worden seien. Anders da-
gegen Hettler, Josef Müller, S. 246 ff. Interessant ist auch das Gerücht von einer möglichen Kandida-
tur Kardinal Faulhabers; ACSP, CSU-LTF I, 2-10, Aktennotiz August Haußleiters über ein Ge-
spräch mit Karl Theodor Freiherr von und zu Guttenberg vom 12. 9. 1946.

93 ÄCSP, NL Müller 208, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-
versammlung am 2. 9. 1946.

94 Ausführungen Josef Müllers vor dem Ochsen-Club am 10. 7. 1946, in: Lehrjahre, S. 79f.
95 ACSP, NL Müller 208, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-

versammlung am 2. 9. 1946.
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desversammlung" unterliege, der Abgeordnete Adolf Pfeuffer kündigte an, er werde
einem Beschluß des Landesausschusses in keinem Fall Folge leisten, und Michael Hor-
lacher zog sogar das Demokratieverständnis des Parteivorsitzenden in Zweifel.

Offiziell hatte die Parteiführung bereits wenige Tage nach der Wahl zur Verfassung-
gebenden Landesversammlung zum Spannungsverhältnis zwischen Partei- und Frakti-
onsdisziplin auf der einen und der Meinungs- und Entscheidungsfreiheit auf der ande-
ren Seite Stellung genommen96. Da die CSU eine große, aber weltanschaulich gebunde-
ne Sammlungspartei „von Menschen verschiedenster Prägung und Auffassung" sei, so

hieß es in einem von Josef Müller gezeichneten Rundschreiben, müßten alle Parteimit-
glieder das Recht haben, ihre Überzeugungen in der Partei offen zu vertreten, und
zwar in dem Bewußtsein, daß auch Minderheitspositionen Respekt und Gehör fänden.
Gleichzeitig forderte der Landesvorsitzende jedoch Parteidisziplin, damit die „Freiheit
der Auseinandersetzung in Einzelheiten nicht in Ziellosigkeit ausartet". Sollte sich kei-
ne Einigung erzielen lassen, dann müsse eine Abstimmung entscheiden, der sich die
Minderheit zu fügen habe. Daß der Parteichef diese Fragen allerdings sehr differenziert
beurteilte, machte er den Abgeordneten seiner Fraktion am 15. Juli in einer einfühlsa-
men Rede klar:

„Es wird das manchmal akut sein, zu bedenken, wenn Sie als freie Abgeordnete zu entscheiden
haben, inwieweit Sie sich im Rahmen der Fraktion binden, wenn zur Frage steht, inwieweit Sie
sich der Fraktionsdisziplin unterwerfen wollen. Viele an sich wertvolle Begriffe sind durch das
vergangene Regime restlos verbraucht worden. So haben Worte wie Disziplin und Autorität bei-
nah ihren Sinn verloren, wir müssen ihnen erst wieder einen neuen Inhalt geben. Sie werden
auch in der Fraktion als freie Männer entscheiden müssen, und es wird die Kunst der Führung
sein, dafür zu sorgen, dass Sie möglichst wenig in Ihren Entscheidungen gebunden werden.
Zwang soll nur dort angesetzt werden, wo irgendeine Zwangsherrschaft im Entstehen begriffen
ist. Zwang muß zur Seltenheit werden. Wir können eine einheitliche Willensentscheidung nur

dann verlangen, wenn es um höchste Werte geht, wie um die Kulturgüter, um den Bestand des Va-
terlandes und der Heimat, und wenn es gilt, Front zu machen gegen das Aufkommen neuer Dik-
taturgelüste. Sonst wollen wir möglichst wenig Zwang und möglichst selten das Wort Disziplin
gebrauchen. Wir müssen so zusammenwirken, dass nicht eine Majorität eine Minorität majori-
siert. [.

.

.] Es wird so sein, dass wir in den Tagesfragen unsere Meinungen nicht immer auf einen
Nenner bringen können. Widerstehen Sie in solchen Fällen der Versuchung, sich immer und unter
allen Umständen persönlich durchsetzen zu wollen. Das würde nur die Union gefährden."97
Virulent wurde dieses Problem aber erst im Zuge der Auseinandersetzungen um die
Staatspräsidentenfrage. Die zuständigen Gremien der Partei, der Landesausschuß und
der kleinere Landesarbeitsausschuß, hatten sich bereits wenige Tage nach der Wahl
zur Verfassunggebenden Landesversammlung am 5. und 6. Juli 1946 damit befaßt98.
Am 6. September tagte der Landesausschuß erneut. Müller hatte die Delegierten nicht
nur zusammengerufen, um über Programm- und Satzungsfragen zu beraten, sondern
vor allem, um eine Entscheidung der Partei über das strittige Problem Fraktionszwang
herbeizuführen. Von Anfang an kämpften beide Seiten mit harten Bandagen. Die par-

IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 2, Rundschreiben Josef Müllers vom 5. 7. 1946; die folgendenZitate ebenda.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Lan-
desversammlung am 15. 7. 1946.
Protokoll der Sitzung des Landesarbeitsausschusses der CSU am 5. 7. 1946 in München und Proto-
koll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 7. 1946 in München, in: Protokolle und Ma-
terialien, S. 414ff. und S. 450-453.
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teiinterne Opposition versuchte, den Verlauf der Sitzung durch die Hereinnahme von

Gästen zu beeinflussen, die diesem Gremium nicht angehörten. Müller konterte und
setzte mit aller Härte der Geschäftsordnung durch, daß die Personen, die nicht zu

den Mitgliedern des Landesausschusses gehörten oder ausdrücklich von der Landeslei-
tung eingeladen worden waren, den Saal verlassen mußten99. Als der Landesausschuß
in die Debatte über den Problemkomplex Staatspräsident und Fraktionszwang eintrat,
versuchte Josef Müller, die erhitzten Gemüter mit dem Hinweis zu beruhigen, es sei
nicht Sache der Parteigremien, den Abgeordneten in Entscheidungen über konkrete
Sachfragen vorzugreifen, reizte sie aber gleich darauf wieder, als er erklärte, der Lan-
desausschuß müsse prinzipiell über die Frage entscheiden, ob die Mandatsträger der
CSU einem Fraktionszwang unterworfen werden könnten100.

Die anschließende Auseinandersetzung zwischen dem Landesvorsitzenden und sei-
nem Gegenspieler Hundhammer verrät viel über die gegensätzlichen Auffassungen be-
züglich des Verhältnisses von Partei und Fraktion. Während Müller die Fraktion als
Teil der Partei betrachtete und daraus Einflußmöglichkeiten der Parteigremien ableite-
te, verteidigte Hundhammer die Autonomie der Volksvertreter mit scharfen Worten.
Er sprach dem Landesausschuß zwar nicht das Recht ab, strittige Themen zu diskutie-
ren und sich mit Vorschlägen an die Fraktion zu wenden, machte aber unmißverständ-
lich klar, daß die Entscheidung letztlich bei den Abgeordneten liege. Auch darüber, ob
Fraktionszwang geübt werde oder nicht, könne kein Gremium der Partei entscheiden.
Nach „alter parlamentarischer Sitte", so Hundhammer weiter, habe lediglich die Frak-
tion „die Möglichkeit, bei bestimmten Fragen festzulegen, daß die Fraktionsmitglieder
zu einem bestimmten Problem geschlossen abstimmen".

Diesmal befand sich der streitbare Fraktionsvorsitzende allerdings in der schlechte-
ren Ausgangsposition. Sein Kontrahent Josef Müller wußte nicht nur die Mehrheit
des Landesausschusses hinter sich, sondern hatte noch ein weiteres As im Ärmel: eine
Stellungnahme der amerikanischen Militärregierung zur Frage des Fraktionszwangs,
die seine Position stützte101. Hanswolf Haunhorst, der als Verbindungsmann zwischen
der Landesgeschäftsstelle der CSU und der Militärregierung fungierte, referierte den
Standpunkt der Besatzungsmacht:
„Ein Fraktionszwang kommt grundsätzlich nicht in Frage. [.. .] Die gewählten Vertreter sind nur

ihren Wählern verantwortlich. Die Fraktion als Fraktion hingegen ist der Partei verantwortlich.
Denn sie bedeutet den Zusammenschluß der Abgeordneten, die von der Partei im Parlament auf-
gestellt worden sind."

99 Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946 in München, in: Protokolle und
Materialien, S. 515 ff. Die Taktik, durch „Gäste" den Verlauf von Diskussionen und Abstimmungen
zu beeinflussen, hatte Josef Müller in den parteiinternen Führungs- und Flügelkämpfen bereits er-

folgreich erprobt. Vgl. dazu den Bericht über eine Sitzung des Dienstag-Clubs am 2. 4. 1946, in:
Lehrjahre, S. 37-41.

100 Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946 in München, in: Protokolle und
Materialien, S. 567 und S. 576. Das folgende nach ebenda, S. 567 f. und S. 575 f.; das Zitat findet sich
auf S. 575.

101 Haunhorst und Müller erklärten, sie hätten ihre Informationen von der „Politischen Abteilung" der
amerikanischen Militärregierung in Bayern erhalten. Eine offizielle Stellungnahme von OMGBY
wurde jedoch nicht verlesen, wie dies in anderen Fällen geschehen war, so daß sich der Verdacht
nicht ausschließen läßt, daß der CSU-Vorsitzende lediglich eine informelle Auskunft eines ihm nahe-
stehenden Offiziers der Militärregierung eingeholt hat. Ebenda, S. 576. Dort auch die beiden folgen-
den Zitate.
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Haunhorst interpretierte diese Feststellung so, daß die Partei sich entschließen könne,
einen Abgeordneten, der gegen die offizielle politische Linie verstoße, bei den nächsten
Wahlen nicht mehr zu nominieren. Josef Müller ging jedoch wesentlich weiter. Er sah
seine eigene Position, die Fraktion sei ein Teil der Partei und dürfe die frei gewählten
Abgeordneten nicht zu einer einheitlichen Stimmabgabe zwingen, nicht nur voll bestä-
tigt, sondern versuchte auch, die Stellungnahme der Militärregierung als Hebel zu be-
nutzen, um die widerspenstige Mehrheit der Unionsfraktion zu bewegen, den politi-
schen Führungsanspruch der Parteileitung anzuerkennen:

„Die Fraktion ihrerseits kann einen Zwang nicht aussprechen. [...] Die Partei als solche kann al-
lerdings eine einheitliche Abstimmung vorsehen und gegebenenfalls anordnen. Sie muß es dann
dem einzelnen Abgeordneten überlassen, dem Folge zu leisten. Leistet er nicht Folge, so kann er

die Konsequenzen ziehen oder die Partei kann ihm gegenüber die Konsequenzen ziehen."

Müller versuchte so, den Spieß umzudrehen und den Primat der Führungsgremien der
CSU auch mit Hilfe disziplinarischer Drohungen gegen die Mandatsträger durchzuset-
zen. Damit war der Konflikt um das Staatspräsidentenamt zumindest vorübergehend
in den Hintergrund gerückt. Hatten der Parteivorsitzende und seine politischen Freun-
de zunächst lediglich gefordert, die Abstimmung über die Staatspräsidentenfrage frei-
zugeben, so stand nun die Forderung im Raum, einen Fraktionszwang grundsätzlich
zu verwerfen. Ein entsprechender Beschluß des Landesausschusses, dessen weitere
Konsequenzen sich nicht absehen ließen, hätte zumindest zweierlei bedeutet: einen
weiteren Verlust an Geschlossenheit und politischer Aktionsfähigkeit auf der einen so-

wie einen Zugewinn an Handlungsspielraum für den jeweils unterlegenen Teil der
Fraktion auf der anderen Seite. Michael Horlacher hatte schon in der Fraktionssitzung
am 2. September davor gewarnt, den Fraktionszwang aufzuheben, da dies die Arbeit
der Abgeordneten und ihrer gewählten Führung erheblich erschweren würde102. Auch
Josef Müller mußte konzedieren, daß eine solche Entscheidung „die parlamentarische
Arbeit nicht erleichtert". Nicht ohne kalkulierte propagandistische Wirkung vermerkte
er jedoch in einem umfangreichen Memorandum zur Staatspräsidentenfrage:
„Bei weitem wichtiger ist jedenfalls die positive Auswirkung dieses Beschlusses. Man kann ihn
ohne Übertreibung als den grundsätzlichen Schritt von der statischen zur dynamischen Demokra-
tie bezeichnen. Bei jedem Abgeordneten persönlich liegt die letzte Entscheidung, nicht bei einer
anonymen Parteimaschine."103

An diesen Maximen orientierte sich auch der Antrag, den August Haußleiter den Mit-
gliedern des Landesausschusses zur Entscheidung vorlegte. Demnach sollten die Abge-
ordneten der CSU einem Fraktionszwang prinzipiell nicht unterworfen werden kön-
nen. Als frei gewählte Volksvertreter seien sie in Fragen von grundsätzlicher Bedeu-
tung nur ihren Wählern und ihrem eigenen Gewissen verantwortlich. „Jede Einschrän-
kung dieser Verantwortlichkeit", so der Antrag herausfordernd, „widerspricht dem de-
mokratischen Charakter der Union"104. Die Landesausschußsitzung endete mit einem
Eklat. In dem sicheren Bewußtsein, bei einer Abstimmung eine Niederlage zu erleiden,
102 ACSP, NL Müller 208, Protokoll der Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landes-

versammlung am 2. 9. 1946.
103 Memorandum Josef Müllers zur Staatspräsidentenfrage vom 3. 10. 1946, abgedruckt in: Müller, Kon-

sequenz, S. 333-337, hier S. 337; das vorstehende Zitat ebenda.
104 Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946 in München, in: Protokolle und

Materialien, S. 595; das folgende nach ebenda, S. 594 ff.
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verließen die Gegner Müllers den Saal, um das Gremium beschlußunfähig zu machen.
Doch auch diese Aktion konnte nicht verhindern, daß die noch anwesenden Delegier-
ten dem Antrag Haußleiters mit großer Mehrheit zustimmten. Offiziell feierte die
CSU ganz im Sinne ihres Parteivorsitzenden die Entscheidung gegen den Fraktions-
zwang als einen weiteren Schritt auf dem Weg zu einer lebendigen Demokratie. Die
schweren innerparteilichen Kontroversen versuchte man dagegen herunterzuspielen:
„Es war die Geburtsstunde und es waren die Geburtswehen der modernen Mehrparteien-Demo-
kratie, die dabei zu überwinden waren. Gerade dabei hat sich aber auch die innere Festigkeit der
Union erwiesen, die sich in voller Freiheit geschlossen zu ihrer christlichen und sozialen Ideen-
welt bekennt."105

Mit dieser Entscheidung des Landesausschusses war für die Gegner des Staatspräsiden-
tenamtes der Weg frei, in der Verfassunggebenden Landesversammlung mit Nein zu

stimmen. Zugleich vertieften sich aber die Gegensätze zwischen Parteiführung und Frak-
tionsmehrheit sichtbar, und die grundsätzliche Ablehnung des Fraktionszwangs durch
den Landesausschuß sollte sich für Josef Müller schon bald als Pyrrhus-Sieg erweisen.

c) Die Ablehnung des Staatspräsidentenamtes in der Verfassunggebenden
Landesversammlung und die Folgen für die CSU

Unmittelbar nach der stürmischen Sitzung der CSU-Fraktion am 2. September beriet
das zentrale Gremium der Verfassunggebenden Landesversammlung, der Verfassungs-
ausschuß106, auf Antrag der CSU-Fraktion über die Staatspräsidentenfrage. Als Be-
richterstatter fungierten Hans Ehard und Ministerpräsident Hoegner107. Der Vorsit-
zende der bayerischen Sozialdemokratie ließ ebenfalls erkennen, daß er aus staatspoli-
tischen Erwägungen dem Amt eines bayerischen Staatspräsidenten positiv gegenüber-
stand, vorausgesetzt, geeignete Verfassungsbestimmungen würden einen Mißbrauch
des Amtes zu reaktionären, separatistischen, militaristischen oder monarchistischen
Zwecken verhindern. Gleichzeitig machte er darauf aufmerksam, daß diese Frage in
der SPD-Fraktion noch nicht endgültig entschieden sei und nochmals diskutiert wer-

den müsse. Der Verfassungsausschuß
-

insbesondere die Abgeordneten, die der CSU
und der SPD angehörten

-

erarbeitete mit der Unterstützung Hans Nawiaskys in drei
Sitzungen am 2., 3. und 5. September einen Entwurf, der dem Plenum der Verfassung-
gebenden Landesversammlung zur Abstimmung vorgelegt werden sollte108.

Als die Verfassunggebende Landesversammlung am 12. September 1946 darüber zu

entscheiden hatte, ob das Staatspräsidentenamt in der Verfassung verankert werden
sollte, war der Ausgang der Abstimmung ungewiß. Zwar hatte in allen anderen wichti-
gen Fragen ein Kompromiß zwischen den beiden großen Parteien gefunden werden
können, so daß dem Verfassungswerk eine breite Mehrheit sicher schien, doch an der

105 IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 2, Erklärung der Landesgeschäftsstelle der CSU vom 13. 9.
1946: „Die Christlich-Soziale Union in Bayern, ein Spiegelbild echter Demokratie".

106 Der Verfassungsausschuß zählte 21 Mitglieder, von denen 12 der CSU, sechs der SPD sowie je einer der
WAV, der FDP und der KPD angehörten, Professor Hans Nawiasky nahm als Sachverständiger mit
beratender Stimme an den Sitzungen des Verfassungsausschusses teil; zur Zusammensetzung und Ar-
beit des Verfassungsausschusses vgl. Schmidt, Staatsgründung und Verfassungsgebung, Bd. 1, S. 131 f.

107 Stenographischer Bericht über die 27. Sitzung des Verfassungsausschusses am 2. 9. 1946, S. 591 f.
(Hans Ehard) sowie S. 592 und S. 596 (Wilhelm Hoegner).

108 Vgl. Schmidt, Staatsgründung und Verfassungsgebung, Bd. 1, S. 213-218.



142 III. Der Dualismus zwischen Partei und Fraktion 1946-1948

Staatspräsidentenfrage schieden sich die Geister nach wie vor. Daß die Abgeordneten
von FDP und KPD gegen das Staatspräsidentenamt stimmen würden, stand bereits
vor der Abstimmung fest; die acht Abgeordneten der WAV hatten sich ihre Stellung-
nahme vorbehalten109. Zu den Gegnern eines bayerischen Staatspräsidenten zählte
auch ungefähr ein Viertel der CSU-Fraktion. Damit war klar, daß die Befürworter
des Staatspräsidentenamtes in der CSU Unterstützung aus der SPD-Fraktion benötig-
ten, wollten sie eine Entscheidung zu ihren Gunsten herbeiführen.

Gegen den Willen Hoegners hatte die SPD-Fraktion das Staatspräsidentenamt wäh-
rend einer Sitzung am 25. August grundsätzlich abgelehnt110. Nach dem Antrag der
CSU, die Institution eines bayerischen Staatspräsidenten in der Verfassung festzu-
schreiben, debattierten die sozialdemokratischen Abgeordneten dieses Problem erneut.
Auch wenn die Fraktionsmehrheit bei ihrem Nein blieb, so kristallisierte sich doch die
Meinung heraus, man dürfe die Verfassung nicht an dieser Frage scheitern lassen. Eine
neuerliche Abstimmung in der SPD-Fraktion am 9. September zeigte, daß die Ableh-
nungsfront zu bröckeln begann. 29 Abgeordnete stimmten gegen, aber immerhin 15
für einen Staatspräsidenten. Gleichzeitig beschloß die Fraktion, den Fraktionszwang
für diese Abstimmung aufzuheben. Zusammen mit den ca. 80 Stimmen, die aus der
CSU zu erwarten waren, hätte ein ähnliches Abstimmungsverhalten der SPD-Abge-
ordneten im Plenum der Verfassunggebenden Landesversammlung eine relativ sichere
Mehrheit für das Staatspräsidentenamt bedeutet. Als sich aber Gerüchte verdichteten,
ein Teil der CSU-Abgeordneten würde mit Nein stimmen, veränderte sich die Lage
für die sozialdemokratischen Abgeordneten grundlegend: Nun konnte man das unge-
liebte Staatspräsidentenamt auch gegen die scheinbar übermächtige CSU zu Fall brin-
gen, vorausgesetzt, die Fraktion stimmte einigermaßen geschlossen.

Zusammen mit dem ersten Hauptteil der Verfassung, in dem die Bestimmungen über
„Aufbau und Aufgaben des Staates" enthalten waren, debattierten die Abgeordneten
am 11. und 12. September auch über die Staatspräsidentenfrage. Wie nicht anders zu

erwarten, sprachen sich prominente CSU-Politiker wie Michael Horlacher oder Karl
Scharnagl für ein Staatsoberhaupt aus und führten erneut verfassungsrechtliche und
staatspolitische Argumente ins Feld111. Sie machten keinen Hehl daraus, daß sie Staats-
präsidentenamt und Aufbau eines künftigen deutschen Staates in untrennbarem Zu-
sammenhang sahen, wobei ihre Präferenz für staatenbündische Ordnungsmodelle un-

übersehbar war112. Für den gewichtigen, aber zahlenmäßig kleinen Ministerflügel der

109 Stenographischer Bericht über die 4. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 11.9.
1946, in: Stenographische Berichte über die Verhandlungen der Bayerischen Verfassunggebenden
Landesversammlung, München 1946, S. 72, und Stenographischer Bericht über die 27. Sitzung des
Verfassungsausschusses am 2.9. 1946, S. 595.

110 Vgl. hierzu und zum folgenden Gelberg, Protokolle, S. 1062-1080, sowie Mehringer, Waldemar von

Knoeringen, S. 282 f. Zu Hoegners Eintreten für das Staatspräsidentenamt vgl. Gerhard A.Ritter,
Wilhelm Hoegner (1887-1980), in: Ferdinand Seibt (Hrsg.), Gesellschaftsgeschichte. Festschrift für
Karl Bosl zum 80. Geburtstag, Bd. 2, München 1988, S. 337-360, hier S. 351 f.

111 Stenographischer Bericht über die 4. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 11.9.
1946, S. 77-80 (Michael Horlacher), und Stenographischer Bericht über die 5. Sitzung der Verfas-
sunggebenden Landesversammlung am 12. 9. 1946, S. 120f. (Karl Scharnagl).

112 Horlacher sprach nicht umsonst von den künftigen „Vereinigten Staaten von Deutschland" (Steno-
graphischer Bericht über die 4. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 11.9.
1946, S. 79), auch Scharnagl wies auf den Aufbau der USA hin (Stenographischer Bericht über die
5. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 12. 9. 1946, S. 120).
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SPD-Fraktion signalisierte Innenminister Josef Seifried ein positives Votum113. Daß
dies nur eine Minderheitsposition war, machte der Abgeordnete Maag klar, als er an-

kündigte, die „große Mehrheit" der SPD-Fraktion würde gegen den Staatspräsidenten
stimmen, da diese Institution sich eventuell als Hindernis bei der Eingliederung des
Freistaates in ein neues Deutschland erweisen könnte114.

Wenige Minuten vor der Abstimmung trat Eugen Rindt an das Rednerpult, um im
Namen eines Teils der CSU-Fraktion eine Erklärung abzugeben. Er betonte gleich zu

Beginn seiner Ausführungen, auch er und seine Mitstreiter befürworteten den Charak-
ter der Verfassung „als Ausdruck der bayerischen Staatspersönlichkeit", aber sie sähen
sich dennoch gezwungen, das Staatspräsidentenamt abzulehnen115.

Spätestens nach dieser Erklärung mußte allen Abgeordneten klar sein, daß der Aus-
gang der Abstimmung völlig offen war. Noch während die Abstimmung im Gange
war, kämpften die Befürworter des Staatspräsidentenamtes um jedes einzelne Vo-
tum116. Aber es reichte nicht: Die Verfassunggebende Landesversammlung lehnte mit
85 gegen 84 Stimmen bei vier Enthaltungen das Amt eines bayerischen Staatspräsiden-
ten ab. Zusammen mit der Mehrheit der CSU-Fraktion stimmten fünf Abgeordnete
der SPD (Fendt, Gentner, Hoegner, Roßhaupter und Seifried) mit Ja, vier Abgeordnete
hatten sich der Stimme enthalten. Die Stimmen, die schließlich den Ausgang der Ab-
stimmung zugunsten der Staatspräsidentengegner herbeiführten, kamen aus den Rei-
hen der CSU; 23 Abgeordnete stimmten wie angekündigt mit Nein117.

Doch man gab sich noch nicht geschlagen. Noch am selben Nachmittag verkündete
Hundhammer, daß die CSU-Fraktion einstimmig den Beschluß gefaßt habe, die Ver-
fassunggebende Landesversammlung aufzufordern, die Entscheidung über den Staats-
präsidenten in letzter Instanz dem Volk zu überlassen118. Konkret hieß das, es sollte
nicht nur ein Verfassungsentwurf zum Volksentscheid gebracht werden, sondern zwei
Alternativentwürfe. Hundhammer begründete diesen Vorschlag mit dem knappen Ab-
stimmungsergebnis

-

einige Tage später sprach er von einer „Zufallsmehrheit"119
-

und
bezeichnete ein solches Verfahren als den „wirklich demokratischefn] Weg, in dieser
Frage zu einer Entscheidung zu kommen"120. Während Albert Roßhaupter für die
SPD Zustimmung signalisierte, zeigten sich die Vertreter von FDP, KPD und WAV
im Verfassungsausschuß zumindest befremdet über Hundhammers Vorschlag, und der

"3 Stenographischer Bericht über die 4. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 11.9.
1946, S. 82 f.

114 Stenographischer Bericht über die 5. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 12.9.
1946, S. 109 f.

115 Ebenda, S. 115. Eine undatierte Abschrift von Rindts Erklärung mit einigen erläuternden Zusätzen
findet sich auch in: IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 2.

116 Der CSU-Abgeordnete Georg Riedel, der zunächst mit Ja gestimmt hatte, versuchte während der
Abstimmung sein Votum in ein Nein zu ändern. Horlacher und Hundhammer verhinderten dies er-

folgreich. Stenographischer Bericht über die 5. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung
am 12.9. 1946, S. 121 f.

117 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung ebenda. Von der CSU-Fraktion enthielten sich Hans
Imler, Georg Stücklen und Julian Wittmann der Stimme. Zum Abstimmungsergebnis vgl. auch den
Artikel in der SZ vom 17. 9. 1946: „Der umstrittene Staatspräsident. Zur Abstimmung in der Lan-
desversammlung"

.

118 Stenographischer Bericht über die 31. Sitzung des Verfassungsausschusses am 11. 9. 1946, S. 688.
119 Stenographischer Bericht über die 8. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 20.9.

1946, S. 177.
120 Stenographischer Bericht über die 31. Sitzung des Verfassungsausschusses am 11.9.1946, S. 691;

zum folgenden vgl. ebenda, S. 687 ff.
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FDP-Abgeordnete Fritz Linnert beklagte sich bitter über das Demokratieverständnis
der Befürworter des Staatspräsidentenamtes. Die Diskussion eskalierte sogar so weit,
daß nicht nur Vertreter der CSU mit dem Gedanken spielten, die ganze Verfassung an

der Staatspräsidentenfrage scheitern zu lassen, Neuwahlen auszuschreiben und alle
Probleme nochmals in einem Gremium mit anderer Zusammensetzung aufzurollen121.

Doch dazu kam es nicht. Statt den angekündigten Antrag einzubringen, überraschte
die Fraktionsführung der CSU die Abgeordneten der Verfassunggebenden Landesver-
sammlung mit einer neuen Variante. Hundhammer beantragte nun eine erneute Ab-
stimmung über die das Staatspräsidentenamt betreffenden Verfassungsartikel, die zu

diesem Zweck in einer Form modifiziert worden waren, die den Gegnern eines bayeri-
schen Staatsoberhauptes entgegenkommen sollte122. Obwohl insbesondere die FDP
heftig gegen dieses Verfahren protestierte123, kam es am 20. September in der Verfas-
sunggebenden Landesversammlung zu einer erneuten Debatte über die Staatspräsi-
dentenfrage. Diesmal übernahm es Hundhammer selbst, die Notwendigkeit eines
Staatsoberhaupts zu begründen, und seine Ausführungen enthielten Sätze, die für den
politischen Horizont des CSU-Politikers überaus bezeichnend waren124:
„Ein zweiter Grund ist der, daß wir für ein starkes Bayern eintreten. Ich glaube, dieser letztere
Grund ist ja wohl der entscheidende Hintergrund in dem Für und Wider. Wir halten ein starkes
Bayern im Interesse des deutschen Volkes und des gesamteuropäischen Friedens für notwendig.
[.

.

.] Es ist ein immanentes Gesetz des deutschen Raumes, daß ein angemessenes Staatswesen,
welches die Ruhe nach innen und den Frieden in Mitteleuropa nach außen sichert, nur ein stark
föderalistisch betonter deutscher Bundesstaat sein kann. [. ..] Ein föderalistisches Deutschland
wird Frieden halten nach innen und außen. Ein zentralistisches Deutschland wird zwangsweise
wieder in Krieg verwickelt werden. [.

.

.] Uns Deutschen paßt nicht der Rock des Einheitsstaates.
Der ist uns nicht auf den Leib geschnitten (Lachen), sondern die Tracht der heimischen Gaue!
(Zurufe: Sehr gut! Händeklatschen.) Aber so wie unsere Trachten heute von vielen Nichtbayern
angelegt werden, so wird das Wort Föderalismus jetzt als Modebegriff auch von Leuten aus allen
möglichen Lagern gebraucht. Jetzt muß es ernst werden und jetzt muß es sich zeigen, was echt
ist an föderalistischer Gesinnung und was nicht!"

Dieses kämpferische politische Glaubensbekenntnis Hundhammers, die verzerrte Dar-
stellung historischer Tatsachen, antipreußische Ressentiments verknüpft mit radikal fö-
deralistischen Positionen, war nicht eben angetan, die Gegner des Staatspräsidenten-
amtes, die sich überdies an das zwiespältige Taktieren Hundhammers in der Monar-
chiefrage erinnerten125, zu beruhigen oder gar umzustimmen. Dennoch waren Hund-
hammer und seine politischen Freunde relativ optimistisch in die Debatte gegangen.
Schon im Verfassungsausschuß hatte ein Vertreter der CSU-Fraktion herausfordernd
bemerkt, eine neuerliche Abstimmung über den Staatspräsidenten werde anders ausge-
hen, das stehe schon fest126. Da aber zusätzliche Stimmen für das Staatspräsidentenamt
von den anderen Parteien kaum zu erwarten waren, mußten die fehlenden Stimmen
aus den eigenen Reihen beschafft werden.

121 Ebenda, S. 691 f. (Alois Hundhammer, Albert Roßhaupter und Fritz Linnert).122 Stenographischer Bericht über die 7. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 19.9.
1946, S. 173 f.

123 Ebenda, S. 174 (Thomas Dehler).
124 Stenographischer Bericht über die 8. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 20.9.

1946, S. 177ff., ZitatS. 178.
125 Ebenda, S. 182 f. (Franz op den Orth, SPD).126 Stenographischer Bericht über die 31. Sitzung des Verfassungsausschusses am 11.9. 1946, S. 691.
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Tatsächlich wurden die CSU-Abgeordneten, die sich gegen die Fraktionsmehrheit
gestellt hatten, massiv unter Druck gesetzt. Daß sie „Neinsager" seien, war noch das
Harmloseste, was sie sich anzuhören hatten. Andere wurden deutlicher und bezeichne-
ten sie als „Verräter" und als „Kanalrattenpolitiker", mit denen man ein für alle mal
aufräumen müsse127. Mit Michael Horlacher mußte sich sogar der Präsident der Verfas-
sunggebenden Landesversammlung von der Militärregierung fragen lassen, ob es zu-

treffe, daß er seine exponierte Stellung dazu mißbrauche, die Gegner des Staatspräsi-
dentenamtes in der eigenen Partei einzuschüchtern. Horlacher, der den drohenden Un-
terton in der Stimme seines Gesprächspartners nicht überhörte, bezeichnete diesbezüg-
liche Gerüchte sofort als Lüge128, nahm es dabei mit der Wahrheit aber wohl selbst
nicht so genau, denn Maria Deku beklagte sich bitter darüber, daß sie als Verbrecherin
und Spionin beschimpft worden sei und daß sich Horlacher sogar dazu habe hinreißen
lassen, sie „mit erhobenen Fäusten" und „laut brüllend" zu bedrohen129. Am 19. Sep-
tember kursierte in der Unionsfraktion ein vertrauliches Papier, das der fraktionsinter-
nen Opposition mit deutlichen Worten die Folgen vor Augen führte, die ein erneutes

Votum gegen den Staatspräsidenten für die gesamte Partei nach sich ziehen könnte130.
Bezeichnend war, daß Hermann Bauer, der Verfasser dieses Rundschreibens, den Be-
schluß des Landesausschusses vom 6. September mit keiner Silbe erwähnte und den
Gegnern des Staatspräsidentenamtes jede Legitimation dazu bestritt, sich gegen einen
Mehrheitsbeschluß der Fraktion zu stellen. Die Botschaft an die Gegner des Staatsprä-
sidentenamtes war unmißverständlich: Ein nochmaliges Scheitern dieser Institution im
Plenum der Verfassunggebenden Landesversammlung bedeute das Auseinanderbre-
chen der bayerischen Unionspartei.

Am Abstimmungsergebnis änderten alle Drohungen freilich nichts. Als die Verfas-
sunggebende Landesversammlung am 20. September erneut über das Staatspräsiden-
tenamt zu befinden hatte, votierten 87 Abgeordnete dagegen und nur 81 dafür, zwei
enthielten sich der Stimme. Aus den Reihen der SPD kam diesmal keine Ja-Stimme
mehr, denn die vier sozialdemokratischen Minister hatten den Sitzungssaal vor Beginn
der Abstimmung verlassen, während Hans Gentner mit seiner Fraktion stimmte131.
Unter den Abgeordneten der CSU waren die Fronten weitgehend starr geblieben.
Von denjenigen, die das Staatspräsidentenamt schon am 12. September abgelehnt hat-
ten, nahmen lediglich die beiden evangelischen Bauernvertreter Adam Nüssel und
Adam Sühler nicht an der Abstimmung teil, alle anderen 21 stimmten erneut gegen

27 Stenographischer Bericht über die 8. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 20.9.
1946, S. 184 (Franz op den Orth), sowie Memorandum Josef Müllers zur Staatspräsidentenfrage
vom 3. 10. 1946, abgedruckt in: Müller, Konsequenz, S. 333-337, hier S. 336.

's IfZ-Archiv, RG 260, 13/150-1/11, Bericht über ein Gespräch zwischen Albert C. Schweizer, Mr.
Boegehold und Michael Horlacher, undatiert.

29 ACSP, NL Müller 168, Maria Deku an Josef Müller vom 14. 9. 1946. „Eine Fraktion, die nicht ein-
mal innerhalb ihrer eigenen Reihen demokratische Freiheit ohne Bedrohung und Beleidigung zu er-

tragen vermag", so das ernüchterte Fazit Maria Dekus, müsse „auf Persönlichkeiten verzichten, die
den Mut der Ueberzeugung und der eigenen Meinung" besäßen, ja eine solche Fraktion könne nicht
einmal den Anspruch erheben, „den Willen einer demokratisch gesinnten Wählerschaft zu repräsen-
tieren".

30 IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 2, Rundschreiben Hermann Bauers „An die Fraktion der
CSU. Nur für den eigenen Gebrauch bestimmt!" vom 19. 9. 1946.

31 Stenographischer Bericht über die 8. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 20.9.
1946, S. 193 f. Zum Abstimmungsergebnis vgl. auch den Artikel in der SZ vom 24. 9. 1946: „Bayeri-
sche Verfassung ohne Staatspräsident. In der Schlußberatung mit großer Mehrheit entschieden".
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ein bayerisches Staatsoberhaupt, nun verstärkt durch den Schwaben Georg Riedel, der
am 12. September gezwungenermaßen mit Ja gestimmt hatte132. Der Fraktionsmehrheit
war es lediglich gelungen, vier Abgeordnete zu mobilisieren, die an der ersten Abstim-
mung nicht teilgenommen oder sich der Stimme enthalten hatten; Franz Thierfelder,
der sich zunächst der Fraktionsmehrheit angeschlossen hatte, enthielt sich diesmal.

Analysiert man dieses Abstimmungsergebnis unter strukturellen Gesichtspunkten,
so zeigt sich erneut, wo die Bruchlinien in der CSU verliefen. Von den 22 Parlamenta-
riern, die ein bayerisches Staatsoberhaupt am 20. September erneut ablehnten, vertra-
ten 18 die fränkischen Wahlkreise, zwei den Wahlkreis Schwaben und Maria Deku
den Wahlkreis Oberpfalz. Alle niederbayerischen Abgeordneten votierten für den
Staatspräsidenten, aus Oberbayern kam lediglich eine Gegenstimme von Max Zwick-
nagl, der im Stimmkreis Wasserburg gewählt worden war. Soweit sich die Konfession
ermitteln ließ, waren 12 Mandatsträger katholisch; immerhin sieben bekannten sich
zum evangelischen Glauben, darunter so prominente Persönlichkeiten wie der Vorsit-
zende des CSU-Bezirksverbands Mittelfranken, Karl Sigmund Mayr, August Haußlei-
ter, die rechte Hand Josef Müllers, die Further Stadträtin Elisabeth Meyer-Spreckels,
die Müller nur wenige Wochen später in den geschäftsführenden Landesvorstand beru-
fen sollte, Friedrich Wilhelm von Prittwitz und Gaffron oder Johannes Semler133. Min-
destens elf Abgeordnete hatten vor 1933 der BVP angehört, mit den ehemaligen
Reichstagsabgeordneten Huth und Karpf waren allerdings nur zwei Politiker darunter,
die im engeren Sinne zur Führungselite der BVP gerechnet werden können. Maria
Deku hatte der Zentrumspartei angehört, August Haußleiter der DVP und Friedrich
Wilhelm von Prittwitz und Gaffron der DDP. Die fünf Regierungsmitglieder der
CSU, die auch in der Verfassunggebenden Landesversammlung vertreten waren134,
stimmten für einen bayerischen Staatspräsidenten.

Auch wenn Alois Hundhammer nach der zweiten Abstimmung ankündigte, der un-

terlegene Teil der CSU-Fraktion werde das Ergebnis akzeptieren und dem Verfas-
sungswerk trotzdem zustimmen135, war die Erbitterung bei Teilen der Partei groß.
Max Schnurr, ein Mitglied des Dienstag-Clubs, geißelte die „Verpreußung" der bayeri-
schen Verwaltung und der CSU, die er indirekt dafür verantwortlich machte, daß sich
die Mehrheit der Verfassunggebenden Landesversammlung gegen einen bayerischen

132 ACSP, NL Müller 207, Liste der CSU-Abgeordneten, die am 12. 9. 1946 gegen den Staatspräsidentengestimmt haben, undatiert; BayHStA, NL Ehard 887, Aufstellung über das Abstimmungsverhalten
der CSU-Abgeordneten bei der Abstimmung über den Staatspräsidenten am 20. 9. 1946 vom 24. 9.
1946.

33 Unter den wenigen Protestanten in der CSU-Fraktion, die für den Staatspräsidenten gestimmt hat-
ten, war z.B. der in Mittelfranken prominente Georg Bachmann, geb. 6. 12. 1885 in Westheim/
Mfr., gest. 23. 10. 1971 in Gunzenhausen/Mfr., ev., 1906-1909 Militärdienst, 1914-1918 Teilnahme
am Ersten Weltkrieg, seit 1919 Landwirt, Ökonomierat, aktiv im landwirtschaftlichen Genossen-
schaftswesen tätig, Vorsitzender des bayerischen Raiffeisenverbands in Mittelfranken, 1920-1932
MdR (DNVP), seit 1940 NSDAP-Mitglied, 1946 MdVLV (CSU), 1946-1962 MdL (CSU), 1952-
1954 dessen Vizepräsident, 1949-1958 Mitglied des Fraktionsvorstands, 1949-1954 Mitglied des
Landesvorstands der CSU, Bürgermeister von Westheim, stellvertretender Landrat in Gunzenhau-
sen, Bezirksobmann des BBV in Gunzenhausen.

134 Joseph Baumgartner (Landwirtschaftsminister), Hans Ehard (Staatssekretär im Justizministerium),Michael Helmerich (Verkehrsminister), Heinrich Krehle (Staatssekretär im Ärbeitsministerium)und Anton Pfeiffer (Minister für Sonderaufgaben).
35 Stenographischer Bericht über die 8. Sitzung der Verfassunggebenden Landesversammlung am 20.9.

1946, S. 195.
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Staatspräsidenten ausgesprochen hatte136. Es ging gegen die gebürtige Düsseldorferin
Maria Deku, die die Kriegswirren nach Bayern verschlagen hatten, als Schnurr aus-

führte:
„Und in der Union sehe es ähnlich katastrophal aus. In der Führung säßen bald mehr Preußen als
Einheimische. Das führe schließlich so weit, daß [. ..] eine Norddeutsche für die CSU aufgestellt
und gewählt wurde, und diese Frau habe dann in der Nationalversammlung gegen den Staatsprä-
sidenten gestimmt. So hätte also eine Preußin mitbestimmen dürfen, ob in Bayern ein Staatspräsi-
dent sein solle oder nicht."

Die Presseorgane der CSU, sämtlich fest in der Hand der Parteiführung um Josef Mül-
ler137, versuchten, die Wogen zu glätten und die Bedeutung der Staatspräsidentenfrage
herunterzuspielen. Von einer politischen Krise, so die Mitteilungen der Christlich-So-
zialen Union, könne keine Rede sein, auch wenn man zugab, daß sich „aus den Vor-
gängen der letzten Woche unter Umständen eine ernste Staatskrise hätte entwickeln
können"138. Eugen Rindt unternahm ebenfalls den Versuch, die Situation durch eine
öffentliche Stellungnahme zu beruhigen. Indem er die Berechtigung der divergierenden
Standpunkte in der Staatspräsidentenfrage ausdrücklich anerkannte, kam er dem unter-

legenen Teil von Partei und Fraktion entgegen. Dann wandte der Augsburger CSU-
Politiker die parteiinternen Auseinandersetzungen sogar ins Positive:

„Daß beide Überzeugungen aber auch nach außenhin derart kraftvoll vertreten werden konnten,
wie es geschah, das ist ein Zeichen für die neuartige Struktur der Union als einer demokratischen
Partei, die an die Stelle der starren Parteistrukturen vor 1933 die dynamische und lebensvoll be-
wegliche gesetzt hat; eine Parteistruktur, die sich aus der persönlichen christlich-weltanschauli-
chen und gewissensmässigen Bindung eines jeden einzelnen ergibt und ihren eindeutigen Aus-
druck in der offiziellen Ablehnung jeglichen Fraktionszwangs als einer letztlich undemokrati-
schen Einrichtung vergangener Epochen gefunden hat."139

Bei der Mehrheit der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landesversammlung
stießen solche Versuche, die parteiinterne Konfliktsituation zu entspannen, auf wenig
Gegenliebe. Am 10. Oktober 1946 verurteilten die CSU-Abgeordneten nicht nur die
Berichterstattung des Mitteilungsblattes in der Staatspräsidentenfrage, sondern forder-
ten auch, die „Einberufung einer Landesversammlung so rasch wie möglich herbeizu-
führen, damit die Frage des Vorsitzes in der Partei einer Entscheidung zugeführt" wer-

den könne140. Das war unzweifelhaft die offene Kampfansage an Josef Müller, den sein

Bericht über die Sitzung des Dienstag-Clubs am 24. 9. 1946, in: Lehrjahre, S. 100; das folgende Zitat
ebenda.
Eine ausführliche Untersuchung des publizistischen Apparats der CSU bis 1949 fehlt bisher; einiges
dazu

-

wenn auch sehr allgemein
-

bei Mintzel, Anatomie, S. 157-164. Gerade Mitglieder der CSU-
Fraktion beschwerten sich immer wieder über die in ihren Augen einseitige Berichterstattung der
parteieigenen Presseorgane (ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 2. 12.
1947), und das Problem blieb bis zum Ende der Ära Müller virulent (ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Pro-
tokoll der Fraktionssitzung am 5. 4. 1949).
„Eine politische Krise in Bayern? Staatspräsident abgelehnt

-

SPD. gegen Dr. H[oe]gner
-

Eine neue

Partei", in: Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union vom 21. 9. 1946.
Eugen Rindt, Union und Staatspräsident, in: Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union vom 5.10.
1946.
BayHStA, NL Ehard 887, Beschluß der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landesversamm-
lung vom 10. 10. 1946, ungezeichnet. Die Empörung der Fraktionsmehrheit richtete sich insbeson-
dere gegen den Artikel in den Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union vom 21. 9. 1946. IfZ-Ar-
chiv, RG 260, 15/102-2/23, Entwurf Josef Eduard Messmers für eine Resolution der CSU-Fraktion
gegen Josef Müller vom 1.10. 1946.
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Gegenspieler Hundhammer persönlich für das Scheitern des Staatspräsidenten verant-

wortlich machte141. In der Umgebung Josef Müllers überlegte man dagegen, ob es

nicht besser sei, eine Klärung der Fronten herbeizuführen und sich von den katho-
lisch-konservativen, bayerisch-etatistischen Hardlinern zu trennen142. Nach der Zer-
reißprobe, die der Konflikt um das Staatspräsidentenamt heraufbeschworen hatte,
war das Tischtuch zwischen Parteiführung und Fraktionsmehrheit endgültig zer-

schnitten143, und die Fraktion wurde zunehmend zur Operationsbasis der Gegner Josef
Müllers.

4. Die ersten Landtagswahlen und die Auseinandersetzung
um die Führung der Fraktion

Die Landtagswahlen vom 1. Dezember 1946 brachten der CSU zwar erneut die abso-
lute Mehrheit, diesmal hatte die bayerische Unionspartei jedoch beträchtliche Stim-
menverluste zu verzeichnen. Verglichen mit den Wahlen zur Verfassunggebenden Lan-
desversammlung büßte sie sechs Prozent der Stimmen ein und konnte nur noch 104
der 180 Abgeordneten in den ersten Nachkriegslandtag entsenden144. Damit hatte die
CSU fünf Mandate verloren, wobei sich die Verluste nahezu gleichmäßig über die
fünf Wahlkreise verteilten. Lediglich in Oberbayern, dem Zentrum der innerparteili-
chen Opposition, büßte die CSU zwei Parlamentssitze ein, während die Zahl der Uni-
onsabgeordneten in Unterfranken konstant blieb145.

Josef Müller hatte nie einen Hehl daraus gemacht, daß die Zusammensetzung der
Fraktion in der Verfassunggebenden Landesversammlung in keiner Weise seinen Vor-

141 Müller erntete für seine Haltung in der Staatspräsidentenfrage jedoch nicht nur Kritik. So schrieb ein
Vorstandsmitglied des CDU-Bezirksverbands Magdeburg am 24. 9. 1946 an den CSU-Vorsitzenden
(ACSP, NL Müller 381): „Mit großer Freude haben wir in der Zeitung Ihre Einstellung zu der
Wahl eines Staatspräsidenten verfolgt. Ihre Freunde in der Ostzone danken Ihnen für Ihr Eintreten
gegen die Wahl eines Staatspräsidenten, denn der Einheit Deutschlands wäre durch die Wahl eines
Staatspräsidenten nach unserem Dafürhalten bestimmt ein schwerer Schlag versetzt worden. Wir ha-
ben nicht in der Widerstandsbewegung gekämpft und gelitten, um jetzt separatistischen Umtrieben
Vorschub zu leisten."

142 ACSP, NL Müller 224, Memorandum: „Politische Lage in Bayern", ungezeichnet, undatiert (Okto-ber/November 1946).
143 Aus einem Schreiben, das ein enger Mitarbeiter des Fraktionsvorsitzenden Alois Hundhammer im

März 1949 an einen Vertrauten Josef Müllers richtete, wird deutlich, wie tief der Bruch ging:,, Die
Fraktion spiegelt leider in manchen Fragen die Zerrissenheit innerhalb der Partei wider. Gerade der
Landesvorsitzende hat die einmütige Zusammenarbeit der Fraktion gestört. Er hat eine kleine Grup-
pe veranlaßt, gegen den Staatspräsidenten zu stimmen und damit den ersten schweren Keil in die ge-schlossene Fraktion hinein getrieben." IfZ-Archiv, Fh 56, Karl Bock an Heinz Fischer vom 24. 3.
1949.

144 Die CSU erreichte 52,3 Prozent der Stimmen; zweitstärkste Partei wurde die SPD mit 28,6 Prozent.
Die bayerische Unionspartei verfügte im Landtag über einen Mandatsanteil von 57,8 Prozent; in der
Verfassunggebenden Landesversammlung hatte er noch 60,6 Prozent betragen. In den WahlkreisenOberbayern, Niederbayern/Oberpfalz, Schwaben, Oberfranken/Mittelfranken und Unterfranken
wurde nach dem Verhältniswahlrecht auf Wahlkreislisten der Anteil der Parlamentssitze je Partei be-
stimmt. Die Bewerber waren gewählt, die in einem der 180 Stimmkreise die meisten Stimmen erhal-
ten hatten. Die Zahlenangaben und die Angaben über das gültige Wahlrecht nach Ritter/Niehuss,
Wahlen in Deutschland, S. 143 und S. 147.

145 IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 2, Rundschreiben der Landesgeschäftsstelle der CSU, Presse-
und Informationsabteilung, vom 2. 12. 1946; interessant auch die Analyse in: ACSP, Z-Pr, Rund-
schreiben der CSU-Landesgeschäftsstelle, Presse und Informationsabteilung, vom 8. 12. 1946.
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Stellungen entsprach146. Um so wichtiger war es für den Parteivorsitzenden, die Aus-
wahl der Kandidaten für die kommenden Landtagswahlen in seinem Sinne zu beein-
flussen. Die Parteiführung müsse „zur Zeit mit allen Mitteln versuchen, das Bild der
nächsten Landtagsfraktion so zu gestalten, wie es der Parteistruktur entspricht", hieß
es in einem Strategiepapier für Josef Müller, das im Zuge der Staatspräsidentenkrise
verfaßt worden war147. Es ging, mit anderen Worten, darum, die „fortschrittlichen"
Kräfte in der CSU zu stärken und das Gewicht des katholisch-konservativen Flügels
in der künftigen Landtagsfraktion möglichst gering zu halten. Aus diesem Grund
mahnte die Landesleitung vor allem eine Verjüngung der Kandidaten sowie die Auf-
stellung von Flüchtlings- und Arbeitervertretern und von Frauen an. Auch die No-
minierung protestantischer Kandidaten in Ober- und Mittelfranken wurde unter-

stützt148.
Die Chancen, dadurch den konfliktträchtigen Dualismus von Partei und Fraktion

beenden zu können, standen allerdings nicht besonders gut. Allen Anstrengungen
zum Trotz konnte die Parteiführung nämlich auf die Kandidatenaufstellung nur be-
grenzt Einfluß nehmen. Vor den Wahlen zur Verfassunggebenden Landesversammlung
hatte wenigstens der erste ordentliche Parteitag Gelegenheit gehabt, die Kandidatenli-
sten zu diskutieren und Änderungswünsche anzumelden149, die Wahlvorschläge für
die Landtagswahlen gelangten dagegen nur in Einzelfällen vor den Landesausschuß150.
Daß Auswahl und Nominierung der Mandatsträger an der Parteileitung weitgehend
vorbeiliefen, ist einerseits auf die relativ geringe Steuerungskapazität des noch immer
im Aufbau befindlichen Parteiapparats zurückzuführen151; andererseits waren die No-
minierung der Kandidaten und die Aufstellung der Wahllisten sowohl nach den Statu-
ten der CSU als auch nach den einschlägigen Bestimmungen des Wahlgesetzes genuine
Aufgaben der Kreis- und Bezirksverbände152. Es war jedoch vielen CSU-Politikern un-

klar, wie die Kompetenzen im einzelnen verteilt waren, welche Aufgaben den Delegier-
ten auf Kreisebene zukamen und welche Rechte Satzung und Wahlgesetz ihren Partei-
freunden in den Bezirksversammlungen einräumten. Noch am 20. Oktober 1946, keine

Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 9. 1946 in München, in: Protokolle und
Materialien, S. 585.
ACSP, NL Müller 224, Memorandum: „Politische Lage in Bayern", ungezeichnet, undatiert (Okto-
ber/November 1946).
IfZ-Archiv, Fh 56, Rundschreiben Franz Liedigs an die Bezirksvorsitzenden vom 7. 10. 1946; ACSP,
NL Müller 133, Aktennotiz Hanswolf Haunhorsts über die Frage der Kandidatenaufstellung in
Oberfranken vom 15. 10. 1946, NL Müller 52, Aktennotiz Hanswolf Haunhorsts über die Frage
der Kandidatenaufstellung in Mittelfranken vom 23. 10. 1946, und NL Müller 139, Franz Liedig an
Alois Hundhammer vom 1. 11. 1946.
Protokoll der Landesversammlung der CSU am 17. 5. 1946 in München, in: Protokolle und Materia-
lien, S. 324-355.
So wurde beispielsweise die Kandidatenaufstellung für die Landtagswahlen in München unter kon-
fessionellen Aspekten diskutiert. Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 31. 10.
1946 in München, in: Protokolle und Materialien, S. 759-763.
Interessant sind in diesem Zusammenhang die Ausführungen des Landesgeschäftsführers der CSU,
Franz Liedig, und Fritz Gerathewohls über organisatorische Fragen des Wahlkampfes. Ebenda,
S. 743-749.
Satzung der CSU in der Fassung vom 4. 10. 1946, abgedruckt in: Protokolle und Materialien,
S. 1783-1803; Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 31. 10. 1946 in München,
in: ebenda, S. 691 f. (Georg Gamperl). Die Militärregierung hatte nach einer Aktennotiz Hanswolf
Haunhorsts vom 25. 9. 1946 zunächst keine Einwände gegen das in den Satzungen der CSU festge-
legte Verfahren; ACSP, NL Müller 200.
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sechs Wochen vor den Landtagswahlen, bat Adolf Konrad, den die Bezirksversamm-
lung der CSU für Nürnberg und Fürth mit der Wahlleitung beauftragt hatte, die Lan-
desgeschäftsstelle um Aufklärung, wie die Aufstellung der Kandidaten denn nun vor

sich zu gehen habe153. Die Verwirrung über den Modus der Kandidatenaufstellung
ging sogar so weit, daß in manchen Stimmkreisen zwei Kandidaten nominiert wurden

-

einer von der Stimmkreisversammlung und einer von der Bezirksversammlung154.
Die Landesleitung versuchte natürlich, die Vorsitzenden der Bezirksverbände für

ihre Ziele zu gewinnen155, aber gewichtige Sprecher der parteiinternen Opposition
wie Alois Hundhammer oder Michael Horlacher zogen im Namen der Demokratie
nicht nur gegen die Einflußnahme der Parteiführung, sondern bereits gegen die Mit-
wirkung der Bezirksverbände bei der Kandidatenaufstellung zu Felde156. Auch Hans
Geiselberger, ein katholisch-konservativer Hardliner altbayerischer Prägung, lehnte
vehement „irgendeine Einflussnahme" auf die „demokratischen Entscheidungen" der
Kreisverbände ab; die „Mandatsträger des zukünftigen Landtags" seien schließlich
„nicht Vertreter von Ständen oder sonstigen Personengruppen", sondern Vertreter ih-
rer Stimmkreise157. Das war eine klare Absage an die Politik der Parteiführung, die
noch drei Wochen vor dem festgesetzten Wahltermin betonte, „dass die Kandidaten-
aufstellung rechtswirksam und verbindlich nur durch die Bezirksversammlung erfol-
gen kann [und] dass die Kreisversammlung nur das Recht hat, Kandidaten zu nominie-
ren, d. h. vorzuschlagen"158. Doch aufgrund eines Gutachtens von Hans Ehard, dem
zuständigen Staatssekretär im Justizministerium, erreichten die Kontrahenten Müllers
bei der Militärregierung eine Interpretation des Wahlgesetzes in ihrem Sinne159. So
konnte der Vorsitzende der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landesver-
sammlung am 16. November erklären, die Entscheidung über die Aufstellung eines
Kandidaten für die Landtagswahlen liege allein bei den zuständigen Kreisverbänden
und nicht bei den Parteiorganisationen auf Regierungsbezirks- bzw. Wahlkreisebene.
In Streitfällen, so Hundhammer weiter, habe der „vom Stimmkreis aufgestellte Kandi-
dat [.

.

.] gegenüber dem vom Wahlkreis aufoktroyierten Kandidaten den Vorrang"160.
153 ACSP, NL Müller 107, Adolf Konrad an die Landesgeschäftsstelle der CSU vom 20. 10. 1946.
154 BayHStA, NL Schwalber 50, Auszug aus dem Protokoll der 21. Sitzung des bayerischen Landtags

am 25. 6. 1947; die herrschende Verunsicherung illustriert auch ACSP, NL Müller 52, Aktennotiz
über Einwände der Militärregierung gegen die Kandidatenaufstellung im Wahlkreis Mittelfranken/
Oberfranken vom 13. 11. 1946.

155 IfZ-Archiv, Fh 56, Rundschreiben Franz Liedigs an die Bezirksvorsitzenden vom 7. 10. 1946. Man
versuchte auch, auf einzelne potentielle Kandidaten Einfluß zu nehmen; ACSP, NL Müller 197,
Karl August Kroth an Josef Müller vom 28. 10. 1946.

156 BayHStA, NL Ehard 887, Beschluß der CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landesversamm-
lung vom 10. 10. 1946, ungezeichnet. Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am
31. 10. 1946 in München und Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 12. 1946
in München, in: Protokolle und Materialien, S. 684-695 (Michael Horlacher) und S. 809 (AloisHundhammer).

157 BayHStA, NL Schwalber 5, Protokoll der Bezirksversammlung der CSU Oberbayern am 17. 10.
1946.

158 IfZ-Archiv, Fh 56, Rundschreiben Franz Liedigs an die Bezirksvorsitzenden vom 7. 11. 1946.59 Darüber beklagte sich Josef Müller noch im Januar 1947 und erklärte, auch Ministerpräsident Hoeg-
ner sei an dieser Aktion beteiligt gewesen. Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am
3.1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle und Materialien, S. 986 f.

160 BayHStA, NL Ehard 887, Rundschreiben Alois Hundhammers an die Mitglieder der CSU-Fraktion
in der Verfassunggebenden Landesversammlung vom 16. 11. 1946. Der Fraktionsvorsitzende vergaßnicht zu betonen, daß Einwände der Kreisverbände gegen die Kandidatenlisten bis zehn Tage vor
der Wahl erhoben werden könnten.
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Derartige Initiativen zielten zweifellos darauf ab, der ungeliebten Parteiführung die
Möglichkeit zu nehmen, die Zusammensetzung der künftigen Landtagsfraktion zu be-
einflussen. Die Haltung Hundhammers und Horlachers stieß jedoch bei den Mitglie-
dern des Landesausschusses mehrheitlich auf Widerspruch. Ohne das Recht der Be-
zirksverbände, korrigierend auf die Kandidatenaufstellung einzuwirken, so das ge-
wichtigste Argument, sei es unmöglich, der Bevölkerung ausgewogene Wahlvorschläge
zu präsentieren161. Überdies öffne die fehlende Koordination dem persönlichen Ehr-
geiz einzelner Tür und Tor162. Franz Ludwig Sauer, der Vorsitzende des CSU-Bezirks-
verbands Unterfranken, antwortete seinem Vorredner Hundhammer im Landesaus-
schuß erbost:

„Wie soll denn eine geregelte Aufstellung der Kandidaten erfolgen, wenn der Bezirk überhaupt
keinen Einfluß auf die Aufstellung durchführen [sie!] kann? Wo ist der Kreis, der draußen einen
Flüchtling nominiert? Sagen Sie mir einen! Ja, ich nehme keinen Flüchtling!' Dann kann die Uni-
on soweit kommen, daß nicht ein einziger Flüchtling in ganz Bayern aufgestellt wird. Die Folgen
tragen Sie selbst! [.. .] Meine Herren! Entweder sind wir Bezirksvorsitzende und haben das Ver-
trauen und die Verantwortung, oder wir lehnen ab. Machen Sie, was Sie wollen."

Gleichwohl zeigte sich Josef Müller nach den Wahlen vorsichtig zufrieden mit der
Struktur der Landtagsfraktion, auch wenn er im einzelnen noch Kritik übte163. Die of-
fiziellen Erklärungen der Parteiführung verbreiteten ebenfalls Optimismus und sugge-
rierten, daß mit den Wahlen auch ein Ende der Gegensätze zwischen Partei und Frak-
tion gekommen sei164. In einer Stellungnahme zum Wahlergebnis hieß es:

„Dies alles [die Zusammensetzung der neugewählten Fraktion] zeigt, dass der entschlossene Wille
zu einer dynamischen Entwicklung in der Union klar und folgerichtig sich durchsetzt. Während

161 Josef Müller selbst nahm dazu folgendermaßen Stellung: „Die Parteileitung hat diesmal davon abge-
sehen, irgendwelche Leute nominieren zu lassen. Ich hätte diese Frage auch in dem letzten Landes-
ausschuß vorlegen und eventuell, wie es früher der Fall war, Landeskandidaten vorschlagen lassen
können. Ich wollte absichtlich davon absehen, um nicht den Eindruck zu erwecken, als ob man die
Kandidatenaufstellung zentral steuern wollte. Aber dann muß ich auch erwarten, daß eine einzelne
Organisation ihrerseits draußen nicht Forderungen erhebt und dadurch ein Durcheinander schafft.
Denn sonst erheben die Gewerkschaften mit dem gleichen Recht ihre Forderungen, ebenso wie alle
anderen Kreise. Man kann natürlich Wünsche äußern, man kann Fühlung mit den Gremien nehmen,
die die Kandidaten aufstellen, aber Forderungen als solche können höchstens von den beiden Gremi-
en der CSU erhoben werden. Sonst werden wir nie Disziplin in die Organisation der Union hinein-
bringen." Michael Horlacher, auf den diese Bemerkung als Repräsentant des Bayerischen Bauernver-
bandes vor allem gemünzt war, antwortete darauf bezeichnenderweise: „Das interessiert mich alles
nicht." Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 31. 10. 1946 in München, in: Pro-
tokolle und Materialien, S. 687.

162 So ließ sich beispielsweise Alois Schlögl in mehreren erfolgversprechenden Stimmkreisen in Nieder-
bayern und in Schwaben nominieren. Nach den gültigen Wahlrechtsbestimmungen war es möglich,
einen Kandidaten in mehreren Stimmkreisen aufzustellen, solange diese nicht in verschiedenen Wahl-
kreisen lagen

-

wie es bei Schlögl der Fall war. Zu den Wahlrechtsbestimmungen vgl. Ritter/Niehuss,
Wahlen in Deutschland, S. 143. Die Diskussion, die in der Sitzung des Landesausschusses der CSU
am 31. 10. 1946 in München über diesen Fall geführt wurde, ¡st nachzulesen in: Protokolle und Ma-
terialien, S. 688-694; das folgende Zitat ebenda, S. 691. Vgl. auch ACSP, NL Müller 18, Aktennotiz
für Josef Müller und Franz Liedig über ein Gespräch mit Hans Hermann von Eicken vom 12. 11.
1946; IfZ-Archiv, RG 260, 10/90-1/16, „Subject: About Dr. Lacherbauer (CSU)" vom 22. 10. 1946.

163 Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 12. 1946 in München, in: Protokolle
und Materialien, S. 772 f. Ob Müller seine Ansprüche

-

beispielsweise in der Frage des Alters-
durchnitts

-

tatsächlich heruntergeschraubt hatte, oder ob er lediglich darum bemüht war, möglicheKonflikte zu dämpfen, muß offen bleiben.
"'4 IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 2, Rundschreiben der Landesgeschäftsstelle der CSU, Presse-

und Informationsabteilung, vom 4. 12. 1946; das folgende Zitat ebenda.
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man für die Verfassunggebende Versammlung auf bewährte und erfahrene Kräfte zurückgegriffen
hatte, wodurch der Eindruck einer gewissen Erstarrung in der Fraktion entstanden war, haben
sich jetzt die jüngeren Gruppen bereits in den Vordergrund gestellt. Sie bekennen sich zum Föde-
ralismus, aber nicht zu einem rückwärts gewandten Föderalismus, sondern zu einem Föderalis-
mus, der das gesamte Abendland umspannen soll und dem die Zukunft gehören soll. Dieser Föde-
ralismus hat eine lebendig gegliederte Einheit Deutschlands zur unmittelbaren Voraussetzung. Die
neu in die Fraktion eingetretenen Abgeordneten wurden vor allem deswegen aufgestellt und ge-
wählt, weil sie den sozialen Kurs mit besonderem Nachdruck vertreten."

Daß diese Ausführungen allerdings mehr den Wunschvorstellungen der Parteiführung
als den realen Gegebenheiten entsprachen, zeigt ein Blick auf die Zusammensetzung
der CSU-Fraktion im bayerischen Landtag. Allein die Tatsache, daß von den 104 Ab-
geordneten mindestens 59 vor 1933 der BVP angehört hatten165, widerspricht der Aus-
sage von der Erneuerung der Fraktion. Vergleicht man die Landtagsfraktion mit der
CSU-Fraktion, die Josef Müller bereits in der Verfassunggebenden Landesversamm-
lung das Leben schwer gemacht hatte, so läßt sich eine erstaunliche Kontinuität fest-
stellen. Von den nun gewählten Mandatsträgern hatten immerhin 63, also nahezu
zwei Drittel, auch der Verfassunggebenden Landesversammlung angehört, lediglich
41 waren

-

wenn man so sagen darf
-

Neulinge'66. Im Wahlkreis Oberbayern standen
15 wiedergewählten Abgeordneten nur fünf Mandatsträger gegenüber, die nicht an

der Ausarbeitung der Verfassung mitgewirkt hatten; allein in Unterfranken überstieg
die Zahl der Neulinge die Zahl der Wiedergewählten167. Mit Baumgartner, Horlacher,
Hundhammer, Lacherbauer, Pfeiffer und Schlögl waren nahezu alle prominenten Mit-
glieder der Anti-Müller-Fronde auch in den Landtag gewählt worden, der Parteivorsit-
zende mußte dagegen auf einige Stützen seiner Politik verzichten168. So betrachtet,
konnte von einer Beendigung des Dualismus' zwischen Partei und Fraktion nach den
Landtagswahlen nicht die Rede sein; vielmehr bestand die Gefahr, daß die Gegensätze,
die bereits in der Verfassunggebenden Landesversammlung zu Auseinandersetzungen
geführt hatten, auch weiterhin lebendig bleiben würden.

Auf Einladung der Landesgeschäftsstelle fand am 9. Dezember 1946 die konstituie-
rende Sitzung der neugewählten Landtagsfraktion statt169. Verglichen mit den turbu-
lenten innerparteilichen Auseinandersetzungen um Staatspräsidentenamt und Frakti-

Die Zahlenangabe beruht auf einer eigenen Auszählung auf der Basis des Amtlichen Handbuchs des
Bayerischen Landtags, hrsg. vom Landtags-Amt, München 1948, S. 28-212, und des biographischenAnhangs in: Protokolle und Materialien, S. 1841-1948.
Die folgenden Zahlenangaben beruhen auf einer eigenen Auszählung. Eine Liste der gewähltenCSU-Abgeordneten findet sich als Anlage zu: IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 2, Rundschrei-
ben der Landesgeschäftsstelle der CSU, Presse- und Informationsabteilung, vom 4. 12. 1946. Eine
Liste der CSU-Abgeordneten in der Verfassunggebenden Landesversammlung findet sich im
BayHStA, NL Ehard 887, Aufstellung über das Abstimmungsverhalten der CSU-Abgeordnetenbei der Abstimmung über den Staatspräsidenten am 20. 9. 1946 vom 24. 9. 1946.
In Unterfranken betrug das Verhältnis zwischen Wiedergewählten und Neulingen 8:10, Im Wahl-
kreis Niederbayern/Oberpfalz betrug das Verhältnis 19:12, im Wahlkreis Oberfranken/Mittelfran-
ken 12:9 und im Wahlkreis Schwaben 9:5. Von den ersten vier potentiellen Nachrückern hatten mit
Ausnahme von Schwaben und Unterfranken in allen Wahlkreisen je zwei der VerfassunggebendenLandesversammlung angehört, im Wahlkreis Oberfranken/Mittelfranken alle vier und lediglich im
Wahlkreis Schwaben keiner.
So waren beispielsweise Heinrich Krehle und Lorenz Sedlmayr, die beide die sozialpolitischen Kon-
zeptionen Müllers unterstützten, nicht in den Landtag gewählt worden; auch die Kandidaturen von
Elisabeth Meyer-Spreckels und Hugo Karpf scheiterten.
BayHStA, NL Ehard 887, Rundschreiben der Landesgeschäftsstelle der CSU vom 4. 12. 1946.
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onszwang in den vergangenen Monaten hatte sich die Situation etwas beruhigt. Die
Verluste bei den Landtagswahlen mit alarmierenden lokalen Spitzenwerten170 und die
bevorstehende Regierungsbildung ließen die Rufe nach einem Ausgleich zwischen
den Widersachern oder zumindest nach einem vorübergehenden Waffenstillstand lau-
ter werden171. Auf der Tagesordnung der konstituierenden Fraktionssitzung standen
mit dem Bericht des Landesvorsitzenden zur politischen Lage, der anschließenden
Diskussion über Fragen der Regierungsbildung und mit der Wahl des Fraktionsvor-
stands brisante Themen172. Ursprünglich sah die Tagesordnung vor, die fraktionsinter-
nen Wahlen am Ende der Sitzung durchzuführen, noch bevor die Abgeordneten zu-

sammentraten, entschied man sich jedoch dafür, die Fraktionssitzung mit den Vor-
standswahlen zu eröffnen173.

Anders als in der konstituierenden Sitzung der CSU-Fraktion in der Verfassungge-
benden Landesversammlung zeigte sich die Mehrheit der Abgeordneten nun ernsthaft
bemüht, einen für alle Seiten tragbaren Kompromiß zu finden und den „Rißzustand"
in der Fraktion, der „von der Verfassunggebenden Landesversammlung übernommen
worden" sei (Albert Kaifer), zu beenden. Der erste konkrete Vorschlag kam von Erwin
Ammann, einem Angehörigen des Müller-Flügels. Ammann nominierte Eugen Rindt,
den Vorsitzenden der CSU-Bezirksverbände Schwaben und Augsburg, der sich als
Mitverfasser des Grundsatzprogramms der Partei und als Sprecher der fraktionsinter-
nen Opposition in der Verfassunggebenden Landesversammlung einen Namen ge-
macht hatte. Rindt war ohne Zweifel der Wunschkandidat des Parteivorsitzenden, der
diesmal mit genauen Vorstellungen von der Zusammensetzung des Fraktionsvorstands
in die Sitzung gegangen war174. August Schwingenstein, Lizenzträger und Mitheraus-
geber der Süddeutschen Zeitung, schlug dagegen vor, erneut Alois Hundhammer zum

Fraktionsvorsitzenden zu wählen. Weitere Namen wurden nicht genannt.
Als die Debatte um den künftigen Fraktionsvorsitzenden an einem toten Punkt an-

zugelangen drohte, ergriff Michael Horlacher das Wort. Der ehemalige Reichstagsab-
geordnete befand sich nun in einer anderen Situation als nach den Wahlen zur Verfas-
sunggebenden Landesversammlung. Damals war Horlacher nicht nur selbst der erklär-

Im Stimmkreis Hof-Stadt verlor die bayerische Unionspartei 36,4 Prozent und in Bayreuth 35,1 Pro-
zent der Wählerstimmen. Vgl. „Die Verteilung der Unionswähler", in: Union-Dienst vom Januar
1947.
So führte August Haußleiter vor den Landtagsabgeordneten der CSU aus: „Wir haben in den letzten
Sitzungen der alten Fraktion sehr erbitterte Kämpfe erlebt, und ich glaube, manche Folgen des
Wahlkampfes waren im hohen Maße das Ergebnis dieser scharfen Kämpfe in der alten Fraktion."
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 9. 12. 1946.
BayHStA, NL Ehard 887, Rundschreiben der Landesgeschäftsstelle der CSU vom 4. 12. 1946.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 9. 12. 1946; das folgende, soweit nicht
anders belegt, nach dem Protokoll dieser Fraktionssitzung. Zur ersten Sitzung der CSU-Landtags-
fraktion am 9. 12. 1946 (mit ausführlichen Zitaten aus dem Sitzungsprotokoll) vgl. In Verantwortung
für Bayern, S. 78-87. Bis zur Wahl des Fraktionsvorstands leitete Josef Müller die Sitzung, der von
den Mitgliedern des geschäftsführenden Landesvorstands, die eingeladen waren, der Sitzung zeitwei-
se beizuwohnen, zumindest passive Unterstützung erwarten konnte. Außer Josef Müller, August
Haußleiter und Michael Horlacher, die der Fraktion ohnehin angehörten, waren auch Franz JosefStrauß, Emil Muhler und Lorenz Sedlmayr anwesend. ACSP, CSU-LL, Protokoll der Sitzung des
Landesvorstands am 10. 12. 1946.
ACSP, NL Müller 209, undatierte Aufstellung über die mögliche Zusammensetzung von Landesvor-
stand und Fraktionsvorstand. Eugen Rindt sollte zum Fraktionsvorsitzenden gewählt werden, Au-
gust Haußleiter und Josef Piechl zu seinen Stellvertretern sowie Maria Probst und Rupert Berger
zu Schriftführern.
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te Favorit der bäuerlichen Abgeordneten für das Amt des Fraktionschefs gewesen,
sondern auch einer der profiliertesten Sprecher der Opposition gegen Josef Müller. In
der konstituierenden Sitzung der Landtagsfraktion verzichtete Horlacher auf eine eige-
ne Kandidatur, auch schien wenigstens ein gewisser Ausgleich mit dem Parteivorsit-
zenden gefunden, der seinen schwer berechenbaren Kontrahenten am 6. Dezember
zur Wahl in den Landesvorstand vorgeschlagen und dann auch in den geschäftsführen-
den Landesvorstand berufen hatte175. Horlacher trat mit folgendem Vorschlag vor die
Abgeordneten:
„Den Personenfragen als solche[n] stehe ich mit kühlem Verstand als Politiker gegenüber. Ich ver-

meide es, zu einzelnen Personen zu sprechen, aber ich möchte folgendes ausführen. Bei der Lage,
in der wir uns befinden, besonders auch mit Rücksicht auf allgemeine politische Beziehungen, die
außerhalb Bayerns liegen, wäre es an sich wünschenswert, daß ein Fraktionsvorsitzender gewählt
wird, der von der übergroßen Mehrheit der Fraktion getragen ist. Das wäre das Gebot der Stunde;
das sieht ja jeder ein. Wenn aber ein Fraktionsvorsitzender mit schwacher Mehrheit gewählt und
das noch dazu hinausgetragen würde, dann wäre von Haus aus wieder eine unglückliche Lage
für die Union als solche gegeben. [.

.

.] Mir wäre es viel lieber, man würde eine vorläufige Abstim-
mung vornehmen und dann unterbrechen, um den einzelnen Parteifreunden Gelegenheit zu ge-
ben, sich angesichts des Ergebnisses zu einer nochmaligen Aussprache zusammenzusetzen. (Sehr
gut!) Vielleicht ist es möglich, sich auf einen anderen Vorschlag zu einigen, wenn der erste Vor-
schlag nicht den Bedürfnissen der politischen Lage entspricht. Ich halte das für vernünftig. [.

.

.]
Ich stelle diesen Vorschlag zur Erwägung, damit wir nicht wieder bei der Abstimmung hart auf-
einanderprallen."
Dieser Verfahrensvorschlag, der ganz im Sinne Josef Müllers gewesen sein dürfte, er-

möglichte es, noch vor der endgültigen Wahl des Fraktionsvorstands die Kräfteverhält-
nisse zu bestimmen und eventuelle Wahlempfehlungen danach auszurichten. Auch
wenn Horlacher es zu diesem Zeitpunkt nur andeutete, so implizierten seine Ausfüh-
rungen den Gedanken, weder Hundhammer noch Rindt zum Fraktionsvorsitzenden
zu wählen, sondern eine Persönlichkeit mit diesem Amt zu betrauen, die in den partei-
internen Führungs- und Flügelkämpfen relativ heil geblieben war. Dies hatte auch Au-
gust Haußleiter erkannt, der die Abgeordneten nachdrücklich darauf hinwies, welche
Folgen es haben könnte, wenn kein Ausgleich der gegensätzlichen Positionen gelänge:
„Vier Jahre Streit

-

und darum geht es
-

würden zur Gefahr, und zwar zur Existenzge-
fahr für die Union werden."

Die von Horlacher vorgeschlagene Probeabstimmung endete mit einer Überra-
schung: Von 98 abgegebenen Stimmen entfielen 54 auf Alois Hundhammer, 42 auf Eu-
gen Rindt, ein Abgeordneter votierte für Horlacher, und ein Stimmzettel war ungültig.
Josef Müller unterbrach daraufhin wie vereinbart die Sitzung. Dann trat Michael Hor-

Horlacher sprach bereits während der Sitzung des Landesausschusses
-

ohne Hundhammers Namen
zu nennen, aber deutlich auf ihn gemünzt

-

gegen die parteiinterne Opposition. Protokoll der Sit-
zung des Landesausschusses der CSU am 6. 12. 1946 in München, in: Protokolle und Materialien,
S. 799-803. Müller selbst führte hinsichtlich seines Verhältnisses zu Horlacher aus: „Sie haben ge-hört, daß ich Michel Horlacher als ersten für die Landesvorstandschaft vorgeschlagen habe. In der
vergangenen Zeit, vor allem in der Fraktion, haben wir uns manchmal sehr kräftig gerauft; trotzdem
habe ich es für notwendig gehalten, gerade ihn dabei zu haben. Es gibt nichts besseres, als wenn Leu-
te sich kräftig auseinandersetzen

-

aber intern, nicht nach außen. Wir müssen dazu kommen, daß wir
wirklich vernünftige Opposition durchführen. Ich weiß, daß ich mit Michel Horlacher in manchenPunkten nicht übereinstimme. Es ist viel besser, er kommt und sagt mir: Du bist dabei, eine Dumm-
heit zu machen, als daß ich nachher einen Schuß von rückwärts bekomme. So muß gearbeitet wer-
den. Jede andere Arbeit mit unsauberen Mitteln muß endgültig aufhören." Ebenda, S. 803.
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lâcher erneut vor die Fraktion. Sichtlich darum bemüht, Hundhammer nicht zu verär-
gern, verwies er auf das relativ knappe Ergebnis der Probeabstimmung und auf die
Notwendigkeit, vorhandene Gegensätze auszugleichen. Der im „engen Kreise" ausge-
arbeitete Vorschlag, den Horlacher den Abgeordneten unterbreitete, war darauf abge-
stellt, die Interessen beider Seiten zu berücksichtigen. Zum Vorsitzenden der Landtags-
fraktion sollte Josef Schwalber gewählt werden, als seine Stellvertreter Adam Sühler,
August Haußleiter und Josef Donsberger, dazu Maria Probst und Albert Kaifer, die
als Schriftführer ebenfalls dem Fraktionsvorstand angehören sollten. Dieses Personal-
paket war sorgfältig austariert und taktisch geschickt zusammengestellt. Schwalber
teilte nicht nur die politischen Auffassungen Hundhammers, sondern war auch dessen
persönlicher Freund, so daß Hundhammer, den man mit dem Vorsitz eines wichtigen
Landtagsausschusses abzufinden gedachte, nur schwer gegen diesen Vorschlag oppo-
nieren konnte. Die übrigen Kandidaten repräsentierten verschiedene Strömungen und
Gruppierungen innerhalb der CSU oder trugen berufsständischen Interessen Rech-
nung176, weswegen man sich entschloß, mit Karl Schmid auch noch einen Vertreter
des Handwerks in die Liste aufzunehmen. Zugleich versuchte Horlacher, die Macht-
fülle des Fraktionsvorsitzenden zu begrenzen und so eine zweite Sicherung gegen wei-
tergehende Ambitionen einzubauen:
„Nun möchte ich der Fraktion eines mit auf den Weg geben: Wir müssen uns von den Überresten
des Nationalsozialismus lösen. Ich meine damit das sogenannte Führerprinzip. Es hat in der Frak-
tion die Lähmung hervorgerufen. Ich spreche es ganz offen aus: In der Demokratie muß das Füh-
rerprinzip sein Ende finden! (Sehr richtig!) Der Fraktionsvorsitzende hat nur die Geschäfte zu

führen, den Willen der Fraktion zu vollziehen und nach den Richtlinien und Beschlüssen der
Fraktion zu arbeiten, nicht auf eigene Faust. Das wird manchem die Wahl in gewisser Beziehung
erleichtern. Wir müssen wirklich zu demokratischen Zuständen kommen und uns von anderen
Dingen entfernen."

Horlachers Vorschlag, zu einer ,,neutrale[n] Zusammensetzung des Fraktionsvorstan-
des" zu kommen (Franz Ludwig Sauer), wurde auf Antrag Josef Müllers in toto dis-
kutiert und fand vor allem bei den Anhängern des Parteivorsitzenden Anklang. Kon-
sensfähig war diese Position jedoch nicht, und Max Allwein, ein Repräsentant des alt-
bayerisch-konservativen Flügels, der später zur Bayernpartei wechselte, erklärte, er

sehe nicht ein, „warum immer wieder einer Minderheit nachgegeben werden" solle,
wo die Probeabstimmung doch ein eindeutiges Votum für Hundhammer ergeben
habe.

Der Vorsitzende des Bezirksverbands Oberbayern hatte bis dahin nicht in die De-
batte eingegriffen. Erst nachdem Horlacher seine Vorschlagsliste präsentiert hatte, mel-
dete sich Hundhammer zu Wort und empfahl den Abgeordneten, Eugen Rindt zum
zweiten Fraktionsvorsitzenden zu wählen. Damit hatte der bisherige Favorit für den
Fraktionsvorsitz zu erkennen gegeben, daß er

-

ohne zu einer eigenen Kandidatur Stel-
lung zu nehmen

-

im Falle seiner Wahl eine Zusammenarbeit mit Rindt für denkbar
hielt. Die Idee, je einen Exponenten der beiden stärksten Gruppierungen an die Spitze
der Fraktion zu stellen, fand großen Beifall bei den Abgeordneten, denn damit wurde
Alois Hundhammer an führender Stelle berücksichtigt, zugleich aber schien dieser

176 Adam Sühler stand für die bäuerlichen Zirkel und Agrarpolitiker in der CSU und vertrat mit Hauß-
leiter den fränkisch-protestantischen Teil der Partei; Josef Donsberger und Albert Kaifer repräsen-
tierten die Arbeitnehmerschaft und Maria Probst die Frauen.
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Kompromißvorschlag die Chance für einen Ausgleich zwischen den Konfliktparteien
zu bieten.

Das Ergebnis war freilich auch, daß damit der Versuch, Hundhammer von der Füh-
rung der Landtagsfraktion fernzuhalten, trotz aller Anstrengungen und Gegenargu-
mente zum Scheitern verurteilt war. Leicht resigniert erkannte Horlacher, daß sich sei-
ne Konstruktion in der Fraktion nicht durchsetzen ließ, doch er war flexibel genug,
sich auf die neuen Gegebenheiten einzustellen:
„Wenn ich das alles überlege, so neige ich persönlich dazu, den Vorschlag anzunehmen, demzufol-
ge sich die Mehrheit mit der Minderheit zu einer Einheit verbindet, (Beifall) und zwar Dr. Hund-
hammer als ersten und Dr. Rindt als zweiten Vorsitzenden zu wählen mit der Maßgabe

-

und die-
sen Beschluß bitte ich gleichzeitig zu fassen; das ist bei einer großen Fraktion gar nicht anders
möglich -, daß der erste und zweite Vorsitzende der Fraktion in allen entscheidenden Fragen, be-
sonders dann, wenn die Fraktion nicht anwesend ist, gemeinsam handeln müssen. (Sehr richtig!)
Das ist eine Grundvoraussetzung. Beide müssen miteinander gemeinsam handeln. Das ist auch
möglich. Es muß einmal das Persönliche verschwinden und das Vertrauensverhältnis zwischen
den einzelnen Herren hergestellt werden."

Damit hatte sich Horlachers Argumentation entscheidend verändert. Er beabsichtigte
nun nicht länger, eine von den innerparteilichen Turbulenzen unbelastete Persönlich-
keit mit dem Fraktionsvorsitz zu beauftragen, sondern versuchte, den Einfluß der
Minderheit auf die Fraktionsführung zu sichern. Nachdem die Rednerliste erschöpft
war, kam es aber nicht zur Abstimmung über die verschiedenen Personalvorschläge
und ihre Varianten, die mittlerweile im Raum standen. Diesmal nutzte Müller seine
Möglichkeiten als Versammlungsleiter und führte eine Sitzungspause herbei, in der er

selbst, Hundhammer, Rindt und wohl auch Horlacher die Möglichkeiten für eine Ver-
ständigung sondierten177. Wieder war es Horlacher, der den Abgeordneten das Ergeb-
nis vortrug. Danach sollte Hundhammer zum Fraktionsvorsitzenden und Rindt zu sei-
nem Stellvertreter gewählt werden. Allerdings forderte er die Fraktion auf, gleichzeitig
folgenden Zusatz zu beschließen: „Beide Fraktionsvorsitzende genießen innerhalb ih-
rer Tätigkeit in der Fraktion gleiche Rechte. In allen entscheidenden Fragen müssen
sie gemeinsam handeln." Weiter sollten dem Vorstand August Haußleiter, Andreas
Lang und Josef Donsberger als „Beiräte" sowie Maria Probst und Karl Schmid als
Schriftführer angehören. Eine Diskussion über dieses Personalpaket gab es nicht
mehr, lediglich Adam Sühler wurde auf nachdrückliche Bitte Hundhammers noch in
die Kandidatenliste aufgenommen. Dann stimmte die Fraktion en bloc über den Vor-
schlag ab: 80 Abgeordnete votierten mit Ja, 16 mit Nein, sechs Stimmen waren ungül-
tig-

Die Besetzung des Fraktionsvorstands beruhte zweifellos auf einem Proporz zwi-
schen den beiden größten innerparteilichen Gruppierungen, aber sie bot weder die Ge-
währ für eine wirkliche Lösung der bestehenden Konflikte noch für eine funktionie-

Rindt selbst berichtete am folgenden Tag über den Inhalt dieser kurzen Unterredung: „Ich habe ge-
stern, als Hundhammer und Müller mich herausbaten, Dr. Hundhammer erklärt: 1. Wir müssen
eine bayerische Politik machen, 2. wir müssen eine deutsche Politik machen, aus wirtschaftlichen
Gründen, dann aber auch aus dem Grunde: Die Stellung, die Deutschland in Europa hat, ist die desVorkämpfertums für christlich-abendländische Kultur. Daher müssen die Wege für eine Reichspoli-tik geebnet werden. Wir müssen eine realistische Politik machen, wir brauchen Erfolge. Müller wie
Hundhammer haben dieser Formulierung zugestimmt." ACSP, CSU-LL, Protokoll der Sitzung des
Landesvorstands am 10. 12. 1946.
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rende Zusammenarbeit zwischen Partei und Fraktion. Aus der Sicht Josef Müllers ga-
ben die fraktionsinternen Personalentscheidungen allerdings zu vorsichtigem Optimis-
mus Anlaß. Zwar war es nicht gelungen, die Wahl Hundhammers zum Fraktionschef
zu verhindern, doch sowohl die Probeabstimmung als auch die Personaldebatte hatten
gezeigt, daß die Landtagswahlen das Kräfteverhältnis zugunsten des Parteivorsitzen-
den verschoben hatten. Die Mehrheit der Abgeordneten war nach wie vor der inner-
parteilichen Opposition zuzurechnen, aber die Mandatsträger, auf deren Unterstüt-
zung Josef Müller zählen konnte, machten immerhin 30 bis 40 Prozent der Landtags-
fraktion aus. Wollte die CSU die Regierung übernehmen, so bedeutete dies angesichts
der Sitzverteilung im Parlament, daß die beiden Flügel der CSU-Fraktion einen tragfä-
higen Kompromiß finden mußten oder daß die beiden Teilfraktionen gezwungen wa-

ren, Koalitionen mit anderen Parteien einzugehen.
Betrachtet man den Vorstand der Landtagsfraktion näher, dann zeigt sich, daß die

Anhänger des Parteivorsitzenden durchaus angemessen repräsentiert waren. August
Haußleiter, Maria Probst, Eugen Rindt und wohl auch Adam Sühler waren dem Mül-
ler-Flügel zuzurechnen oder zählten zumindest zu den Sympathisanten des Ochsen-
sepp. Von Bedeutung schien in diesem Zusammenhang vor allem der auf Antrag Hor-
lachers beschlossene Protokollzusatz, der Rindt maßgeblichen Einfluß auf die Führung
der Fraktion zusicherte, den dieser noch weiter hätte ausbauen können, als Hundham-
mer zum Kultusminister berufen wurde. Doch es gelang dem stellvertretenden Frakti-
onsvorsitzenden nicht, die Abgeordneten im Sinne Josef Müllers zu führen. Im Gegen-
teil, es zeigte sich bald, daß Rindt aufgrund seines angegriffenen Gesundheitszustands
und seiner vielfältigen anderweitigen Verpflichtungen nicht in der Lage war, die in
ihn gesetzten Erwartungen zu erfüllen178. Auch dem Parteivorsitzenden fehlte die
Zeit, seine Anhänger in der Fraktion selbst zu führen179, bei denen sich bald Resignati-
on und Orientierungslosigkeit breitmachten. Die Doppelbelastung Hundhammers und
die offensichtliche Überforderung Rindts erzeugten ein Vakuum in der Fraktionsfüh-
rung, das die Schlagkraft und Arbeitsfähigkeit der CSU-Fraktion erheblich beeinträch-
tigte180.

Zur frühen Kritik an Rindt vgl. ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 10. 4.
1947. Nach dem für Müller überaus negativen Verlauf der Regierungsbildung im Dezember 1946
scheint das bisher gute Verhältnis zwischen Müller und Rindt einen Knacks bekommen zu haben
(ACSP, NL Müller 9, Protokoll der Sitzung des Landesvorstands am 28. 2. 1947). Im August 1947
gab Rindt den Vorsitz der Bezirksverbände Augsburg und Schwaben ab (IfZ-Archiv, MA 1420/13,
Bericht Alfred Kiss' über den Rücktritt Rindts vom 25. 8. 1947) und widmete sich dem Aufbau des
Sozialen Helferrings, der im Laufe des Jahres 1949 in große finanzielle Schwierigkeiten geriet. Die
finanziellen Turbulenzen um den Sozialen Helferring waren auch die Ursache für den Rücktritt
Rindts vom Amt des stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden. Vgl. Eugen Rindt, Der Weg zur

staatsbürgerlichen Selbsthilfe, in: Unsere soziale Revolution, S. 11-16. ACSP, CSU-LTF I, 15-14,Protokolle der Fraktionssitzungen am 17. 1. 1950 und am 14. 2. 1950.
ACSP, NL Müller 221, Maria Deku an Josef Müller vom 8. 7. 1947.
Hans Kraus sprach 1950 von einer „Krise der Fraktion", und der Abgeordnete Max Zillibiller klagteüber die mangelnde Präsenz der Fraktion im wichtigen Haushaltsausschuß. Alois Schlögl bemerkte,
ein Abgeordneter der SPD habe erklärt, „er kenne sich nicht mehr aus, ob seine Partei oder die CSU
die Oppositionspartei sei". ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 5. 9. 1950.
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5. Landesvorstand und Landtagsfraktion
Drei Tage vor der konstituierenden Sitzung der Landtagsfraktion, am 6. Dezember
1946, wählten die Delegierten des Landesausschusses gemäß den Statuten 15 Mitglie-
der für den Landesvorstand der Partei, der damit seine Arbeit aufnehmen konnte181.
Josef Müller legte dem Landesausschuß eine nahezu vollständige Kandidatenliste vor,
auf der lediglich ein Vorschlag für den dritten Jugendvertreter fehlte182. Nach kurzer
Diskussion folgten die Delegierten des Landesausschusses der Wahlempfehlung des
Parteivorsitzenden, lediglich die Vertreter der Jugend nominierten mit Franz Steber
und Franz Heubl eigene Kandidaten, die neben dem von Müller vorgeschlagenen Ru-
dolf Birkl auch in die Parteiführung gewählt wurden.

Mit seinen Personalvorschlägen beabsichtigte der CSU-Vorsitzende zweierlei: Er
wollte Parteifreunde, denen der Sprung in den Landtag nicht gelungen war, deren Mit-
arbeit er jedoch für unverzichtbar hielt, an führender Stelle in die Parteiorganisation
einbinden183. Außerdem war Müllers Kandidatenliste an konfessionellen Gesichts-
punkten orientiert. Von den 15 im Landesausschuß gewählten Mitgliedern des Landes-
vorstands bekannten sich fünf zum evangelischen Glauben, eine Quote, die ungefähr
dem Anteil der Protestanten an der Gesamtbevölkerung Bayerns entsprach184. Nach
seinen eigenen Worten kam es dem Parteivorsitzenden vor allem darauf an, „ein Gre-
mium zu bekommen, das wirklich arbeitskräftig ist". In diesem Sinne berücksichtigte
er in seiner Wahlempfehlung überwiegend seine Parteigänger; lediglich der schwer kal-
kulierbare Michael Horlacher sowie Heinrich Pflüger und der von den Jugendvertre-
tern nominierte Franz Heubl zählten zu den zeitweiligen oder grundsätzlichen Geg-
nern des Ochsensepp und seiner Politik185.

Das heißt jedoch nicht, daß die innerparteiliche Opposition nicht in der Lage ge-
wesen wäre, ihre Positionen auch in der Parteiführung nachdrücklich zu vertreten.
So gehörten die Mitglieder des Vorstands der Landtagsfraktion ebenso ex officio

Nach der gültigen Satzung bestand der Landesvorstand aus dem Landesvorsitzenden, zehn Mitglie-
dern, die vom Landesausschuß für die Dauer eines Jahres zu wählen waren, zwei Frauen- und drei
Jugendvertretern, die ebenfalls der Landesausschuß zu wählen hatte, je einem Vertreter der Bezirks-
verbände, den Mitgliedern der bayerischen Staatsregierung, soweit sie der CSU angehörten, dem
Vorstand der Landtagsfraktion und dem Vorstand eines berufsständischen Rats. Satzung der CSU
in der Fassung vom 4. 10. 1946, abgedruckt in: Protokolle und Materialien, S. 1783-1803. Zum ersten
Landesvorstand und zum ersten geschäftsführenden Landesvorstand der CSU vgl. Mintzel, Anato-
mie, S. 108 ff. und S. 118ff.
Die Vorschläge Müllers waren: Wilhelm Eichhorn, Georg Gamperl, Max Grasmann, Michael Hor-
lacher, Karl Sigmund Mayr, Emil Muhler, Heinrich Pflüger, Lorenz Sedlmayr, Johannes Semler und
Franz Josef Strauß; Elisabeth Hahn und Elisabeth Meyer-Spreckels als Frauenvertreterinnen; Rudolf
Birkl und Josef Plonner als Jugendvertreter. Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU
am 6. 12. 1946 in München, in: Protokolle und Materialien, S. 779 f. ACSP, NL Müller 209, undatier-
te Aufstellung über die mögliche Zusammensetzung von Landesvorstand und Fraktionsvorstand.
Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 12. 1946 in München, in: Protokolle
und Materialien, S. 772 f.
Die evangelischen Kandidaten waren Rudolf Birkl, Wilhelm Eichhorn, Elisabeth Meyer-Spreckels,Karl Sigmund Mayr und Johannes Semler. Zum Stellenwert der konfessionellen Frage vgl. die dies-
bezügliche Debatte während der Sitzung des Landesausschusses am 6. 12. 1946 in München, in: Pro-
tokolle und Materialien, S. 781-784; das folgende Zitat ebenda, S. 779.
Die Tabelle bei Mintzel, Anatomie, S. 119, die auch die Konfession, frühere Zugehörigkeit zur BVP
sowie die Haltung gegenüber Josef Müller angibt, ¡st fehlerhaft.
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dem Landesvorstand an wie die Staatssekretäre und Minister der CSU in der bayeri-
schen Staatsregierung. Da die Bezirksverbände ebenfalls je einen Vertreter in den Lan-
desvorstand entsenden konnten, war es auch mehrheitlich oppositionellen Bezirken
möglich, dezidierte Gegner des Landesvorsitzenden in den Parteivorstand zu delegie-
ren.

Am 6. Dezember berief Josef Müller auch die sieben Mitglieder des geschäftsführen-
den Landesvorstands. Die Besetzung dieses engsten Führungsgremiums war das Vor-
recht des Parteichefs186, der sich dafür allerdings der Rückendeckung des Landesvor-
stands versicherte187, um eventueller Kritik an seinem Führungsstil vorzubeugen. Mit
der Ernennung von Max Grasmann, August Haußleiter, Michael Horlacher, Elisabeth
Meyer-Spreckels, Emil Muhler, Lorenz Sedlmayr und Franz Josef Strauß berücksich-
tigte Müller keinen Vertreter des katholisch-konservativen Flügels um Alois Hund-
hammer188. Der Parteivorsitzende versuchte lediglich, die Unterstützung Horlachers
zu gewinnen. Die Kritik Hundhammers ließ deshalb nicht lange auf sich warten. Der
geschäftsführende Landesvorstand, so der Vorsitzende des Bezirksverbands Oberbay-
ern, sei „eine einseitig zusammengesetzte Gruppe"189.

Betrachtet man die Zusammensetzung des geschäftsführenden Landesvorstands un-

ter dem Aspekt der künftigen Kooperation mit der Landtagsfraktion, so fällt auf, daß
als einziges Mitglied des geschäftsführenden Landesvorstands August Haußleiter
auch in den Vorstand der Landtagsfraktion gewählt wurde. Doch sollte man das nicht
überschätzen, denn mit Josef Müller selbst und mit dem designierten Landtagspräsi-
denten Horlacher gehörten zwei weitere prominente Mitglieder des engsten Füh-
rungskreises der CSU der Landtagsfraktion an. Berücksichtigt man weiterhin, daß
der Fraktionsvorstand qua Amt auch dem Landesvorstand angehörte, dann wäre rein
technisch einer funktionierenden Zusammenarbeit zwischen der Parteiführung und
der Fraktion nichts im Wege gestanden; insgesamt waren es immerhin 18 Abgeordne-
te, die auch dem 43-köpfigen Landesvorstand der bayerischen Unionspartei angehör-
ten190.

Zu den Auseinandersetzungen, die um die entsprechenden Klauseln der Satzung geführt wurden,
vgl.

-

allerdings farblos und eng der Argumentation Mintzels folgend
-

Hettler, Josef Müller,
S. 256 ff.
Nach Mintzel, Anatomie, S. 120, ernannte Müller die Mitglieder des geschäftsführenden Landesvor-
stands „noch in der Sitzung des Landesausschusses am 6. Dezember 1946". Das Protokoll dieser Sit-
zung stützt Mintzels Darstellung jedoch nicht. Müllers diesbezügliche Ausführungen lassen viel-
mehr den Schluß zu, daß zwischen der Wahl der 15 Landesvorstandsmitglieder und der zitierten
Vorstellung des geschäftsführenden Landesvorstands eine kurze Sitzung der anwesenden Mitglieder
des Landesvorstands stattgefunden hat, in der der CSU-Vorsitzende die Ernennungen vornahm. Da
die Sitzung nach der Wahl für mehr als zwei Stunden

-

offiziell „zur Mittagspause"
-

unterbrochen
war, wäre dies auch zeitlich durchaus möglich gewesen. Protokoll der Sitzung des Landesausschus-
ses der CSU am 6. 12. 1946 in München, in: Protokolle und Materialien, S. 790.
So auch Mintzel, Anatomie, S. 120.
Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 12. 1946 in München, in: Protokolle
und Materialien, S. 808. Die Tatsache, daß Hundhammer die Zusammensetzung des geschäftsführen-den Landesvorstands erst nachträglich einer barschen Kritik unterzog, löste nicht nur bei Josef Mül-
ler Verständnislosigkeit und Erbitterung aus. Mintzel, Anatomie, S. 120, und Hettler, Josef Müller,
S. 258, sind der Meinung, die Tatsache, daß Müllers Personalentscheidungen zunächst kritiklos ak-
zeptiert worden seien, sei ein Beleg dafür, daß die Opposition bereits entschlossen war, den Partei-
vorsitzenden im Landtag entscheidend zu schlagen.
Anders Mintzel, Anatomie, S. 120, der aber die Chronologie außer acht läßt. Die Zahlenangaben be-
ruhen auf einer eigenen Auszählung.
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Josef Müller führte die anhaltenden Reibereien zwischen Parteiführung und Frakti-
onsmehrheit auf die unterschiedliche Zusammensetzung der entsprechenden Gremien
zurück. So bemerkte er im Januar 1947 vor den Delegierten des Landesausschusses:
„Wir müssen uns über eines klar sein: Die Fraktion, so wie sie jetzt gegeben ist, ist selbstverständ-
lich das Sprachrohr der Union im Parlament. Auf der anderen Seite leiden wir

-

das muß frei her-
aus gesagt werden

-

darunter, daß Fraktion und Partei nicht völlig übereinstimmen, [.. .] auch in
der Zusammensetzung sich nicht unbedingt widerspiegeln."191
Doch war das politische Profil von Parteiführung und Landtagsfraktion tatsächlich so

verschieden, wie es der Parteichef oder zuweilen auch seine Gegner192 glauben zu ma-

chen versuchten? Eine vergleichende Untersuchung des Anfang Dezember 1946 erst-

mals zusammengetretenen Landesvorstands und der kurz zuvor gewählten Unions-
fraktion im bayerischen Landtag verspricht interessante Aufschlüsse über diese wichti-
ge Frage193. Dabei gilt es, vor allem drei Kriterien in den Vordergrund zu stellen: die
parteipolitischen Aktivitäten der Vorstandsmitglieder und der Landtagsabgeordneten
vor 1933, ihre Konfessionszugehörigkeit und Berufsgruppenschichtung194.
191 Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle und

Materialien, S. 986.
192 So schrieb der spätere Kultusminister Josef Schwalber am 21. 4. 1948 an Pfarrer Joseph Eberl: „Ich

weiß, daß es sich hier [bei den Auseinandersetzungen um die umstrittenen Satzungsfragen] um das
Kernproblem der CSU handelt und daß auf diesen Umstand auch die dauernden Gegensätze zwi-
schen Parteifüh[r]ung und Fraktion zurückzuführen sind, weil eben die Fraktion in ihrer Zusam-
mensetzung das wahre Gesicht der Wählerschaft darstellt, während die Parteileitung auf einer künst-
lich konstruierten Mehrheitsbildung basiert." BayHStA, NL Schwalber 5.

193 In die folgende Untersuchung wurden lediglich die Abgeordneten einbezogen, die im Dezember
1946 in den Landtag gewählt worden waren und ihr Mandat angetreten hatten; Veränderungen in
der Struktur der Fraktion, die sich aus der Fluktuation während der Legislaturperiode ergaben
(Tod, Niederlegen des Mandats, Nachrücker), blieben unberücksichtigt. Die Angaben zum politi-
schen und sozialen Profil des Landesvorstands beziehen sich auf den ersten Landesvorstand der
CSU, wie er sich Anfang Dezember 1946 konstituierte. Durch die Bildung des ersten Kabinetts
Ehard und durch einige andere Umbesetzungen begann sich die Zusammensetzung des Landesvor-
stands aber bereits wenig später zu verändern. Während von den Abgeordneten der CSU alle 104 er-
faßt werden konnten, beziehen sich die Angaben zum Landesvorstand nur auf 42 von 43 Vorstands-
mitgliedern.

194 Da sich Altersdurchschnitt und Altersstruktur von Landtagsfraktion und Parteivorstand nur gering-fügig unterschieden, wird auf eine eingehende Untersuchung verzichtet. Die Abgeordeten der CSU
waren im Durchschnitt 51,28 Jahre alt, die Mitglieder des Landesvorstands 50,21 Jahre. Die Domi-
nanz der älteren Jahrgänge ist vor allem auf folgende Ursachen zurückzuführen: Die Vertreter der äl-
teren Generation verfügten über wertvolle parteipolitisch-parlamentarische und administrative Er-
fahrungen aus den Jahren der Weimarer Republik. Diese Aktivitäten hatten sie auf regionaler und
überregionaler Ebene zu prominenten Personen gemacht, was bei der Fortsetzung der politischenKarriere nach 1945 eine wichtige Rolle spielen konnte. Die Jüngeren dagegen, die nach 1910 geboren
waren und die nur die Agonie der Weimarer Republik und die nationalsozialistische Diktatur ken-
nengelernt hatten, betraten nach Kriegsende überwiegend politisches Neuland und erhielten deshalb
schon bei der Kandidatenaufstellung nicht die gleichen Chancen wie die Älteren. Für die Landtags-fraktion der CSU wie auch für den Parteivorstand waren drei Alterskohorten prägend, nämlich die
zwischen 1887 und 1892 Geborenen, deren politische Sozialisation noch in die Zeit vor dem Ersten
Weltkrieg fiel, ferner die zwischen 1893 und 1898 Geborenen, für die der Erste Weltkrieg zu einer
einschneidenden Erfahrung wurde, und schließlich die zwischen 1899 und 1904 Geborenen, die die
Novemberrevolution und die Anfangsjahre der Weimarer Republik als besonders prägend erfahren
hatten. 64,42 Prozent aller CSU-Abgeordneten und immerhin 61,91 Prozent der Mitglieder des Lan-
desvorstands zählten zu den Repräsentanten dieser drei Alterskohorten, die 1946 zwischen 42 und
59 Jahre alt waren. Während im Landesvorstand die zwischen 1887 und 1892 Geborenen mit einem
Anteil von 23,81 Prozent die größte Gruppe stellten, waren in der Landtagsfraktion mit einem An-
teil von 27,88 Prozent die Abgeordneten besonders stark vertreten, die zwischen 1899 und 1904 das
Licht der Welt erblickt hatten. Zu diesem Problemkomplex vgl. auch allgemein Ulrich Zelinsky, Be-
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Von den 104 Abgeordneten der bayerischen Unionspartei waren vor 1933 minde-
stens 59 in der BVP und zwei in der Zentrumspartei aktiv gewesen195; damit wurzelten
fast 60 Prozent aller Landtagsabgeordneten der CSU im Sozialmilieu des politischen
Katholizismus, was freilich nicht heißen soll, daß sie allesamt ihre Prägungen und Er-
fahrungen aus den Jahren der Weimarer Republik kritik- und kommentarlos in die
Zeit des demokratischen Neubeginns herübergerettet hätten. Dies traf nur für einen
Teil der früheren BVP-Aktivisten zu; andere sprachen sich gerade wegen dieser Erfah-
rungen für eine Staats- und parteipolitische Neuorientierung aus. Unter den Mitglie-
dern des Landesvorstands war der Anteil ehemaliger Anhänger von BVP und Zentrum
erheblich geringer. Soweit sich feststellen läßt, hatten lediglich 38,1 Prozent von ihnen
vor 1933 der Bayerischen Volkspartei oder dem Zentrum angehört196.

Der hohe Prozentsatz der Landtagsabgeordneten mit BVP-Tradition war für die
neu gegründete Union Chance und Belastung zugleich197: Eine Chance, weil sich un-

ter den ehemaligen BVP-Mitliedern in der Fraktion eine ganze Reihe von bewährten
Parlamentariern oder Kommunalpolitikern befand, deren Sachkenntnis eine wertvolle
Hilfe für ihre politisch unerfahrenen Kollegen darstellen konnte. Zugleich waren die
vielen BVP-Aktivisten unter den Parlamentariern der CSU aber auch eine schwere
Belastung für die Partei, weil sie das Bild der CSU nach außen so sehr prägten, daß
es ihren politischen Gegnern nicht schwerfiel, die Union als getarnte Neuauflage der
BVP zu diskreditieren und die mißtrauischen Anhänger und Sympathisanten der Par-
tei in den protestantischen Regionen Frankens zu verunsichern198. Zweifelsohne wa-

ren die BVP-Traditionalisten in der CSU-Fraktion so stark, daß sie die Politik der
Union im Landtag entscheidend beeinflussen konnten, und zwar auch gegen den Wil-
len des Landesvorstands, in dem die reformorientierten Kräfte um Josef Müller domi-
nierten.

Auch die konfessionelle Zusammensetzung der Landtagsfraktion entsprach nicht
der des Landesvorstands. Mit einem Anteil von 88,46 Prozent waren die Katholiken
in der Fraktion auch gemessen am Anteil der Katholiken an der Bevölkerung Bay-

dingungen und Probleme der Neubildung von Führungsgruppen in Deutschland 1945-1949, in: Jo-
sef Becker, Theo Stammen, Peter Waldmann (Hrsg.), Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land. Zwischen Kapitulation und Grundgesetz, München 2., überarbeitete Auflage 1987, S. 223-239.
37 Abgeordnete (35,58 Prozent) hatten vor 1933 auch ein Amt oder Mandat in ihrer Partei innege-
habt. 13 Landtagsabgeordnete der CSU hatten die BVP vor 1933 bereits im Landtag oder im Reichs-
tag vertreten; die übrigen waren auf kommunaler oder regionaler Ebene für die BVP oder das Zen-
trum aktiv gewesen.
Neun Vorstandsmitglieder (21,43 Prozent) hatten vor 1933 auch ein Amt oder Mandat in der BVP
oder der Zentrumspartei innegehabt.
16 Landtagsabgeordnete der CSU (15,38 Prozent) hatten vor 1933 nachweisbar anderen Parteien als
BVP und Zentrum angehört, und zwar acht dem BBB (darunter auch Alois Weinzierl, der 1925 zur
BVP übergetreten war), drei dem BLB sowie je einer der SPD, der DDP/StP, der DVP und der
DNVP; Hermann Strathmann war ebenfalls für die DNVP aktiv gewesen, bevor er 1930 zum
CSVD gewechselt war. Sechs Mitglieder des ersten Landesvorstands (14,29 Prozent

-

also ein ähn-
lich großer Anteil wie in der Landtagsfraktion) hatten vor der Machtübernahme der Nationalsozia-
listen parteipolitische Erfahrungen außerhalb von BVP und Zentrum gesammelt. Auffällig ist die
vergleichsweise hohe Zahl der ehemaligen Mitglieder des BBB in der Landtagsfraktion; im Landes-
vorstand waren dagegen die ehemaligen Parteimitglieder, die nicht der BVP oder dem Zentrum ange-hört hatten, gleichmäßig über das politische Spektrum verteilt.
Vgl. beispielsweise die bitteren Ausführungen August Haußleiters zum Wahlkampf in Nordbayern;Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle
und Materialien, S. 1059.



162 III. Der Dualismus zwischen Partei und Fraktion 1946-1948

erns, der 1946 71,35 Prozent betrug199, deutlich überrepräsentiert. 92 katholischen
CSU-Abgeordneten standen nur zwölf evangelische gegenüber, das heißt, die Prote-
stanten machten nur 11,54 Prozent der Fraktion aus200. Die Konfessionsstruktur des
Landesvorstands orientierte sich dagegen an der Konfessionsstruktur der bayerischen
Bevölkerung: 71,43 Prozent der Vorstandsmitglieder waren Katholiken, 26,19 Prozent
Protestanten201. Während die konfessionelle Zusammensetzung des Parteivorstands
die Tragfähigkeit des Unionsgedankens unter Beweis stellen sollte, bewirkte die Do-
minanz der katholischen Abgeordneten in der CSU-Fraktion das genaue Gegenteil.
Die offensichtliche Schwäche der evangelischen Seite führte wie das mangelnde Ent-
gegenkommen der katholischen Parteifreunde bei Sach- und Personalentscheidungen
nicht nur wiederholt zu konfessionell bedingten Auseinandersetzungen202, sondern
bei vielen Protestanten ganz allgemein zu Frustration, Resignation und Verbitte-
rung.

Die Analyse der Berufsgruppenschichtung von Landtagsfraktion und Parteivorstand
zeigt schon auf den ersten Blick signifikante Unterschiede und Gemeinsamkeiten. Be-
sonders auffällig ist in beiden Gremien die Dominanz der im öffentlichen Dienst Be-
schäftigten und der Berufspolitiker.

Berufsgruppenschichtung von Landtagsfraktion und Landesvorstand im Dezember 1946

Landtagsfraktion Berufsgruppe
26,92

4,81
3,85

25,0
11,54
0,96
3,85
1,92
0,96
6,73
2,88
1,92
0,96
0,96
1,92
4,81

Prozent(28)
Prozent (5)
Prozent (4)
Prozent(26)
Prozent (12)
Prozent (1)
Prozent (4)
Prozent (2)
Prozent (1)
Prozent (7)
Prozent (3)
Prozent (2)
Prozent (1)
Prozent (1)
Prozent (2)
Prozent (5)

Berufspolitiker
Lehrer, Dozenten, Wissenschaftler
sonstiger öffentlicher Dienst
Landwirte
selbständiger Mittelstand
Journalisten, Medienbereich
Rechtsanwälte
sonstige freie Berufe
Unternehmer
Angestellte
Arbeiter
Verbandsangestellte
Parteiangestellte
Pfarrer203
sonstige
unbekannt

Landesvorstand
33,33 Prozent (14)
4,76 Prozent (2)
9,52 Prozent (4)
7,14 Prozent (3)
4,76 Prozent (2)

4,76 Prozent (2)
2,38 Prozent (1)

11,90 Prozent (5)

2,38 Prozent (1)
9,52 Prozent (4)
2,38 Prozent (1)
7,14 Prozent (3)

Die Zahlen zur konfessionellen Zusammensetzung der bayerischen Bevölkerung im Jahr 1946 nach
Voelcker, Verteilung, S. 37.
ACSP, CSU-LTF I, 15-12/1, Verzeichnis der CSU-Landtagsabgeordneten in der ersten Wahlperiodeund ihrer Konfessionszugehörigkeit.
Die Konfession eines Vorstandsmitglieds war nicht zu ermitteln.
Ein Paradebeispiel dafür ist der Konflikt um die Ausschaltung der Protestanten bei der ersten parla-mentarischen Regierungsbildung im Dezember 1946; diesbezügliche Dokumente finden sich im
ACSP, NL Müller 5, 52 und 107.
Unter den CSU-Abgeordneten befanden sich neben dem Bamberger Domkapitular Georg Meixner
mit dem Studienprofessor Georg Gromer und Wolfgang Prechtl, dem amtierenden Landrat im nie-
derbayerischen Rottenburg, zwei weitere katholische Priester; für die evangelische Seite gehörteder Theologieprofessor Hermann Strathmann der Landtagsfraktion an. Im Landesvorstand vertratder Münchner Stadtpfarrer Emil Muhler die katholischen und wiederum Hermann Strathmann dieevangelischen Christen.
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In der Landtagsfraktion waren neben den Regierungsmitgliedern vor allem Landräte
und hauptamtliche Bürgermeister vertreten, im Landesvorstand die Minister und
Staatssekretäre, die diesem Gremium laut Satzung als geborene Mitglieder angehör-
ten204. In der Landtagsfraktion waren zudem die Landwirte mit 26 Abgeordneten
(25 Prozent) außergewöhnlich stark vertreten205. Damit spiegelte sich hier die Wähler-
und Mitgliederstruktur der bayerischen Unionspartei wider, während die Landwirte
im Parteivorstand der CSU mit drei Vertretern (7,14 Prozent) stark unterrepräsentiert
waren206. Konnte es sich Josef Müller im Landesvorstand oder im Landesausschuß lei-
sten, die Initiativen und Forderungen des Bauernflügels zu ignorieren, so bildeten die
Vertreter der Landwirtschaft in der Landtagsfraktion eine einflußreiche Lobby, über
die man nur schwer hinweggehen konnte. Da die Bauernschaft insbesondere in Alt-
bayern in der föderalistisch-antipreußischen Tradition der Bayerischen Volkspartei
und des Bayerischen Bauernbundes stand, deutete schon die hohe Zahl der bäuerlichen
Abgeordneten an, daß es für den Parteivorsitzenden schwierig sein würde, in der Frak-
tion eine Mehrheit für seine umstrittene Reichspolitik zu finden.

Die drittgrößte Gruppe in der Fraktion stellten die Repräsentanten des selbständi-
gen Mittelstandes mit 11,54 Prozent, was der Wähler- und Mitgliederstruktur der
CSU ebenso in etwa entsprach wie der Bedeutung des gewerblichen Mittelstandes für
die bayerische Wirtschaft. Im Parteivorstand machte diese Berufsgruppe hingegen nur

4,76 Prozent aller Mitglieder aus.

Zu den Berufsgruppen, die in der Landtagsfraktion am stärksten unterrepräsentiert
waren, zählten die Arbeiter, die lediglich 2,88 Prozent aller Abgeordneten stellen
konnten. Im Landesvorstand waren die Arbeiter als Berufsgruppe sogar überhaupt
nicht vertreten, sieht man von dem Gewerkschaftssekretär Lorenz Sedlmayr einmal
ab. Allein dieser Befund verdeutlicht, wie schwer sich die CSU mit der Integration
der Arbeiterschaft tat, allen programmatischen und propagandistischen Beteuerungen
zum Trotz.

Parteiangestellte spielten 1946 in der Landtagsfraktion noch keine Rolle. Der Par-
teiapparat wurde erst in späteren Jahren zu einer wichtigen Rekrutierungsinstanz für
den politischen Nachwuchs. Im Landesvorstand machten die Parteiangestellten und
Vertreter der Parteipresse dagegen fast zehn Prozent aus, obwohl sich die CSU aus-

Als sich der Landesvorstand im Dezember 1946 konstituierte, gehörten ihm acht Regierungsmitglie-
der und drei Landräte an. Zu den einschlägigen Satzungsbestimmungen vgl. die Satzung der CSU in
der Fassung vom 4.10. 1946, abgedruckt in: Protokolle und Materialien, S. 1783-1803.
Betrachtet man neben dem ausgeübten auch den erlernten Beruf, dann sind insgesamt sogar 30
Landtagsabgeordnete der CSU (28,85 Prozent) dem Agrarsektor zuzurechnen, wobei die „Bauern-
doktoren" Joseph Baumgartner, Michael Horlacher und Alois Schlögl noch unberücksichtigt ge-blieben sind. Die CSU stellte damit weitaus die meisten Abgeordneten aus dem Bereich der
Land- und Forstwirtschaft. Nach Hagmann, der auch Beamte und akademisch gebildete Angestell-
te dazu rechnet, sofern sie im Bereich Land- und Forstwirtschaft tätig waren, betrug der Anteil
der CSU-Abgeordneten aus diesem Sektor der Wirtschaft 26 Prozent, die SPD stellte 1,9 Prozent,
die WAV immerhin 15,4 Prozent; die FDP stellte keinen Abgeordneten aus der Land- oder Forst-
wirtschaft. Nach Hagmann betrug der Anteil der Abgeordneten aus dieser Berufsgruppe auf den
ganzen Landtag bezogen 16,7 Prozent. Vgl. M. Hagmann, Volksentscheid und Landtagswahl
1946, in: Bayern in Zahlen. Monatshefte des Bayerischen Statistischen Landesamts 1 (1947),
S. 118-123, hier S. 121.
Auch wenn man neben dem ausgeübten den erlernten Beruf betrachtet, sind nur drei der 42 Vor-
standsmitglieder dem Agrarsektor zuzurechnen, wobei die „Bauerndoktoren" Joseph Baumgartnerund Michael Horlacher unberücksichtigt geblieben sind.
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drücklich nicht als Funktionärspartei verstand207. Die Koordinierung der politischen
Arbeit, die im Landesvorstand geleistet werden sollte, ließ es jedoch geboten erschei-
nen, wichtige Vertreter des Parteiapparats in die Führungsgremien der Partei zu dele-
gieren.

Wie das politische Profil und die Sozialstruktur der Landtagsfraktion zeigen, war

der Unionsgedanke Ende 1946 in dreifacher Hinsicht nur ansatzweise verwirklicht.
Die Protestanten hatten in der CSU zwar Fuß gefaßt, sie waren jedoch viel schwä-
cher in der Fraktion vertreten, als man dies hätte erwarten können. Von einer Union
aller Schichten, Klassen und Stände, wie sie 1945 propagiert worden war208, war in
der Fraktion ebenfalls wenig zu sehen; unter den Abgeordneten dominierten wie
vor 1933 bei der BVP die Repräsentanten des öffentlichen Dienstes und des bäuerli-
chen und gewerblichen Besitzmittelstandes. Auch gemessen an einem weiteren Kri-
terium entsprach die Landtagsfraktion weder dem Leitbild einer Volkspartei noch
dem einer echten Union, denn unter den Abgeordneten der CSU befand sich kein
einziger Flüchtlingsvertreter. Von den 104 Mitgliedern der CSU-Fraktion waren 97
(93,27 Prozent) in Bayern rechts oder links des Rheins geboren und nur sechs jenseits
der weiß-blauen Landesgrenzen (5,78 Prozent)209, so daß sich die CSU nach der Zu-
sammensetzung ihrer Landtagsabgeordneten als echte Bayern-Partei präsentierte.
Nicht ganz so ausgeprägt war dieses Mißverhältnis im Landesvorstand. Zwar stamm-
ten fast achtzig Prozent der Vorstandsmitglieder aus Bayern oder der bayerischen
Pfalz, aber nahezu 20 Prozent waren in anderen Teilen Deutschlands oder im Ausland
geboren210; mit dem Schlesier Walter Rinke und dem Sudetendeutschen Hans Schütz,
einem erfahrenen christlichen Gewerkschafter, der bis 1938 auch die Deutsche Christ-
lich-Soziale Volkspartei im Parlament der Tschechoslowakei vertreten hatte211, gehör-
ten auch zwei Repräsentanten der Flüchtlinge und Heimatvertriebenen dem Landes-
vorstand an. Überhaupt muß man sagen, daß der Landesvorstand dem Ideal einer in-
terkonfessionellen Volkspartei eher entsprach als die Landtagsfraktion, vor allem was

die konfessionelle Zusammensetzung der Parteiführung und den Anteil ehemaliger
BVP-Politiker betraf. Aber auch die Berufsgruppenschichtung des Landesvorstands
war ausgewogener als die der Landtagsfraktion, sieht man einmal von der Dominanz
der Berufspolitiker, die in einem solchen Gremium jedoch nicht ungewöhnlich ist,
und von den fehlenden Vertretern der Arbeiterschaft ab. Nach der Sozialstruktur und
der politischen Biographie ihrer Mitglieder, so könnte man bilanzieren, stand die

207 Vgl. Mintzel, Anatomie, S. 140 und S. 143 f.
208 Vgl. den Aufruf der CSU vom 31. 12. 1945, abgedruckt in: Protokolle und Materialien, S. 1715f.
209 Die Herkunft eines Abgeordneten ließ sich nicht klären. Die CSU-Abgeordneten, die nicht aus Bay-

ern stammten, kamen aus Württemberg, Hessen, Westfalen oder aus dem Rheinland; Gerhard Kroll
war zwar in Breslau geboren, hatte seine Heimatstadt aber schon lange vor Kriegsende verlassen.

210 Nach der Zusammensetzung des Landesvorstands Anfang Dezember 1946 stammten 33 Vorstands-
mitglieder (78,57 Prozent) aus Bayern, während acht (19,05 Prozent) außerhalb Bayerns geboren
waren. Die Herkunft eines Vorstandsmitglieds ließ sich nicht klären. Die Vorstandsmitglieder, die
nicht aus Bayern stammten, kamen beispielsweise aus Westfalen, Sachsen oder Hamburg.211 Vgl. Hans Schütz, Die Deutsche Christlichsoziale Volkspartei in der Ersten Tschechoslowakischen
Republik, in: Karl Bosl (Hrsg.), Die Erste Tschechoslowakische Republik als multinationaler Partei-
enstaat, München, Wien 1979, S. 271-290, sowie Hans Schütz, Die christlichen Gewerkschaften und
die Politik, in: Hans Schütz

-

Helfer und Wegweiser in schwerer Zeit. Gewerkschafter
-

Sozialpoli-tiker-Jungaktivist
-

Vertriebenenpolitiker
-

Europapolitiker, hrsg. von der Ackermann-Gemeinde,München 1982, S. 115-122.
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CSU-Fraktion in der Kontinuität der BVP, während der Landesvorstand stärker die
politische Neuorientierung verkörperte.

Wie schwierig sich die Zusammenarbeit von Partei und Fraktion in Zukunft ge-
stalten sollte, zeigte bereits die konstituierende Sitzung der Landtagsfraktion. Waren
die gewohnt scharfen Auseinandersetzungen bei der Wahl des Fraktionsvorstands
noch ausgeblieben, so führte der Versuch Josef Müllers, den jungen Franz Josef
Strauß als Verbindungsmann des geschäftsführenden Landesvorstands in die Fraktion
zu entsenden, zu einem Eklat. Strauß, der nicht nur selbst Mitglied der engeren Par-
teiführung war, sondern auch eine schriftliche Einladung vorweisen konnte, hatte
sich in der Aussprache über die bevorstehende Regierungsbildung zu Wort gemel-
det212. Hundhammer nahm dies zum Anlaß für eine kurze Geschäftsordnungsdebatte
über die Frage, ob Gäste, insbesondere Vertreter der Parteiorganisation, die der
Fraktion nicht angehörten, das Recht erhalten sollten, vor den Abgeordneten zu

sprechen. Der Fraktionsvorsitzende machte aus seiner ablehnenden Haltung keinen
Hehl. Seiner Meinung nach genügte es, wenn der Landesvorsitzende selbst die Par-
teiführung in der Fraktion vertrat und sich die Mandatsträger die Möglichkeit vorbe-
hielten, in bestimmten Fällen Sachverständige aus der Partei anzufordern. Von miß-
billigenden Zwischenrufen begleitet, hielt Josef Müller dagegen, daß es im Sinne der
Zusammenarbeit zwischen Partei und Fraktion „doch eigentlich eine Selbstverständ-
lichkeit" sein müsse, ein Mitglied des geschäftsführenden Landesvorstands vor den
Abgeordneten sprechen zu lassen. Doch die Fraktionsmehrheit votierte in einer Ab-
stimmung dagegen. Dennoch erhielt der junge Landrat aus dem oberbayerischen
Schongau kurz vor Ende der Fraktionssitzung Gelegenheit, eine Erklärung abzugeben,
die er nicht nur zu einer persönlichen Vorstellung nutzte, sondern auch dazu, vor den
Folgen eines offenen Konflikts zwischen Partei und Fraktion zu warnen. Erstaunlich
kühl und unterschwellig drohend führte Strauß aus:

„Ich bin Landrat im Kreis Schongau und Referent im Kultusministerium. Ich habe draußen einen
Kreis der Union aufgezogen und bin bisher von Nordbayern bis zum tiefsten Süden als Redner
aufgetreten. Ich bin zu Gunsten eines Bauern, der neben mir sitzt, von einem todsicheren Mandat
zurückgetreten, weil ich der Ansicht war, daß ohnedies zuviel Studierte im Parlament sitzen und
zu wenig Bauern. Ich habe das Dr. Müller gegenüber, der mich vorschlug, ausdrücklich betont.
Eines möchte ich noch dazu sagen, meine Herren. Ich habe 2 Ämter, die meine volle Arbeitskraft
erfordern, auf dem Halse. Mir ist es vollkommen gleichgültig, ob ich reden darf oder nicht. Es
geht mir überhaupt nicht darum, ob mir ein Maulkorb umgehängt wird oder nicht. Mir ist es
auch gleichgültig, ob ich bei den Koalitionsverhandlungen dabei bin oder nicht. Ich habe mich
zur Verfügung gestellt und leiste, was ich leisten kann. Wer mich nicht will, tut mir bestimmt kei-
nen Abbruch damit, daß ich nicht reden darf. Eines aber möchte ich grundsätzlich sagen: Die
Herren, die hier in der Fraktion sitzen

-

ich sitze deswegen nicht in der Fraktion, weil ich nicht
gewollt habe -, sitzen deswegen drin, weil zahllose Hunderte und Tausende von Parteirednern
sich landauf landab für sie und für die Partei eingesetzt und die Stimmen geworben haben. Es
sind nicht allein die Abgeordneten gewählt worden, auch die Partei auf Grund der Redner, die
für sie gesprochen haben. Es gibt nur eine Einigkeit meine Herren. Ich warne vor der verhängnis-vollen Entwicklung, daß zwischen Fraktion und Partei, zwischen Fraktion und Wählerschaft der
Partei ein Unterschied auftreten sollte. Ich glaube, es ist noch nicht der Fall. Dieser Unterschied
aber macht sich im Untergrund in einem leisen Donner und Grollen bemerkbar. Wenn er hervor-
treten sollte, würden Sie das mehr zu bereuen haben als die anderen."

212 ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 9. 12. 1946; das folgende nach dem
Protokoll dieser Fraktionssitzung; vgl. auch In Verantwortung für Bayern, S. 88 f.
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Diese Episode macht deutlich, wie sehr die Mehrheit der Landtagsabgeordneten darum
bemüht war, ihre Autonomie gegenüber der Parteiführung zu verteidigen. Nahezu jede
Fühlungnahme seitens des Parteivorsitzenden und seiner Mitarbeiter wurden von der
innerparteilichen Opposition als Versuch gebrandmarkt, die Fraktion dem Primat ei-
ner wenig demokratischen Parteimaschine zu unterwerfen. Josef Müller mußte dies
nur einen Tag nach der konstituierenden Sitzung der Landtagsfraktion erneut erfahren.
Eine von ihm unterstützte Initiative, die es den Mitgliedern des geschäftsführenden
Landesvorstands und aus besonderen Gründen vom Landesvorstand delegierten Par-
teifreunden erlauben sollte, „an jeder Sitzung der Parteigremien, einschliesslich der
Fraktion, beratend" teilzunehmen, löste im Landesvorstand eine so heftige Auseinan-
dersetzung aus, daß der Parteivorsitzende schließlich darauf verzichtete, über den An-
trag abstimmen zu lassen213.

Auch wenn sich Parteiführung und Fraktion schließlich doch auf einen modus viv-
endi verständigten214, blieb das Problem der Koordination weiterhin ungelöst. Als
sich der ansonsten besonnene Anton Pfeiffer im Zuge der Rebellion des Bezirksver-
bands Oberbayern fünfzehn Monate später dazu hinreißen ließ, die Führungsgremien
der CSU mit einem „Politbüro" und die Partei selbst mit einer „Führer-wir-folgen-
dir-Bewegung" zu vergleichen215, hatte er auch das schwierige Verhältnis von Partei-
führung und Landtagsfraktion im Blick. Mit einem Parteiausschlußverfahren kon-
frontiert und zu einer Erklärung genötigt, führte der Staatsminister während der tur-

bulenten Sitzung des Landesausschusses am 28. und 29. Februar 1948 in Regensburg
aus:

„Politbüro! An der Spitze steht bei dem Begriff des Politbüros der Umstand, daß der Parteivorsit-
zende sich vorbehält, in jede Sitzung einschließlich denen der Landtagsfraktion einen besonderen
Beauftragten, der selbst gar nicht Mitglied der Fraktion ist, zu schicken, der zur Berichterstattung
an ihn verpflichtet ist. (Gelächter.

-

Vorsitzender [Josef Müller]: Wer ¡st das, bitte?) Das wißt Ihr
alle miteinander; das ist unser Freund Strauß. (Entrüstung.) Bitte, das ist doch so! [.. .] (Dr.
Strauß: Ich bin nicht dem Ochsensepp sein Sklave, auch nicht sein Beauftragter, der für ihn in
den Versammlungen herumschleicht!)

-

Das habe ich auch nicht gesagt! Ich bitte, die Worte so

zu lassen, wie ich sie sage. (Dr. Strauß: Das sind Zweideutigkeiten!)"216
Im Dezember 1946 wurde die schwierige Frage nach dem künftigen Verhältnis von

Parteiorganisation und Landtagsfraktion zusätzlich von der bevorstehenden Regie-
rungsbildung überschattet, die sich auch hinsichtlich der innerparteilichen Machtver-
hältnisse als höchst bedeutungsvoll erweisen sollte. Die führende Rolle bei den Ver-
handlungen über die Bildung der ersten demokratisch legitimierten Regierung seit
1933 hatte Josef Müller den Gremien der Partei zugedacht, in denen seine Anhänger

2,3 ACSP, CSU-LL, Protokoll der Sitzung des Landesvorstands am 10. 12. 1946.
214 Josef Müller betonte im Laufe einer weiteren Auseinandersetzung über das problematische Verhält-

nis von Parteiführung und Landtagsfraktion, die Fraktion habe der Anwesenheit von Mitgliederndes geschäftsführenden Landesvorstands bei ihren Sitzungen ausdrücklich zugestimmt. Protokoll
der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 28729. 2. 1948 in Regensburg, in: Protokolle und
Materialien, S. 1630. Schon am 22. 1. 1947 hatte der geschäftsführende Landesvorstand beschlossen,
einen offiziellen Antrag an die Fraktion zu richten. ACSP, CSU-LL, Protokoll der Sitzung des ge-
schäftsführenden Landesvorstands am 22. 1. 1947.

215 Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union vom 21.2. 1948: „CSU Oberbayern gegen Landeslei-
tung. Kritik an den Satzungen und an der Politik". Vgl. auch Reuter, Anton Pfeiffer, S. 134.

216 Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 28729. 2. 1948 in Regensburg, in: Proto-
kolle und Materialien, S. 1630f.
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über eine sichere Mehrheit verfügten217. Nur wenige Tage nach den Landtagswahlen
kam aus der Landesgeschäftsstelle der CSU die Ankündigung, daß in Kürze sowohl
der Landesausschuß als auch die Landesversammlung zusammentreten würden, um

über das weitere Vorgehen der bayerischen Unionspartei zu entscheiden218. Taktisch
nicht eben geschickt folgte Josef Müller dieser Linie auch während der konstituieren-
den Sitzung der Landtagsfraktion219. Doch der Parteivorsitzende hatte die Stimmung
in der Fraktion falsch eingeschätzt. Unterstützt von der Mehrheit der Abgeordneten,
erklärte Hundhammer kategorisch, es sei allein Sache der Fraktion, Koalitionsverhand-
lungen zu führen. Diesmal erhielt der Fraktionsvorsitzende auch Unterstützung von

Michael Horlacher, der noch kurz zuvor gegen die Wahl Hundhammers zum Frakti-
onsvorsitzenden eingetreten war:

„Eine Koalitionsfrage einer Landesversammlung zu unterbreiten, wäre einzigartig in der Ge-
schichte! (Zurufe: Sehr richtig! Das ist unmöglich!) Die Entscheidung wird in engen Gremien vor-

bereitet; ich kann sie nicht der Majorität überlassen, wo dann die Einzelheiten nicht geprüft wer-

den können, wo die Leidenschaften hochgehen. Die Landesversammlung könnte auf diesem Ge-
biet beschließen, was sie will, denn letzten Endes muß die Fraktion den Ministerpräsidenten be-
stimmen. Das ist die Aufgabe der Fraktion. Darin darf die Fraktion nicht entrechtet werden. Die
Fraktion, die Abgeordneten, sind das demokratische Moment; die Partei hat bloß die politische
Richtlinie zu geben."
Die teilweise harsche Zurückweisung der Vorschläge Josef Müllers stieß jedoch nicht
auf einhellige Zustimmung. Der ehemalige Reichstagsabgeordnete Fritz Huth versuch-
te ungehalten, die Dinge wieder ins rechte Licht zu rücken:
„Ich glaube, wir muten uns als Fraktion Dinge zu, die wir einfach nicht vertreten können. Wir
können nicht von der Fraktion aus der Landesvorstandschaft vorschreiben, wen sie in die Ver-
handlungen schickt. Der Takt muß auch gewahrt bleiben; so geht es nicht weiter. Die Fraktion
ist ein Bestandteil der Partei und nicht die Partei ein Bestandteil der Fraktion. [.

.

.] Ich war auch
im Reichstag; wenn schwierige Situationen gegeben waren, hat die Partei von München einen
oder mehrere Herren heraufgeschickt, die an den Verhandlungen teilgenommen haben. Solange
ich im Reichstag war, habe ich nie, aber auch nicht in anderen Parteien, mit denen ich in sehr guter
Verbindung stand, gefunden, daß eine Fraktion die Parteileitung abgelehnt hätte. Das gibt es nur

in der Union in Bayern!"
Kein Wunder, daß die Frage, wie die Kommission für die Koalitionsverhandlungen
besetzt werden sollte, zu einer neuen Nagelprobe zwischen der Fraktionsmehrheit
und den Anhängern des Parteivorsitzenden geriet. Selbst sein Vorschlag, mit Franz
Josef Strauß wenigstens ein weiteres Mitglied des geschäftsführenden Landesvor-
stands in die Verhandlungskommission aufzunehmen, die ansonsten aus dem Frakti-
onsvorstand und dem Parteichef bestehen sollte, stieß auf Ablehnung. Dies veranlaß-
te den Ochsensepp schließlich zu der Drohung, er werde selbst auf eine Teilnahme
an den Verhandlungen verzichten, wenn er lediglich „gefälligst zugezogen" werde.
Diesmal waren es Hans Ehard und Rupert Thaler, die eine weitere Eskalation der
Auseinandersetzung verhinderten. Während der Staatssekretär versuchte, die Diskus-
sion zu versachlichen, trat Thaler mit einem fertig geschnürten Personalpaket vor

217 ACSP, CSU-LL, Protokoll der Sitzung des Landesvorstands am 10. 12. 1946.
218 IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 2, Rundschreiben der Landesgeschäftsstelle der CSU, Presse-

und Informationsabteilung, vom 4. 12. 1946.
219 ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 9.12. 1946; das folgende nach dem

Protokoll dieser Fraktionssitzung.
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die Fraktion. Die Verhandlungskommission sollte demnach aus den beiden Frakti-
onsvorsitzenden, Josef Müller und Michael Horlacher, die beide sowohl der Fraktion
als auch dem geschäftsführenden Landesvorstand angehörten, Franz Josef Strauß als
weiterem Mitglied der Parteiführung sowie aus Hans Ehard „als sehr ausgleichen-
de[m] Element" bestehen. Von der vielstündigen Sitzung ermüdet, erhoben die Abge-
ordneten gegen diesen Vorschlag keinen Widerspruch mehr und stimmten ohne Aus-
nahme zu.

Damit war letztlich ein Ergebnis erzielt worden, mit dem auch der Parteivorsitzende
und seine Anhänger in der Fraktion zufrieden sein konnten220. Auf dem Weg dahin
zeigte sich aber nur allzu deutlich, daß die Abgeordneten der CSU mehrheitlich nicht
bereit waren, die Politik Josef Müllers zu unterstützen. Der Dualismus von Parteiorga-
nisation und CSU-Fraktion bestand weiter. Die Landtagswahlen, auf die Josef Müller
so große Hoffnungen gesetzt hatte, hatten lediglich eine graduelle, aber keine grund-
sätzliche Änderung der Situation gebracht. Aus der Perspektive des Parteivorsitzenden
waren dies sowohl hinsichtlich der bevorstehenden Regierungsbildung als auch hin-
sichtlich des weiteren Verlaufs der innerparteilichen Auseinandersetzungen keine er-

freulichen Auspizien221.

6. Bittere Niederlagen: Die Ausschaltung des Müller-Flügels
bei der Regierungsbildung

a) Der Fall Müller
Die Bildung der ersten demokratisch legitimierten Regierung in Bayern nach dem Zu-
sammenbruch des nationalsozialistischen Terrorregimes stellte die CSU einmal mehr
vor eine Zerreißprobe. Die Führungs- und Flügelkämpfe strebten einem weiteren Hö-
hepunkt entgegen, wobei der Antagonismus zwischen Parteiorganisation und Land-
tagsfraktion voll zum Tragen kam222. Angesichts der Mehrheitsverhältnisse in den Füh-
rungsgremien der bayerischen Unionspartei waren

-

wie sich schon mehrfach gezeigt
hatte

-

die Chancen der innerparteilichen Opposition, ihre Konzeptionen und Zielvor-
stellungen gegen den Willen Josef Müllers durchzusetzen, nicht besonders groß. Aus

Diese Verhandlungskommission hatte aber nicht lange Bestand. Nach der Nominierung Anton
Pfeiffers zum Kandidaten für das Amt des Ministerpräsidenten wurde eine neue Kommission be-
stimmt, die mit der ursprünglich gewählten nicht viel gemein hatte. Nun gehörten der Verhand-lungskommission an: Alois Hundhammer, Josef Müller, Anton Pfeiffer, Michael Horlacher, GeorgStang, Heinrich Krehle und Franz Josef Strauß. StBKAH 08.70, Alois Hundhammer, Dokumente
zur Bayerischen Politik: Die Bildung des Kabinetts Ehard, undatiert (ich danke Karl-Ulrich Gelbergfür die Kopie dieses Dokuments). Eine von anderer Seite verfaßte Aktennotiz nennt anstatt Pfeiffer
Hans Ehard. ACSP, NL Müller 225, ungezeichneter Bericht über die „Regierungsbildung in Bayernim Dezember 1946" vom 11.3. 1947. Das entsprechende Fraktionsprotokoll berichtet nichts über die
Wahl der neuen Verhandlungskommission. ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssit-
zung am 18. 12. 1946.
Nach der konstituierenden Sitzung der Landtagsfraktion bemerkte Franz Josef Strauß skeptisch:„Die Union ist ein Koloss auf tönernen Füssen. Das Zünglein an der Wa[a]ge ist die SPD. Ohne
Fraktionszwang werden die 70% [der CSU-Fraktion] für Müller nicht stimmen, damit steht und
fällt unsere ganze Fraktion." ACSP, CSU-LL, Protokoll der Sitzung des Landesvorstands am
10. 12. 1946.
Die neuesten Darstellungen der Regierungsbildung bei Hettler, Josef Müller, S. 274-310, Gelberg,Hans Ehard, S. 37^14, und Fait, Anfänge, S. 143-187.
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diesem Grund war der Versuch nur folgerichtig, den Parteivorsitzenden auf einem an-

deren Feld zu schlagen, wo die Erfolgsaussichten ungleich günstiger waren: in der
Landtagsfraktion und im Landtag selbst. Wenn es gelang, den Ochsensepp und seine
Parteigänger bei der Regierungsbildung auszumanövrieren sowie zugleich wichtige
Regierungsämter mit Vertretern des konservativen Parteiflügels zu besetzen, so dürften
die Exponenten der innerparteilichen Opposition kalkuliert haben, dann könnte dies
mittelfristig auch die Mehrheitsverhältnisse in den Gremien der Parteiorganisation zu

ihren Gunsten verändern. Überdies hatten nicht wenige CSU-Politiker persönliche
Rechnungen mit Josef Müller zu begleichen, und die Möglichkeit dazu schien sich
nach den ersten Landtagswahlen zu bieten223. Unter diesen Voraussetzungen wurde
die Bildung des ersten Kabinetts Ehard im Dezember 1946 zu einem von Ränken und
Intrigen begleiteten „Satyrspiel"224.

In den letzten Monaten des Jahres 1946 stand Josef Müller im Mittelpunkt zahlrei-
cher Angriffe, die nur zum Teil aus den Reihen seiner eigenen Partei kamen. Schon
während der turbulenten Auseinandersetzungen um das Amt eines bayerischen Staats-
präsidenten hatte der Vorsitzende der Wirtschaftlichen Aufbau-Vereinigung, Alfred
Loritz, dem Ochsensepp vorgeworfen, er sei 1938 an der „Arisierung" der Maschinen-
fabrik Michaelis beteiligt gewesen und habe sich dadurch persönliche Vorteile ver-

schafft . Der Angegriffene konnte zwar eine einstweilige Verfügung gegen den „wei-
ßen Hitler" erwirken, und auch ein Gerichtsverfahren entlastete den CSU-Vorsitzen-
den im Oktober 1946226, aber die Angriffe Loritz' waren lediglich das Vorspiel zu der
Kampagne, der sich Josef Müller in den folgenden Wochen ausgesetzt sah.

Am 12. November setzte Edmund Goldschagg nach. Unter der sensationsträchtigen
Schlagzeile „Dr. Josef Müller

-

Koalitionspartner Hitlers" brandmarkte der sozialde-
mokratische Journalist in der Süddeutschen Zeitung den Vorsitzenden der bayerischen
Unionspartei als „Steigbügelhalter" des Nationalsozialismus227. Bei dem belastenden
Dokument, das in der Süddeutschen Zeitung abgedruckt war, handelte es sich um ei-
nen Auszug aus einem Protokoll, das die Bayerische Politische Polizei am 9. Februar
1934 bei einer Vernehmung Müllers angefertigt hatte. Darin war die Aussage des spä-
teren CSU-Vorsitzenden enthalten, er habe in seiner Eigenschaft als Vertrauter des
bayerischen Ministerpräsidenten Heinrich Held in den Jahren 1932 und 1933 „Ver-
handlungen über eine Koalition zwischen Nationalsozialisten und Bayerischer Volks-
partei geführt"228. Allerdings hatte Goldschagg bei seinen angeblichen Enthüllungen
weder darauf hingewiesen, daß das Dokument nur ein aus dem Zusammenhang geris-
senes Fragment eines umfangreicheren Vernehmungsprotokolls war, noch hatte er sei-

ACSP, NL Arnold 3, Protokoll der Bezirksversammlung der CSU Mittelfranken am 18. 1. 1947.
Niethammer, Mitläuferfabrik, S. 430.
Vgl. Hans Woller, Die Loritz-Partei. Geschichte, Struktur und Politik der Wirtschaftlichen Aufbau-
Vereinigung (WAV) 1945-1955, Stuttgart 1982, S. 46. Ähnliche Vorwürfe erhob auch der Rechtsan-
walt Karl Gaab; IfZ-Archiv, ED 120 NL Hoegner 331, Karl Gaab an Wilhelm Hoegner vom
24. 10. 1946.
BayHStA, NL Schwalber 9, Pressemitteilung der CSU-Landesgeschäftsstelle „Dr. Josef Müller ge-
gen Loritz. Dr. Müller voll gerechtfertigt" vom 19. 10. 1946. Vgl. auch SZ vom 18. 10. 1946: „Ent-scheidung im Prozeß Dr. Müller gegen Loritz". Die Charakterisierung Loritz' in einem Artikel der
Rhein-Ruhr-Zeitung vom 15. 11. 1948; zit. nach Woller, Loritz-Partei, S. 196.
SZ vom 12. 11. 1946: „Dr. Josef Müller

-

Koalitionspartner Hitlers". Vgl. dazu Hettler, Josef Müller,
S. 274-280.
Eine Kopie des fraglichen Dokuments findet sich im IfZ-Archiv, ED 120 NL Hoegner 331.
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ne Leser darüber informiert, unter welchen Umständen Müllers Aussagen zustande
gekommen waren. Entsprechend heftig setzte sich der CSU-Vorsitzende gegen die
Anschuldigungen zur Wehr. Des Hochverrats bezichtigt, habe er in dem Bewußtsein,
daß sein Leben in Gefahr sei, versucht, politische Gespräche mit seinem ehemaligen
Kommilitonen Hans Frank als Koalitionsverhandlungen zwischen BVP und NSDAP
erscheinen zu lassen, obwohl er dazu weder befugt gewesen noch damit beauftragt
worden sei229.

Die öffentliche Meinung stand diesmal überwiegend auf der Seite Müllers230. Auch
in der CSU löste der Artikel in der Süddeutschen Zeitung einen Sturm der Entrüstung
aus231. Selbst die CSU-Fraktion in der Verfassunggebenden Landesversammlung sah
sich genötigt, eine Lanze für ihren Parteivorsitzenden zu brechen. Die Abgeordneten
erhoben Protest „gegen die Verwendung von Gestapo-Material in dieser Form zur

Herabsetzung einer Person [.
.

.], die unter dem Nationalsozialismus aufs Schwerste
gelitten hat". Gleichzeitig ließ die Fraktion verlauten, daß die zuständigen Gremien
der CSU „zu gegebener Zeit" ihre Entscheidungen treffen würden, und überließ es

der Öffentlichkeit, wie sie diese Nachricht interpretierte232.
Die unerwartete Loyalitätsbekundung der Fraktion wurde jedoch von deren Vorsit-

zenden Hundhammer sogleich wieder entwertet. Der Intimfeind Müllers versäumte es

weder öffentlich noch intern zu betonen, daß der Parteivorsitzende nicht länger im
Amt bleiben könne. Statt dessen schlug er vor, ein Direktorium aus den Vorsitzenden
der Bezirksverbände zu bilden und eine Persönlichkeit aus diesem Kreis bis zur ord-
nungsgemäßen Neuwahl eines Landesvorsitzenden mit der Führung der Geschäfte zu

beauftragen233.
Mit Blick auf die Ziele der innerparteilichen Opposition und die Methoden, mit de-

nen die Führungs- und Flügelkämpfe ausgefochten wurden, drängte sich schon damals
die Frage auf, ob die Presseangriffe gegen Josef Müller nicht Teil eines Komplotts wa-

ren und von seinen Gegnern in der eigenen Partei mitinszeniert wurden. Obwohl
Hundhammer und Schlögl derartige Anschuldigungen brüsk zurückwiesen234, war

man durchaus bereit, an ein Intrigenspiel zu glauben235. Zwar gibt es dafür einige Indi-

9 BayHStA, NL Ehard 1298, Erklärung Josef Müllers zu den Angriffen in der SZ vom 12. 11. 1946.
0 Vgl. Neue Zeitung vom 15. 11. 1946: „Diskussion um Dr. Josef Müller" und „Mißverstanden, miß-

braucht, mißhandelt".
1 Zur Reaktion in der CSU vgl. den Artikel „Dr. Müller

-

Koalitionspartner Hitlers? Unsere Ant-
wort an die .Süddeutsche Zeitung'" in den Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union vom
16. 11. 1946.

2 IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 2, Beschluß der CSU-Fraktion in der VerfassunggebendenLandesversammlung vom 15. 11. 1946.
3 Vgl. Neue Zeitung vom 15. 11. 1946: „Diskussion um Dr. Müller"; ACSP, CSU-LL, Protokoll der

Sitzung des Landesvorstands am 10. 12. 1946; ähnlich äußerte sich auch Karl Scharnagl in einem
Schreiben an die Unionsfraktion vom 13. 11. 1946: BayHStA, NL Ehard 887. Nach August Haußlei-
ter berief Hundhammer sogar eine Sondersitzung der CSU-Fraktion in der VerfassunggebendenLandesversammlung ein, „um mit dem soeben veröffentlichftjen Gestapo-Protokoll den Parteivor-
sitzenden Dr. Josef Müller zu stürzen". BayHStA, NL Schwalber 5, August Haußleiter an Josef
Schwalber vom 28. 6. 1947.

4 Protokoll der Landesversammlung der CSU am 14715. 12. 1946 in Eichstätt und Protokoll der Sit-
zung des Landesausschusses der CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle und Materialien,
S. 883 (Alois Hundhammer) und S. 987 f. (Alois Schlögl).

5 Vgl. z. B. die Andeutungen im Artikel „Dr. Müller- Koalitionspartner Hitlers? Unsere Antwort an
die .Süddeutsche Zeitung'" in den Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union vom 16. 11. 1946.
Vgl. auch Fait, Anfänge, S. 148 f.
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zien, aber eine direkte Beteiligung von Vertretern der innerparteilichen Opposition an

der Affäre um die Veröffentlichung des Verhörprotokolls läßt sich nicht beweisen.
Fest steht dagegen, daß Hundhammer, Lacherbauer und Schlögl wiederholt Repräsen-
tanten der amerikanischen Militärregierung auf die angebliche politische Belastung Jo-
sef Müllers aufmerksam machten und den Führungsstil des Parteivorsitzenden als dik-
tatorisch brandmarkten236.

Solche Anschuldigungen fielen bei der amerikanischen Besatzungsmacht durchaus
auf fruchtbaren Boden. Besonders bei der Militärregierung für das Land Bayern stan-
den verschiedene Offiziere und zivile Fachkräfte dem in ihren Augen undurchsichti-
gen und intriganten Josef Müller mehr als skeptisch gegenüber. Schon Ende Januar
1946 hieß es in einem Schreiben der Information Control Division von OMGBY, Mül-
ler sei durch seine Tätigkeit für die Abwehr so stark diskreditiert, daß nochmals ge-
prüft werden müsse, ob er als Vorsitzender der CSU tragbar sei237. Im September
1946 vermuteten gut informierte Kreise, daß sich mehrere Besatzungsoffiziere das
Ziel gesetzt hätten, Müller auszuschalten, gleichgültig, ob die gegen ihn erhobenen
Vorwürfe der Wahrheit entsprächen oder nicht238. Nachdem der Ochsensepp wenige
Wochen später das Ziel schwerer Presseangriffe war, sah sich auch das Hauptquartier
von OMGBY veranlaßt, eine Untersuchung gegen Müller einzuleiten. Dem potentiel-
len Kandidaten für das Ministerpräsidentenamt wurde unterstellt, er verfüge nicht
über die für den demokratischen Neuaufbau notwendigen politischen und charakterli-
chen Qualitäten. Zugleich betonte man, daß Müllers Aktivitäten im militärischen Ge-
heimdienst des Dritten Reiches den Bestimmungen der einschlägigen Direktiven für
die politische Säuberung widersprächen; seine Rolle im Widerstand gegen das national-
sozialistische Regime wurde dabei geflissentlich übersehen239.

Doch die zuständigen Stellen der amerikanischen Besatzungsmacht zeigten sich un-

entschlossen. Zwar erkannte man, daß im Fall Müller Handlungsbedarf bestand, zu-

gleich scheute die Militärregierung aber davor zurück, durch Aktionen gegen den füh-
renden Politiker der größten bayerischen Partei die bevorstehenden Landtagswahlen
und die Bildung der ersten demokratisch legitimierten Regierung seit 1933 zu beein-
flussen240. Aus diesem Grund empfahl Brigadegeneral Muller seinen Vorgesetzten in

IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/5, Proposed Press Release on Dr. Josef Müller, undatiert.
„2. Dr. Mueller was one of the section chiefs under Admiral Canaris, the former chief of the German
Abwehr. There can be little doubt that the Abwehr ranges in the same category with the Gestapo
and the SS Sicherheitsdienst. The fact that both Admiral Canaris and Dr. Mueller were subject to
confinement late 1944 does not whitewash their crimes committed by them as leaders of the Abwehr
up to that date. 3. It is suggested that a thorough investigation be undertaken of Dr. Mueller's activi-
ties and that his authorization as chairman of Christian Social Union Party be re-examined." IfZ-Ar-
chiv, RG 260, AG 1947-1/2, Schreiben Irving Dillards vom 25. 1. 1946 (dort auch das Zitat) und
OMGBY an USFET vom 30. 1. 1946.
IfZ-Archiv, RG 84, 747/33, James R. Wilkinson an Robert D. Murphy vom 27. 9. 1946. Nach Ab-
schluß der Regierungsbildung in Bayern wurden auf Befehl General Clays überraschend sechs Offi-
ziere von OMGBY versetzt, die sich als Gegner Müllers besonders hervorgetan hatten. Obwohl
Clay versicherte, es handle sich keinesfalls um eine Strafversetzung im Zusammenhang mit dem
Fall Dr. Josef Müller, ließ sich dieser Eindruck doch nicht vermeiden. ACSP, NL Müller 200, Über-
setzung eines Artikels aus der Army-Zeitung Stars and Stripes vom 28. 1. 1947. Vgl. auch Nietham-
mer, Mitläuferfabrik, S. 434 f.
IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/5, Memorandum Walter J. Mullers an OMGUS vom 18. 11.
1946.
IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/5, Memorandum Henry Parkmans, Walter L. Dorns und Do-
nald R. Heath' an OMGUS vom 22. 11. 1946.
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Berlin, den Ochsensepp erst nach den Wahlen aus dem Verkehr zu ziehen. Das Betäti-
gungsverbot für Josef Müller sollte nach Schließung der Wahllokale verkündet werden
und am 2. Dezember in Kraft treten241. In der zu diesem Zweck vorbereiteten Presseer-
klärung hieß es nicht nur, daß die Militärregierung aufgrund neuer Erkenntnisse die
früher ausgestellte Unbedenklichkeitserklärung für Josef Müller widerrufen habe;
man erläuterte auch die Vorwürfe gegen den CSU-Vorsitzenden, die je nach Zustän-
digkeit von deutschen und amerikanischen Behörden geprüft werden sollten. Die Vor-
würfe bezüglich Müllers Tätigkeit als Abwehroffizier verwies man ebenso an die deut-
schen Spruchkammern und an das Ministerium für Sonderaufgaben wie weitere An-
schuldigungen, die nach dem „Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Mi-
litarismus" zu verfolgen waren. Dagegen behielt es sich die Militärregierung vor, in ei-
gener Regie zu untersuchen, ob Müllers Führungsstil tatsächlich demokratischen Ge-
pflogenheiten widersprach.

Die politische Karriere des CSU-Vorsitzenden war somit im November und De-
zember 1946 aufs äußerste bedroht. Es bestand zumindest eine Zeit lang die Gefahr,
daß Müller das Schicksal seines im April von der Militärregierung kaltgestellten Riva-
len Fritz Schäffer teilen mußte. Doch dazu kam es nicht. Die Besatzungsmacht setzte
die geplante Aktion gegen Müller kurzfristig aus242. Als die Berliner Zeitung Telegraf
am 5. Dezember die vorbereitete, aber nicht veröffentlichte Presseerklärung der Mili-
tärregierung publik machte, widerrief diese den Bericht, ohne nähere Erklärungen
zum eigentlichen Sachverhalt abzugeben243.

Die Affäre um die angebliche politische Belastung Josef Müllers war damit aller-
dings noch nicht zu Ende. Einer Weisung Lucius D. Clays folgend244, bat General
Muller am 7. Dezember Alois Hundhammer, Michael Horlacher, Franz Liedig und
den Parteivorsitzenden selbst zu einer Besprechung. Er eröffnete den Spitzenpolitikern
der CSU, daß die Militärregierung zwar bisher nichts gegen Josef Müller unternom-

men habe, daß aber noch immer ungeklärt sei, ob er nach den Bestimmungen des Be-
freiungsgesetzes überhaupt als Kandidat für das Amt des Ministerpräsidenten in Frage
käme. Muller beendete seine Erklärung mit den sphingenhaften Worten „that action
may be necessary in accordance therewith"245. Hinter dieser mißverständlichen Stel-
lungnahme verbarg sich die Absicht von OMGUS, die Klärung der gegen den CSU-
Vorsitzenden erhobenen Vorwürfe den zuständigen deutschen Behörden zu überlassen
und die Militärregierung weitgehend aus der Affäre herauszuhalten246.

Anton Pfeiffer, als Minister für Sonderaufgaben verantwortlich für die Durchfüh-
rung der politischen Säuberung in Bayern, war wahrlich nicht zu beneiden. Einerseits
schien sich der Anti-Müller-Fronde die Chance zu bieten, den ungeliebten Vorsitzen-
den empfindlich treffen zu können, andererseits war sich Pfeiffer, der selbst als ent-
schiedener Gegner Josef Müllers bekannt war, bewußt, wie angreifbar er sich selbst

IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/5, Memorandum Walter J. Mullers an OMGUS vom 18. 11.
1946.
IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/6, Frank A. Keating an Lucius D. Clay vom 2. 12. 1946.
IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/5, Frank A. Keating an Lucius D. Clay vom 5. 12. 1946.
IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/6, Henry Parkman an Walter J. Muller vom 6. 12. 1946.
IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/6, R. B. Gray an Charles K. Gailey vom 7. 12. 1946. Vgl. auch
Heydenreuter, OMGBY, in: Weisz (Hrsg.), OMGUS-Handbuch, S. 187.
IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/5, Charles K. Gailey an Walter J. Muller vom 26. 11. 1946; IfZ-
Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/6, Henry Parkman an Walter J. Muller vom 6. 12. 1946.



6. Die Ausschaltung des Müller-Flügels bei der Regierungsbildung 173

machte, wenn er gegen den CSU-Vorsitzenden tätig würde, ohne daß die Militärregie-
rung ihre Unbedenklichkeitserklärungen für diesen widerrufen hätte oder neue Ver-
dachtsmomente ans Tageslicht gekommen wären247. Nichtsdestotrotz leitete sein Mini-
sterium am 11. Dezember ein Spruchkammerverfahren gegen den Vorsitzenden der
bayerischen Unionspartei ein und verfügte überdies die Beschlagnahme seines Vermö-
gens sowie ein Tätigkeits- und Beschäftigungsverbot248.

Josef Müller setzte sich energisch gegen diese Maßnahmen zur Wehr, die durchaus
geeignet waren, seine weitere politische Karriere zu gefährden, und erhob Einspruch
bei der Militärregierung. Seine Argumentation, er sei nur formal zur Abwehr einberu-
fen worden, um im Auftrag oppositioneller Kreise Verhandlungen im Ausland führen
zu können, zeigte Wirkung. Oberst Paul Burns, der Leiter der Politischen Abteilung
von OMGBY, hob noch am selben Tag die Sanktionen auf, die das Sonderministerium
gegen Müller verhängt hatte249. Gleichzeitig erklärte die Militärregierung, daß die zu-

ständigen bayerischen Behörden das Verfahren gegen den CSU-Vorsitzenden in eige-
ner Regie eingeleitet hätten „und nicht auf Grund einer Anregung oder Anweisung"
der Besatzungsmacht250. Dies entsprach zwar nicht ganz den Tatsachen, zeigt jedoch,
daß die Militärregierung darum bemüht war, sich zumindest offiziell von der Affäre
um Josef Müller zu distanzieren und eine weitere Eskalation zu vermeiden.

General Clay führte schließlich eine Entscheidung herbei. Während die Landesver-
sammlung der CSU, die sowohl über die Regierungsbildung als auch über die Person
des künftigen Ministerpräsidenten beriet, noch in vollem Gange war, bat der Militär-
gouverneur Josef Müller am Abend des 14. Dezember zu einer Besprechung nach Ber-
lin251. Das Ergebnis der Verhandlungen zwischen dem CSU-Vorsitzenden, dem Mili-
tärgouverneur und dem politischen Berater der Militärregierung, Robert Murphy, war

ein Kompromiß, der Müllers Handlungsspielraum nur geringfügig beschnitt. Für den
Fall seiner Wahl zum bayerischen Ministerpräsidenten mußte Müller zusagen, sein
neues Amt so lange nicht anzutreten, bis das laufende Entnazifizierungsverfahren die
gegen ihn erhobenen Vorwürfe widerlegt oder seine Schuld bewiesen habe. In diesem

7 IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/5, Frank A. Keating an Lucius D. Clay vom 9. 12. 1946; interes-
sant auch Pfeiffers Rechtfertigung vor der Unionsfraktion; ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der
Fraktionssitzung am 17. 12. 1946.

8 BayHStA, NL Pfeiffer 49, Generalankläger Thomas Dehler an Josef Müller vom 11. 12. 1946. Vgl.
auch Müllers eigene Schilderung vor der Landtagsfraktion; ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll
der Fraktionssitzung am 17. 12. 1946. Ministerpräsident Hoegner betonte am 13. 12. 1946 im Mini-
sterrat, die Staatsregierung habe mit der Einleitung des Verfahrens gegen Müller „nicht das mindeste
zu tun", sondern die Militärregierung habe dies in einer schriftlichen Weisung verlangt. Protokolle
des Bayerischen Ministerrats: Kabinett Hoegner I, S. 1064 f.

9 Vgl. Müller, Konsequenz, S. 323 f. Josef Müller rechtfertigte sich am 9. 12. 1946 in einem Schreiben
an OMGBY und in einem Schreiben an die bayerische Staatsregierung vom 11. 12. 1946; IfZ-Archiv,
RG 260, 15/102-2/10; Jakob Kaiser hatte sich bereits am 6. 12. 1946 in Schreiben an General Keatingund Lucius D. Clay für Müller verwandt; IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/6. Vgl. auch die Mate-
rialsammlung zum Fall Müller im BAK, NL Kaiser 77. Vor der Landtagsfraktion erklärte Müller
kämpferisch, sein Fall werde unter Umständen dazu beitragen „zu zeigen, dass das Gesetz zur Be-
freiung von Nationalsozialismus und Militarismus zugleich das Gesetz zur Befreiung von politi-schen Gegnern ist". ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 17. 12. 1946.

0 Stellungnahme von OMGBY zum Spruchkammerverfahren gegen Josef Müller vom 13. 12. 1946; zit.
nach Hettler, Josef Müller, S. 288.

' Vgl. dazu Müllers eigenen Bericht vor der Landtagsfraktion: ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll
der Fraktionssitzung am 17. 12. 1946, sowie IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/6, Presseerklärung
von OMGUS vom 15. 12. 1946.
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Fall, darüber bestand Einigkeit, war Müller als Ministerpräsident nicht tragbar. Da der
Vorsitzende fest mit seiner Entlastung rechnete und eine rasche Abwicklung des Ver-
fahrens zugesichert war252, schien weder einer Kandidatur noch einem einigermaßen
fristgerechten Amtsantritt ein gravierendes Hindernis entgegenzustehen.

b) Die Unfähigkeit zum Konsens: Partei gegen Fraktion

Doch sollte nicht der Eindruck entstehen, die CSU habe sich nach der Landtagswahl
ausschließlich um Personalia gekümmert. Gleichzeitig wurde heftig darüber gestritten,
ob die CSU kraft ihrer absoluten Mehrheit im Landtag allein die Regierung bilden
oder ob sie eine Koalition mit anderen Parteien eingehen sollte253. Die Auseinanderset-
zungen über diesen Problemkreis zeigen einmal mehr, wie sehr die Meinungen zu

grundsätzlichen politischen Fragen in den Führungsgremien der Parteiorganisation
und in der Landtagsfraktion differierten. Der Versuch der Parteileitung, entscheiden-
den Einfluß auf die Landtagsfraktion auszuüben und die in der Satzung festgeschriebe-
ne Richtlinienkompetenz der Landesversammlung durchzusetzen254, mißlang erneut

-mit entscheidenden Konsequenzen für das innere Gefüge der bayerischen Unionspar-
tei.

Die teilweise heftige Auseinandersetzung um die Koalitionsfrage verlief nicht immer
entlang der gewohnten innerparteilichen Frontlinien. Es ist jedoch signifikant, daß

-

um die Diskussion verkürzt wiederzugeben
-

die Anhänger Josef Müllers mehrheitlich
für die alleinige Übernahme der Regierungsverantwortung durch die CSU plädierten,
während die entschiedensten Gegner des Parteivorsitzenden zu den Fürsprechern einer
Koalitionsregierung zählten255. Diese Zurückhaltung ist nicht verwunderlich, und sie
hatte gewiß nicht nur mit der Schwere der bevorstehenden Aufgaben und der Notwen-
digkeit, die SPD in die Verantwortung einzubinden, zu tun. Entscheidend war die in-
nere Zerrissenheit der bayerischen Unionspartei und die daraus resultierende Furcht,
die Fraktion könnte ähnlich auseinanderfallen wie bei der traumatischen Abstimmung
über die Staatspräsidentenfrage. Aufgrund der negativen Erfahrungen aus der Zeit der
Verfassunggebenden Landesversammlung und der tiefgreifenden Gegensätze zwischen
den diversen Gruppierungen in Partei und Fraktion erschien es durchaus unsicher, ob
die 104 Mandate der CSU ausreichen würden, um einem reinen Unionskabinett die
notwendige parlamentarische Unterstützung gewähren zu können. Diese Befürchtun-
gen waren um so berechtigter, als der Landesausschuß der Partei auf dem Höhepunkt
der Krise um das Staatspräsidentenamt grundsätzlich gegen jede Art des Fraktions-
zwangs votiert hatte. Überdies war es höchst zweifelhaft, ob man sich in der CSU
überhaupt auf einen von allen Flügeln getragenen Kandidaten für das Ministerpräsi-
dentenamt und auf eine gemeinsame Regierungsmannschaft würde einigen können.

Erst im November 1947 wurde Müller als vom Befreiungsgesetz für nicht betroffen erklärt; IfZ-Ar-
chiv, Fh 56, Schriftsatz des Generalklägers beim Kassationshof im Staatsministerium für Sonderauf-
gaben vom 26. 11. 1947.
Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union vom 21. 12. 1946: „Schwierige Regierungsbildung. Wer
wird Ministerpräsident?

-

Die Frage der Koalition".
Satzung der CSU in der Fassung vom 4. 10. 1946, abgedruckt in: Protokolle und Materialien,
S. 1783-1803. In Paragraph 45 der Satzung hieß es: „Ihr [der LandesversammlungJ obliegt ferner
die Beschlußfassung über [. ..] die Richtlinien der Politik."
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 9. 12. 1946.
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Die Mitglieder des Landesausschusses diskutierten die Koalitionsfrage am 6. De-
zember. Dabei ließ sich keine klare Linie erkennen, wenn sich auch eine knappe Mehr-
heit für eine Alleinregierung der CSU abzuzeichnen schien. Auch eine Presseerklärung
besagte nicht viel und konstatierte nur, daß die CSU gewillt sei, „geschlossen zu han-
deln"256. Nach dem Willen des Parteivorsitzenden sollte jedoch die Landesversamm-
lung „endgültig die letzten Entscheidungen" treffen257.

Als die Delegierten des Parteitags am 15. Dezember über die Regierungsbildung be-
rieten, geschah dies in Abwesenheit Josef Müllers, der überraschend zu General Clay
nach Berlin gerufen worden war. Die Haltung der Delegierten in der Koalitionsfrage
war eindeutig. Mit nur wenigen Gegenstimmen nahm die Landesversammlung eine
Resolution an, nach der die CSU „in erster Linie die Verantwortung allein überneh-
men" und eine Koalition nur dann erwogen werden sollte, „wenn auch in diesem Falle
der entscheidende Einfluß der Union in der Regierung sichergestellt" sei. Um die
Landtagsabgeordneten festzulegen, wurde diese Resolution gemäß den Statuten, in de-
nen der Primat der Landesversammlung kodifiziert war, ausdrücklich als „Richtlinie
für die Arbeit der Fraktion" verabschiedet258. Vertreter der Landtagsfraktion, insbe-
sondere ihr Vorsitzender Hundhammer, hatten dagegen wiederholt erklärt, daß die
Delegierten zu dieser Frage durchaus Stellung nehmen könnten, daß sich die Fraktion
die Entscheidung darüber, ob eine Koalition eingegangen werden sollte, aber keines-
falls aus den Händen nehmen lassen würde.

Hundhammer handelte dabei nicht auf eigene Faust, denn zu diesem Zeitpunkt wa-

ren in der CSU-Fraktion bereits wesentliche Vorentscheidungen gefallen. Noch wäh-
rend der konstituierenden Sitzung am 9. Dezember hatte sich die Mehrheit der Abge-
ordneten gegen eine alleinige Übernahme der Regierungsverantwortung ausgesprochen,
und Hundhammer hatte abschließend auch ohne Abstimmung „die grundsätzliche Mei-
nung der Mehrheit der Fraktion" festgestellt, daß „die Möglichkeit einer Koalitionsbil-
dung geprüft" werden solle, ohne aber eine Koalitionszusage „um jeden Preis" zu er-

kaufen259. Daß die Mehrheit der Landtagsfraktion grundsätzlich anders votierte als we-

nig später die Delegierten der Landesversammlung, mag auch daran gelegen haben, daß
viele Abgeordnete davor zurückschreckten, die alleinige Verantwortung für eine vom

Nachkriegselend belastete Regierungspolitik zu übernehmen, während die meisten
Delegierten unbelastet von derartigen Bedenken und Ängsten entscheiden konnten260.

Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 12. 1946 in München, in: Protokolle
und Materialien, S. 833. Die Stellungnahme der zehn Bezirksvorsitzenden, einer Frauenvertreterin
und eines Vertreters der Jungen Union ebenda, S. 816-822; bevor die Diskussion eröffnet wurde,
sprach Horlacher für und Haußleiter gegen eine Koalition (ebenda, S. 824-831). Im Vorfeld der Sit-
zung hatte eine Rundfunkmeldung für Unruhe gesorgt, in der General Joseph T McNarney im Zu-
sammenhang mit den gegen Müller erhobenen Vorwürfen mit den Worten zitiert wurde (ebenda,
S. 793 f.): „Wir werden ihn (Josef Müller] möglicherweise vor der Wahl [zum Ministerpräsidenten]als Landesvorsitzenden der CSU entlassen." Dennoch sprach der Landesausschuß mit 76 gegen
22 Stimmen bei vier Enthaltungen dem Parteivorsitzenden das Vertrauen aus (ebenda, S. 816). Ein
kurzer Bericht über diese Landesausschußsitzung: IfZ-Archiv, RG 84, 747/33, E. Tomlin Baily an
das State Department vom 6. 12. 1946.
Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 12. 1946 in München, in: Protokolle
und Materialien, S. 834.
Protokoll der Landesversammlung der CSU am 14715. 12. 1946 in Eichstätt, in: Protokolle und Ma-
terialien, S. 956. Zum folgenden vgl. ebenda, S. 957.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 9. 12. 1946.
Vgl. Fait, Anfänge, S. 161.
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Mit Sicherheit war ein Teil der Fraktion aber auch überzeugt, daß die eigenen politi-
schen Zielsetzungen in einer Koalition mit der SPD größere Realisierungschancen hät-
ten als in einem Bündnis mit den Anhängern des CSU-Vorsitzenden.

Josef Müller selbst enthielt sich zunächst jeder eindeutigen Stellungnahme in der
Koalitionsfrage und favorisierte eine Politik, die ihm alle Optionen offenhalten soll-
te261. Sein schlechtes persönliches Verhältnis zu Wilhelm Hoegner und die Skepsis,
die große Teile der von Horlacher, Hundhammer oder Pfeiffer umworbenen SPD
dem CSU-Vorsitzenden entgegenbrachten, ließ die von der Unionsfraktion mehrheit-
lich favorisierte große Koalition jedenfalls unter Müllers Führung als wenig aussichts-
reich erscheinen262.

Die CSU hatte den Landtagswahlkampf ohne offiziellen Spitzenkandidaten bestrit-
ten. Es war aber klar, daß Josef Müller im Falle eines Wahlsieges zu den aussichtsreich-
sten Anwärtern auf das Ministerpräsidentenamt zählte263. Später erklärte Müller, er sei
an und für sich dafür eingetreten, das Amt des Landesvorsitzenden vom Amt des Re-
gierungschefs zu trennen und erst die diskriminierende Kampagne gegen seine Person
habe ihn zu einer Kandidatur bewogen264. Diese Darstellung entsprach jedoch nicht
ganz den Tatsachen. Abgesehen davon, daß die Rundfunkrede des CSU-Vorsitzenden
zwei Tage nach den Landtagswahlen deutliche Züge einer Regierungserklärung
trug265, hatte Müller in den ersten Dezembertagen bereits weitgehend fertige Pläne
für ein Kabinett unter seiner Führung in petto. Nach diesen schriftlich fixierten Kabi-
nettslisten liefen die Planungen des Parteichefs auf eine Koalition zwischen CSU und
FDP hinaus266, in der Thomas Dehler das Justizministerium übernehmen und mehrere
enge Vertraute Müllers Schlüsselpositionen besetzen sollten, während der Parteichef
Vertreter der innerparteilichen Opposition kaum zu berücksichtigen gedachte267.

Tatsächlich hatte Müller trotz der gegen ihn gerichteten Vorwürfe Grund zum Opti-
mismus, insbesondere, nachdem ihn die Landesversammlung am 14. und 15. Dezember
1946 mit der beeindruckenden Mehrheit von 76 Prozent der Stimmen erneut zum Vor-
sitzenden der bayerischen Unionspartei gewählt hatte. Die Delegierten verabschiedeten

'' Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 12. 1946 in München, in: Protokolle
und Materialien, S. 814 f.

2 August Schwingenstein berichtete am 18. Dezember seinen Kollegen: „Ich habe von einwandfreier
Seite der SPD die Mitteilung erhalten, dass die Sozialdemokratie sich geschlossen gegen eine Kandi-
datur Müller aussprechen wird." ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am
18. 12. 1946. Nach einer Aktennotiz Hanswolf Haunhorsts vom 16. 12. 1946 erklärte Hoegner vor
Pressevertretern, „dass er und seine Partei [.

.

.] die Teilnahme an einem Kabinett, in dem Dr. Müller
massgeblich oder als Ministerpräsident beteiligt sei, unter allen Umständen ablehne. Als Grund hier-
für gab Dr. H[oe]gner an, dass Dr. Müller Koalitionspartner Hitlers gewesen sei und es für die SPD
untragbar sei, mit solchen Leuten zusammenzuarbeiten." ACSP, NL Müller 225.

3 IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945/46-1/5, Memorandum Walter J. Mullers an OMGUS vom 18. 11.
1946. Zu potentiellen Kandidaten für das Amt des Ministerpräsidenten aus den Reihen der CSU
vgl. auch IfZ-Archiv, RG 260, 13/147-3/3, OMGBY

-

Historical Report, 1. 10. 1946-31. 10. 1946.
4 ACSP, CSU-LL, Protokoll der Sitzung des Landesvorstands am 10. 12. 1946, und ACSP, CSU-LTF

I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 17. 12. 1946.
5 IfZ-Archiv, RG 260, 13/149-2/1, Rundfunkrede Josef Müllers am 3. 12. 1946.
6 Josef Müller bot dem Vorsitzenden der bayerischen FDP, Thomas Dehler, am 7. 12. 1946 im Namen

des Landesvorstands der CSU „eine Aussprache von Partei zu Partei über die künftige Regierungs-bildung" an. ACSP, NL Müller 225.
7 ACSP, NL Müller 225, zwei Entwürfe für ein Kabinett Müller, einer vom 2. 12. 1946, einer unda-

tiert; auch abgedruckt in: Berberich, Historische Entwicklung, S. 208 f.; eine weitere Kabinettsliste
findet sich im ACSP, CSU-LTF I, 3-01.
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zudem eine Resolution, in der Müller als der Mann bezeichnet wurde, „der auch bei der
Regierungsbildung die entscheidende Rolle spielen soll"268. Trotz der vorsichtig gewähl-
ten Worte und trotz des Protestes von Alois Hundhammer, der die Delegierten auf das
schwebende Verfahren gegen den Parteivorsitzenden verwies, kam das einer Nominie-
rung Müllers für das Amt des Regierungschefs durch die Basis der CSU gleich269.

Die letzte Entscheidung lag jedoch in den Händen der CSU-Abgeordneten, die am

17. und 18. Dezember darüber berieten, wer mit der Regierungsbildung beauftragt
werden sollte. Dabei geriet die Fraktion zunehmend unter Zeitdruck, denn die Verfas-
sung schrieb vor, daß die Wahl des Ministerpräsidenten spätestens eine Woche nach der
konstituierenden Sitzung des Landtags

-

diese hatte am 16. Dezember stattgefunden
-abgeschlossen sein müsse. Müller konnte sich auch hier zunächst auf der Siegerstraße

fühlen. Die Landesversammlung und ihr deutliches Vertrauensvotum für ihn hatten
ihre Wirkung auf die Abgeordneten ebensowenig verfehlt270 wie die geschickte Rede
des Parteivorsitzenden, mit der er seinen Gegnern gerade in der umstrittenen Födera-
lismusfrage entgegengekommen war271. Überdies verstand es Müller, seine Unterre-
dung mit Clay als persönlichen Erfolg, ja als Auszeichnung hinzustellen272, und seine
Anhänger in der Fraktion taten ein übriges, um die Person des Parteivorsitzenden im
besten Licht erscheinen zu lassen. Müller war selbstbewußt genug, daß er nach seinen
Ausführungen über die Vorkommnisse der letzten Zeit um Nachfragen bat, um festzu-
stellen, ob in der Fraktion „noch Opposition vorhanden" sei273. In diese Richtung ziel-
te auch ein Verfahrensvorschlag Max Zwicknagls, der die Kontrahenten des Parteivor-
sitzenden mit dem Antrag in Zugzwang zu bringen versuchte, ihre Argumente gegen
Müller und ihre Alternativvorschläge vorzubringen.

Diese Taktik ging solange auf, bis sich Michael Horlacher bereit erklärte, „den Op-
positionsredner" zu machen. Der frisch gekürte Landtagspräsident und erfahrene Par-
lamentarier bezog klar Stellung gegen den Parteivorsitzenden. Horlacher umriß sach-
lich die Situation, und seine Ausführungen gipfelten in dem für Müller gefährlichen
Argument, das die weitere Diskussion wesentlich prägen sollte: „Dr. Müller soll sich
hier [im Amt des Ministerpräsidenten] nicht verbrauchen für seine grosse Aufgabe."
Sein Kandidat war Hans Ehard, der sei „ein ruhiger, sachlicher Mensch". Das zweite
Argument, das in Horlachers kurzer Rede angelegt war und immer wieder gegen den
CSU-Vorsitzenden ins Feld geführt wurde, fußte auf der Vermutung, daß die mehr-

Protokoll der Landesversammlung der CSU am 14715. 12. 1946 in Eichstätt, in: Protokolle und Ma-
terialien, S. 957. Ein Beobachter der Militärregierung notierte: „The whole Convention, with the ex-

ception of the Hundhammer group (about 29 Delegates), voted in favor of Müller." IfZ-Archiv,
RG 260, AG 1945/46-6/7, Bericht Henry Parkmans über die Landesversammlung der CSU am
14715. 12. 1946 in Eichstätt vom 16. 12. 1946.
Zum Protest Hundhammers vgl. das Protokoll der Landesversammlung der CSU am 14715. 12.
1946 in Eichstätt, in: Protokolle und Materialien, S. 957.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 17. 12. 1946.
Protokoll der Landesversammlung der CSU am 14715. 12. 1946 in Eichstätt, in: Protokolle und Ma-
terialien, S. 872-877. Selbst Hundhammer bemerkte dazu: „Inzwischen war Eichstätt vorüber. Die
dortige Tagung hat trotz aller Diskussionen, Abstimmungen und auseinandergehenden Meinungeneine gewisse menschliche Beruhigung und Wiederannäherung zwischen Dr. Müller und mir ge-bracht." IfZ-Archiv, Fh 56, Schreiben Hundhammers an eine unbekannte Freundin vom 25. 12.
1946.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokolle der Fraktionssitzungen am 16. 12. und 17. 12. 1946.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 17. 12. 1946; das folgende, soweit
nicht anders belegt, nach dem Protokoll dieser Fraktionssitzung.
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heitlich gewünschte Koalition mit der SPD nicht zustande käme, wenn die Fraktion
Josef Müller mit der Regierungsbildung beauftragte. Tatsächlich hatten sich prominen-
te Sozialdemokraten im Vorfeld der Entscheidung klar gegen Josef Müller ausgespro-
chen274.

Die Fürsprecher des Landesvorsitzenden bemühten sich nach Kräften, den Partei-
vorsitzenden, der die ausschlaggebende Phase der Diskussion nicht im Fraktionsple-
num erlebte, zu verteidigen. Sie verwiesen darauf, daß gerade die gegenwärtige Notsi-
tuation die besten Kräfte an der Spitze der Regierung erfordere, und stellten ihren Kol-
legen die empörte Frage, ob sie etwa der SPD das Recht zugestehen wollten, den Kan-
didaten der bayerischen Unionspartei für das Amt des Ministerpräsidenten zu benen-
nen. Hermann Strathmann, Professor für evangelische Theologie in Erlangen, wies
die Fraktion zudem auf den Auftrag der Partei hin:

„Noch eine Erwägung: Wenn wir Müller nicht benennen, so gibt das eine sehr gefährliche Rück-
wirkung auf die Union. Ich muss daran erinnern, dass mit grosser Mehrheit eine Entschliessung
gefasst wurde, die besagte, dass der Landesausschuss die vom Landesvorsitzenden vertretene poli-
tische Linie billige. Dies ist eine Richtlinie im Sinne der Parteisatzung. Wenn wir Dr. Müller nicht
benennen, dann geht ein Sturm der Entrüstung durch die Union."275

Als schließlich die Abstimmung begann, standen drei Kandidaten zur Wahl. Neben
Müller und Ehard war schon zu Beginn der Personaldebatte der ehemalige Generalse-
kretär der BVP und amtierende Staatsminister für Sonderaufgaben, Anton Pfeiffer,
vorgeschlagen worden276. Das Ergebnis des ersten Wahlgangs war denkbar knapp:
Auf Pfeiffer entfielen 45 Stimmen, auf den Parteivorsitzenden nur eine weniger, zwei
Abgeordnete votierten für Hans Ehard, ein Stimmzettel war leer277. Jede Neutralitäts-
pflicht verletzend, sprach Fraktionschef Hundhammer vor der Stichwahl die Empfeh-
lung aus, „dass sich diejenigen, die für Ehard und Pfeiffer gestimmt haben, auf Pfeiffer
einigen". Diesmal war der Wahlausgang eindeutig. Mit 52 gegen 40 Stimmen nominier-
te die Fraktion Anton Pfeiffer für das Amt des Regierungschefs278.

c) Koalitionsverhandlungen
Der designierte Ministerpräsident279, der zuversichtlich war, daß ihn die gesamte Uni-
onsfraktion unterstützen würde280, machte sich umgehend an die Arbeit281. Sein Ziel
war, schleunigst Verhandlungen mit den anderen Parteien aufzunehmen, um vor Ab-

4 Vgl. SZ vom 19. 12. 1946: „Dr. Pfeiffer wünscht Koalitionsregierung", oder IfZ-Archiv, RG 260, 10/
91-1/1, Bericht über ein Gespräch mit dem SPD-Politiker Franz Marx vom 4. 12. 1946.

5 ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 18. 12. 1946.
6 ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 17. 12. 1946 (Albert Kaifer).
7 ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 18. 12. 1946.
8 Interessant ist in diesem Zusammenhang ein Memorandum von Oberstleutnant Paul Burns über die

Sitzungen der CSU-Fraktion am 17. und 18. 12. 1946 und über die möglichen Folgen der Entschei-
dung für Anton Pfeiffer. IfZ-Archiv, RG 260, 13/150-1/4.

9 Schon am 28. 10. 1946 schrieb Karl August Kroth an Josef Müller: „Nach den Worten des jungen
L[aforet] scheint auch die künftige bayerische Regierung schon festzustehen, so vor allem, dass Dr.
Pfeiffer Ministerpräsident wird. Von Dr. Müller meinte er, dass dieser seine Rolle ausgespielt habe."
ACSP, NL Müller 197.

0 ACSP, NL Müller 225, Notiz über ein Interview eines DANA-Journalisten mit Anton Pfeiffer vom
20. 12. 1946.

1 ACSP, NL Müller 225, Bericht über die Regierungsbildung in Bayern im Dezember 1946 vom 11.3.
1947. Der sechs Seiten lange Bericht ist ungezeichnet; nach Reuter, Anton Pfeiffer, S. 271 Anm. 189,
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lauf der offiziellen Frist eine Regierung zu bilden. Noch am 18. Dezember trat die Ver-
handlungskommission der CSU unter dem Vorsitz Pfeiffers zu einer ersten Sitzung zu-

sammen. Sie wies nicht mehr den ausgewogenen Proporz zwischen den verschiedenen
innerparteilichen Gruppierungen auf, der noch den am 9. Dezember gewählten Aus-
schuß ausgezeichnet hatte. Ehard hatte seinen Platz bereitwillig für Pfeiffer geräumt,
Eugen Rindt, der stellvertretende Fraktionsvorsitzende, fehlte. Dafür saßen nun Hein-
rich Krehle und der ehemalige BVP-Politiker Georg Stang am Verhandlungstisch, die
beide als Befürworter einer Koalitionsregierung hervorgetreten waren282. Josef Müller
beging schon zu Beginn der Verhandlungen einen folgenschweren taktischen Fehler,
als er nach der ersten Besprechung erklärte, er lehne es ab, mit Hoegner Verhandlun-
gen zu führen, und den weiteren Sitzungen überhaupt fernblieb283. Damit lag die Last
der Verantwortung, die Interessen der Parteiführung zu wahren, vor allem auf den
Schultern des noch unerfahrenen Franz Josef Strauß, der ausgefuchsten Parlamentari-
ern wie Michael Horlacher, Alois Hundhammer oder Anton Pfeiffer nur wenig entge-
genzusetzen hatte und von Anfang an Gefahr lief, von seinen Kollegen

-

auf gut baye-
risch

-

über den Tisch gezogen zu werden.
Die konkreten Vorschläge, die der Ausschuß für die Koalitionsverhandlungen unter

Pfeiffers Vorsitz erarbeitete, zielten auf ein Regierungsbündnis zwischen CSU und
SPD unter Einbeziehung der FDP. Dabei fällt auf, daß der Name Josef Müller auf kei-
ner der vorbereiteten Kabinettslisten zu lesen war; die politischen Freunde des Partei-
vorsitzenden sollten lediglich Staatssekretärsposten im Innen- und Wirtschaftsministe-
rium erhalten284. Überschattet wurde die Arbeit der Verhandlungskommission von

Presseveröffentlichungen, die Pfeiffer bezichtigten, 1932 Koalitionsverhandlungen mit
der NSDAP geführt zu haben285, und von Gerüchten, die SPD lehne eine Koalition
mit dem ehemaligen Generalsekretär der BVP als Ministerpräsidenten aufgrund angeb-
licher politischer Belastung ab286. Der designierte Regierungschef stufte diese Nach-
richt zunächst als „unwesentlich" ein, und Wilhelm Hoegner, der sozialdemokratische
Verhandlungsführer, hielt sich während der ersten offiziellen Zusammenkunft der
Kommissionen von CSU und SPD in dieser Frage bedeckt287. Am Nachmittag des

die dieses Dokument in den Akten eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses gefunden hat,
ohne es aber gründlich auszuwerten, war der Verfasser Franz Josef Strauß.
Zum freiwilligen Rückzug Ehards ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am
18.12. 1946; die Zusammensetzung des Verhandlungsausschusses in StBKAH 08.70, Alois Hund-
hammer, Dokumente zur Bayerischen Politik: Die Bildung des Kabinetts Ehard, undatiert, und

-mit einer Abweichung
-

ACSP, NL Müller 225, Bericht über die Regierungsbildung in Bayern im
Dezember 1946 vom 11.3. 1947.
Hierzu und zum folgenden StBKAH 08.70, Alois Hundhammer, Dokumente zur Bayerischen Poli-
tik: Die Bildung des Kabinetts Ehard, undatiert, und ACSP, NL Müller 225, Bericht über die Regie-rungsbildung in Bayern im Dezember 1946 vom 11.3. 1947.
ACSP, NL Müller 225, zwei Ministerlisten für ein Kabinett unter der Führung Hans Ehards bzw.
Anton Pfeiffers, undatiert.
Zu den gegen Pfeiffer erhobenen Vorwürfen und zu Gerüchten, Josef Müller habe dabei seine Hand
im Spiel gehabt, vgl. Reuter, Anton Pfeiffer, S. 117 ff.
Abschriften mehrerer Schreiben Anton Pfeiffers an nationalsozialistische Kulturpolitiker aus dem
Jahre 1934 finden sich in: IfZ-Archiv, ED 120 NL Hoegner 331. Bedenken gegen Pfeiffer wurden
in der SPD bereits kurz nach den Landtagswahlen laut: IfZ-Archiv, RG 260, 10/91-1/1, Bericht
über ein Gespräch mit dem SPD-Politiker Franz Marx vom 4. 12. 1946; vgl. auch Mehringer, Walde-
mar von Knoeringen, S. 309.
ACSP, NL Müller 225, Bericht über die Regierungsbildung in Bayern im Dezember 1946 vom 11. 3.
1947; das folgende nach ebenda.
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20. Dezember teilte Hoegner seinem Ministerkollegen Pfeiffer in einer vertraulichen
Aussprache jedoch mit, daß die SPD aufgrund schwerwiegender Bedenken gegen
Pfeiffers politische Vergangenheit nicht bereit sei, seiner Wahl zum Ministerpräsiden-
ten zuzustimmen. Sichtlich erregt gab Pfeiffer daraufhin den Auftrag zur Regierungs-
bildung an die Fraktion zurück.

Obwohl sich die Situation damit grundlegend geändert hatte, sah Hundhammer kei-
nen Grund, die Fraktion zusammenzurufen und dort eine Entscheidung herbeizufüh-
ren. Auch die Verhandlungskommission hielt es nicht für nötig, die interfraktionellen
Besprechungen zu unterbrechen. Sie stellte sich „entgegen gewissen vorgebrachten Be-
denken" mehrheitlich auf den Standpunkt, daß sie von der CSU-Fraktion einen Ver-
handlungsauftrag „ohne Rücksicht auf die Person des Ministerpräsidenten" erhalten
habe.

Nach der Ablehnung Pfeiffers durch die SPD durfte sich Josef Müller erneut Hoff-
nungen auf das Amt des bayerischen Ministerpräsidenten machen. Voraussetzung da-
für waren freilich Absprachen mit der SPD. Zwar bestritt der CSU-Vorsitzende später,
jemals mit Vertretern der Sozialdemokratie verhandelt zu haben288, die Realitiät sah je-
doch anders aus. Noch am 21. Dezember, wenige Stunden vor der entscheidenden Sit-
zung des Landtags, telefonierte Jürgen Ziebell, ein sozialdemokratischer Beamter im
Staatsministerium für Sonderaufgaben, mit dem SPD-Politiker Hans Menzel. Ziebell
gab an, in Müllers Auftrag zu handeln, und unterbreitete der sozialdemokratischen
Fraktion das Angebot, Arbeits-, Finanz- und ein noch zu gründendes Flüchtlingsmini-
sterium sowie die Staatssekretariate im Wirtschaftsministerium und in der Staatskanz-
lei mit Fachleuten aus der SPD zu besetzen, wenn sich die sozialdemokratischen Abge-
ordneten Müllers Kandidatur nicht entgegenstellen, sondern durch die Abgabe weißer
Stimmzettel „Neutralität" wahren würden. Die SPD-Fraktion beschloß jedoch ein-
stimmig, einen angekündigten Unterhändler des CSU-Vorsitzenden nicht zu empfan-
gen289. Mehr Erfolg war dagegen Müllers Bemühungen um die Unterstützung der
FDP beschieden290. Ob die neun Mandate der bayerischen Liberalen allerdings ausrei-
chen würden, um die Wahl des Ochsensepp auch gegen den Willen eines Teils der eige-
nen Fraktion zu sichern, war zweifelhaft.

Als die Fraktion der bayerischen Unionspartei am Vormittag des 21. Dezember zu-

sammentrat, hatten die Abgeordneten kaum noch Zeit für eine klärende Debatte. We-
nige Stunden später sollte die Plenarsitzung des Landtags beginnen, und selbst wenn

sich die Wahl des Ministerpräsidenten noch verschieben ließ, blieb nach den Verfas-
sungsbestimmungen höchstens eine Frist von zwei Tagen, um zu einer Entscheidung
über die Person des Regierungschefs zu kommen. Doch weder Verhandlungen in der

Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle und
Materialien, S. 984 und S. 988-991.
IfZ-Archiv, ED 120 NL Hoegner 331, Aktennotiz für Waldemar von Knoeringen über ein Telefon-
gespräch mit Jürgen Ziebell vom 21. 12. 1946. Zu den Aktivitäten des Ministerialrats im Sondermini-
sterium, die Ermittlungen eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses nach sich zogen, vgl.Jürgen Plöhn, Untersuchungsausschüsse der Landesparlamente als Instrumente der Politik, Opladen
1991, S. 192-200. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch der Briefwechsel zwischen Hans
Menzel und Josef Müller im Januar und Februar 1947 (ACSP, NL Müller 225) und ein Bericht der
Militärregierung über die Arbeit des parlamentarischen Untersuchungsausschusses vom 19. 2. 1947
(IfZ-Archiv, RG 260, 13/150-1/4).
Vgl. Hettler, Josef Müller, S. 299.
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Fraktion noch in einem eigens benannten Sonderausschuß führten zu einem tragfähi-
gen Kompromiß. Auch ein Vier-Augen-Gespräch zwischen Hundhammer und Müller,
gleichsam die ultima ratio, blieb ergebnislos291. Was dabei besprochen wurde, ist einem
Brief Hundhammers an eine ungenannte Freundin zu entnehmen, der zeigt, wie tief
der Bruch zwischen dem Parteivorsitzenden und dem Fraktionschef wirklich ging:
„Unmittelbar vor der entscheidenden Abstimmung in der Fraktion fand noch eine Aussprache
zwischen Dr. M. und mir unter vier Augen statt. Er bot mir vieles an, aber er war nicht bereit, sei-
ne Grundlinie zu ändern. Ich kann es nicht verantworten, einem Manne wie ihm den Staat und
das Geschick des Volkes in die Hand zu geben. Was er mir über die Haltung Russland gegenüber
sagte, hat den letzten Ausschlag gegeben. [.. .] Wir können keinen zweiten Hitler entstehen las-
sen, auch nicht, wenn er aus den eigenen Reihen kommen würde, um keinen Preis, auch wenn

die Einheit der CSU in Gefahr kommt. Ein prüfender Blick auf die Männer (und Frauen), die
um ihn sind, bestärkt mich in der Überzeugung, dass seine Tendenzen nicht die richtigen sein
können, ganz abgesehen von anderen Gründen, die als Abgründe zwischen ihm und mir lie-
gen."292
Das von der Unionsfraktion schließlich mehrheitlich gebilligte Resultat war reichlich
unbefriedigend: Um im Landtagsplenum eine Kampfabstimmung zwischen zwei Kan-
didaten der CSU zu vermeiden, sollte für den ersten Wahlgang lediglich Josef Müller
vorgeschlagen werden, obwohl dieser nicht vom Vertrauen der gesamten Fraktion ge-
tragen war. Der Parteivorsitzende gab sich trotzdem optimistisch, auch angesichts der
Tatsache, daß der Fraktionszwang ausgesetzt blieb. Noch unmittelbar vor der ent-

scheidenden Abstimmung teilte die Landesgeschäftsstelle der CSU Edward Litchfield,
einem Vertreter der Militärregierung, mit, daß die Fraktion den Parteivorsitzenden ein-
mütig und mit Zustimmung Hundhammers zum Kandidaten für das Ministerpräsiden-
tenamt nominiert habe. Mit Blick auf die Mehrheitsverhältnisse im Landtag bemerkte
Litchfield, diese Entwicklung mache die Wahl Müllers zu einer reinen Formsache293.

d) Das erste Kabinett Ehard
Am Nachmittag des 21. Dezember versammelte sich der Landtag bei klirrender Kälte
in der Aula der Münchner Universität294. Landtagspräsident Horlacher legte im Ein-
vernehmen mit den Abgeordneten den Wahlmodus fest: Bei der Wahl des Ministerprä-
sidenten genüge gemäß Artikel 23 der Verfassung die einfache Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen, da kein anderes Stimmenverhältnis in der Verfassung vorgeschrieben sei.
Die Stimmzettel, so Horlacher, müßten „enthalten entweder den Namen des Kandida-
ten oder eine klare Willensbekundung, ob man den Kandidaten will oder nicht". Un-
beschriebene Stimmzettel sowie Stimmzettel mit der Aussage „Ich enthalte mich" sei-

StBKAH 08.70, Alois Hundhammer, Dokumente zur Bayerischen Politik: Die Bildung des Kabi-
netts Ehard, undatiert; IfZ-Archiv, Fh 56, Schreiben Alois Hundhammers an eine unbekannte
Freundin vom 25. 12. 1946; ACSP, NL Müller 128, Josef Müller an Karl Köhler vom 9. 5. 1947.
IfZ-Archiv, Fh 56, Schreiben Alois Hundhammers an eine unbekannte Freundin vom 25. 12. 1946.
Die Version des Parteivorsitzenden findet sich in einem Schreiben Josef Müllers an Karl Köhler
vom 9.5. 1947; ACSP, NL Müller 128. Hundhammer war sichtlich bemüht, seinen Gegenspieler in
die Nähe der Kommunisten zu rücken; StBKAH 08.70, Alois Hundhammer, Dokumente zur Baye-
rischen Politik: Die Bildung des Kabinetts Ehard, undatiert. Zum folgenden vgl. ebenda.
IfZ-Archiv, RG 260, AG 1945^16/1/5, Memorandum Edward Litchfields vom 21. 12. 1946.
Vgl. den Erinnerungsbericht des sozialdemokratischen Landtagsabgeordneten Franz Haas, Regie-rungsbildung mit klammen Fingern, in: Schröder, Bayern 1945, S. 163-174.
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en dagegen ungültig. Überdies bereitete Horlacher die Parlamentarier darauf vor, daß
eventuell ein zweiter Wahlgang nötig werden könnte295. Dann war es Eugen Rindt,
der Stellvertreter Hundhammers, der Josef Müller als Kandidaten für das Ministerprä-
sidentenamt vorschlug. Weitere Vorschläge blieben aus, aber Vertreter von SPD und
WAV erklärten, daß ihre Fraktionen geschlossen gegen den CSU-Vorsitzenden stim-
men würden. Lediglich Fritz Linnert von der FDP ließ die Bereitschaft seiner Partei
zur Zusammenarbeit erkennen. Das Ergebnis der Abstimmung war in mehrfacher
Hinsicht eine Überraschung. Von 175 gültigen Stimmen entfielen 73 auf Josef Müller,
33 auf den nicht vorgeschlagenen Hans Ehard296, 69 Stimmzettel lauteten auf Nein.

An dieser Stelle griff Landtagspräsident Horlacher massiv in die Wahl ein. Hatte er

vor Beginn des ersten Wahlgangs davon gesprochen, daß die relative Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen zur Wahl ausreiche, so gab er nun überraschend bekannt, daß zur

Wahl des Ministerpräsidenten die absolute Mehrheit der Stimmen erforderlich sei. Da
Müller die nach dieser Interpretation des Wahlergebnisses erforderlichen 88 Stimmen
um 15 Stimmen verfehlt hatte, erklärte Horlacher den ersten Wahlgang für beendet
und kündigte einen zweiten Wahlgang an. Damit war der Vorsitzende der bayerischen
Unionspartei, der neben der Mehrheit der eigenen Fraktion wohl auch die Abgeordne-
ten der FDP hinter sich hatte und damit tatsächlich die relative Mehrheit der Stimmen
auf sich vereinigen konnte, beim Griff nach dem Amt des bayerischen Ministerpräsi-
denten gescheitert. Horlacher wandte jedoch noch einen zweiten Kunstgriff an, um
Müllers Niederlage zu besiegeln. Anders als Georg Stücklen, der wenige Tage zuvor
die Wahl des Landtagspräsidenten geleitet hatte297, wertete Horlacher die Stimmen,
die auf den nicht vorgeschlagenen Hans Ehard entfallen waren, nicht als ungültig, son-
dern zählte sie zu den Stimmzetteln, die auf Nein lauteten. Hätte Horlacher das be-
kannte Procederé beibehalten und die Stimmen für den nicht nominierten Ehard für
ungültig erklärt, dann hätte Müller nicht nur die relative, sondern bei 142 gültigen
Stimmen sogar die vom Landtagspräsidenten unvermittelt eingeforderte absolute
Mehrheit erzielt298.

Es überrascht, daß weder der sonst so energische CSU-Vorsitzende299 noch seine po-
litischen Freunde in der Unionsfraktion versuchten, mit Hilfe der Geschäftsordnung

Stenographischer Bericht über die zweite öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am 21. 12.
1946, in: Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Bayerischen Landtags, München
o. J., S. 23 ff.; das folgende nach ebenda.
Ein Beobachter der Militärregierung notierte, Alois Schlögl habe den Bauernvertretern in der Frakti-
on nahegelegt, den Namen des nicht nominierten Hans Ehard auf die Stimmzettel zu schreiben. IfZ-
Archiv, RG 260, 15/102-2/10, Bericht Albert C. Schweizers „Political Sidelights on Election of Ba-
varian Minister President" für Walter J. Muller vom 26. 12. 1946.
Vgl. Stenographischer Bericht über die erste öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am 16.12.
1946, S. 2 f.
Vgl. dazu Gelberg, Hans Ehard, S. 40 ff., und

-

mit anderen Ergebnissen
-

Hettler, Josef Müller,
S. 303 f.
Müller, Konsequenz, S. 342, schrieb aus der Rückschau: „Dr. Horlacher hat sich später halbwegs bei
mir entschuldigt, daß er damals zu diesem Trick gegriffen hatte. Noch in der Versammlung bestürm-
te mich Thomas Dehler von den Freien Demokraten

-

der über die Entscheidung genauso verblüfft
war wie ich

-

Protest zu erheben, er würde mich mit aller Macht unterstützen. Aber was wäre mit
einem Protest schon erreicht gewesen! Es gab damals keine Instanz, vor der ich gegen den willkürli-
chen Akt hätte vorgehen können, weder ein Verfassungsgericht noch ein oberstes bayerisches Ge-
richt. Der einzige Weg, den ich hätte einschlagen können, wäre der Gang zur Besatzungsmacht ge-
wesen, und das kam für mich nicht in Frage. Der erste freigewählte bayerische Ministerpräsidentsollte nicht durch ein Machtwort in seinem Amt bestätigt werden."
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Einspruch gegen Horlachers eigenwillige Verfahrenspraxis zu erheben. Statt dessen
verließen sie unter lautstarkem Protest den Saal300. Lediglich Fritz Linnert (FDP) mel-
dete später Bedenken an, die Horlacher jedoch mit der ganzen Autorität seines Amtes
abwehrte301.

Auf Antrag Hundhammers unterbrach der Landtagspräsident nach dem ersten

Wahlgang die Sitzung für mehr als zehn Minuten302. Als die Abgeordneten wieder zu-

sammengetreten waren, meldete sich der Vorsitzende der Unionsfraktion erneut zu

Wort und schlug aufgrund „der inzwischen gepflogenen Verhandlungen" vor, Hans
Ehard zum Ministerpräsidenten zu wählen. Die Abstimmung wurde vorgenommen,
ohne daß die Parlamentarier noch einmal in die Debatte eintraten. Von den 147 abge-
gebenen Stimmen erhielt Ehard 121, 15 lauteten auf Nein, fünf wurden für Müller ab-
gegeben und sechs waren ungültig. Damit war Ehard mit großer Mehrheit gewählt;
wie tragfähig diese Mehrheit

-

gerade in der eigenen Fraktion
-

jedoch war, mußte
sich erst erweisen.

Die Öffentlichkeit empfand die Wahl des relativ unbekannten Staatssekretärs im
bayerischen Justizministerium als Überraschung, wenn nicht gar als Sensation303. Da-
bei war die Kandidatur Ehards in offiziellen und inoffiziellen Besprechungen sorgfältig
eingefädelt worden. Schon am 6. Dezember meldete die Schwäbische Landeszeitung,
daß Hans Ehard gute Aussichten habe, zum Regierungschef einer Koalition aus CSU,
SPD und eventuell FDP gewählt zu werden. Über die Ressortverteilung war zu lesen,
die SPD solle das Justiz-, Innen- und Arbeitsministerium erhalten, die CSU auf jeden
Fall das Kultusministerium und entweder die FDP oder die Sozialdemokratie das für
die politische Säuberung zuständige Ministerium für Sonderaufgaben. Als Wirtschafts-
minister, so berichtete das in Augsburg erscheinende Blatt, sei ein parteiloser Fach-
mann vorgesehen304. Auch wenn man im Landesausschuß der CSU, wo dieser Artikel
verlesen wurde, kaum geneigt war, den Spekulationen um Ämter und Personen Glau-
ben zu schenken305, kursierten weiterhin Gerüchte über die Person Hans Ehards und
seine politische Zukunft. Der amerikanische Generalkonsul in München, James

Der Spiegel schrieb am 4. 1. 1947 in einem Artikel mit der ironischen Überschrift „Die bayerische
Kompro-Mißgeburt": „Dabei wäre letzterer [Josef Müller], von seinem Freund Dr. Rindt vorge-
schlagen, beinah Ministerpräsident geworden, da er bei der Wahl 73 Stimmen für sich und 69 Stim-
men gegen sich hatte. 33 ungültige Stimmen aus seinen eigenen Reihen lauteten auf den Namen des
späteren Ministerpräsidenten Dr. Ehard. Sie wurden vom Landtagspräsidenten Horlacher als Nein-
Stimmen gewertet, was einen allgemeinen Tumult auslöste. Minutenlang glich der bayerische Land-
tag einem Münchener Bierkeller während des Wahlkampfes. Dann verließ Dr. Müller mit einem
Drittel der CSU-Fraktion und gefolgt von der FDP das Haus." Der Stenographische Bericht über
die zweite öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am 21. 12. 1946, S. 25, vermerkt während
des ersten und zweiten Wahlgangs lediglich dreimal „Unruhe". Vgl. auch Passauer Neue Presse
vom 23. 12. 1946: „Die neue Koalitionsregierung", und ACSP, NL Müller 225, „Ministerpräsiden-
tenwahl anders gesehen! (Berichtet von einem Zuhörer aus dem Volke)".
Vgl. Stenographischer Bericht über die zweite öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am
21. 12. 1946, S. 25. Auch Vertreter der Militärregierung machten sich über Horlachers Wahlleitung
Gedanken: IfZ-Archiv, RG 260, 15/102-2/10, Bericht Albert C. Schweizers „Political Sidelights on
Election of Bavarian Minister President" für Walter J. Muller vom 26. 12. 1946; IfZ-Archiv, RG
260, 13/150-1/4, „Report on the Session of the Landtag on 21 December 1946" vom 23. 12. 1946.
Vgl. auch zum folgenden Stenographischer Bericht über die zweite öffentliche Sitzung des Bayeri-schen Landtags am 21. 12. 1946, S. 25 f.
Vgl. Gelberg, Hans Ehard, S. 37.
Schwäbische Landeszeitung vom 6. 12. 1946: „Kabinett Ehard in Bayern".
Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 6. 12. 1946 in München, in: Protokolle
und Materialien, S. 796 f.
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R. Wilkinson, unterrichtete am 12. Dezember das Department of State in Washington
von einer Besprechung mit einem ungenannten, aber kenntnisreichen Informanten:
„Source is of the opinion that Dr. Ehard will be chosen as the Minister President of Bavaria, chie-
fly because there is no more positive person whom the left and right wings of the Union will ac-

cept now that Dr. Müller is out of the question. The CSU members of both wings are dissatisfied
with this selection but can see no alternative."306

Einen Tag später äußerte sich Alois Hundhammer gegenüber einem Vertreter der Civil
Administration Division von OMGBY ähnlich. Die von ihm angestrebte Koalitionsre-
gierung, so der Fraktionsvorsitzende, käme auf jeden Fall zustande, auch gegen den
Widerstand der Landesversammlung der CSU. Für den Fall, daß Josef Müller trotz al-
lem zum Ministerpräsidenten gewählt werden sollte, kündigte Hundhammer seine ei-
gene und die Opposition seiner Anhänger an. Weiter führte er aus, Hoegner habe er-

kennen lassen, daß er eine Kandidatur Pfeiffers nur widerwillig akzeptiere und statt

dessen Hans Ehard für das Amt des Ministerpräsidenten favorisiere307.
Damit lag Hundhammer durchaus richtig, denn als die bevollmächtigten Vertreter

der SPD am 20. Dezember mit dem Verhandlungsausschuß der CSU zusammentrafen,
gab Hoegner nicht nur die Ablehnung Pfeiffers durch die SPD-Fraktion, sondern auch
seinen eigenen Wunschkandidaten bekannt: Hans Ehard. Gleichzeitig erklärte der
scheidende Ministerpräsident, er habe in Erfahrung gebracht, daß neben den sozialde-
mokratischen Abgeordneten „auch die Fraktion der FDP und [die] WAV geschlossen
für einen Ministerpräsidenten Ehard stimmen würden". Diese von Hoegner „mit gro-
ßer Entschiedenheit vorgetragene Mitteilung", so konstatierte Franz Josef Strauß,
„machte sichtlich bestimmenden Eindruck auf die Vertreter der Union". Daraufhin
wurde der Staatssekretär, der zwei Tage zuvor in der fraktionsinternen Abstimmung
gegen Pfeiffer und Müller unterlegen war, telephonisch zu den Koalitionsbesprechun-
gen hinzugebeten308. Diese Entwicklung hatte sich bereits am Tag zuvor angebahnt309,
als sich der WAV-Vorsitzende Loritz und der SPD-Abgeordnete Hille mit Josef
E. Messmer, einem der unberechenbarsten Guérilleros im Dschungel der Führungs-
und Flügelkämpfe, zu geradezu konspirativen Gesprächen getroffen hatten. Hund-
hammer selbst scheint nach dem Scheitern des von ihm unterstützten Anton Pfeiffer
zumindest kurzfristig eine eigene Kandidatur in Erwägung gezogen zu haben. Doch
es stellte sich schnell heraus, daß der Widerstand gegen den katholisch-konservativen
„Alois mit dem Barte"310 quer durch alle Fraktionen zu stark war3".

Nachdem die Wahl Josef Müllers gescheitert war, nutzte der Fraktionsvorsitzende
die Sitzungspause nicht etwa dazu, um den für solche Fälle vorgesehenen Sonderaus-
schuß seiner Fraktion einzuberufen, sondern er trat erneut in interfraktionelle Ver-

306 IfZ-Archiv, RG 84, 747/33, James R. Wilkinson an das State Department vom 12. 12. 1946.
307 IfZ-Archiv, RG 260, 15/102-2/10, Bericht Albert C. Schweizers „Political Sidelights on Election of

Bavarian Minister President" für Walter J. Muller vom 26. 12. 1946. Zur Rolle der SPD bei der Bil-
dung des ersten Kabinetts Ehard vgl. Mehringer, Waldemar von Knoeringen, S. 304-310.

308 ACSP, NL Müller 225, Bericht über die Regierungsbildung in Bayern im Dezember 1946 vom 11.3.
1947.

309 IfZ-Archiv, ED 120 NL Hoegner 331, Bericht Josef E. Messmers über Verhandlungen mit Alfred
Loritz und Arnold Hille am 19. 12. 1946.

10 Der Spiegel vom 3. 4. 1947: „Mit dem Hundhammer. Das bayerische Sitzfleisch".
311 IfZ-Archiv, ED 120 NL Hoegner 331, Bericht Josef E. Messmers über Verhandlungen mit Alfred

Loritz und Arnold Hille am 19. 12. 1946.
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handlungen ein312. Taktisch überaus geschickt versicherten sich Vertreter der CSU
noch vor dem zweiten Wahlgang bei Kardinal Faulhaber, daß seitens der Kirche keine
Bedenken gegen den Katholiken Ehard bestanden, der nach evangelisch-lutherischer
Zeremonie geheiratet und seinen Sohn hatte protestantisch taufen lassen313. Danach
war der Weg für den vor allem von der SPD favorisierten Kompromißkandidaten
frei, der im Landtag ohne Mühe die erforderliche Stimmenzahl erreichte.

Auf Antrag Hundhammers unterbrach der Landtagspräsident die Sitzung nach der
Wahl erneut, um den künftigen Koalitionspartnern Gelegenheit zu geben, sich über
die Verteilung und Besetzung der Ministerien und Staatssekretariate zu einigen314. Die
Verhandlungsführer von CSU, SPD und WAV, die in der Staatskanzlei zusammentra-

fen, konnten zwar an die Vorüberlegungen und provisorischen Kabinettslisten an-

knüpfen, aber sowohl die Sozialdemokraten als auch die Unterhändler der WAV stell-
ten angesichts der offensichtlichen Schwäche der Unionsfraktion neue Forderungen.
Hoegner, der bei den interfraktionellen Verhandlungen das ganze Gewicht seiner Per-
sönlichkeit in die Waagschale warf, hatte neben dem Arbeits- und dem Innenministeri-
um auch den Anspruch seiner Partei auf „massgebenden Einfluss auf das Wirtschafts-
ministerium" angemeldet. Weiterhin hatte der scheidende Ministerpräsident selbstbe-
wußt erklärt, daß die SPD in einem Koalitionskabinett den stellvertretenden Minister-
präsidenten stellen müsse

-

allerdings mit erheblich erweiterten Kompetenzen
-

und
daß „sie ferner in denjenigen Ministerien, in denen die Union den Minister stelle,
selbstverständlich den Staatssekretärsposten besetzen müsse"315. Nach dem erzwunge-
nen Verzicht von Anton Pfeiffer und der Kandidatur Hans Ehards gelang es den sozi-
aldemokratischen Verhandlungsführern, den Preis für die Regierungsbeteiligung der
SPD noch einmal in die Höhe zu treiben. Neben dem Innen- und dem Arbeitsministe-
rium sowie dem Amt des stellvertretenden Regierungschefs erhielt die SPD, die der
bayerischen Unionspartei im Landtag nahezu im Verhältnis von 1:2 unterlegen war,
das Justiz- und das Wirtschaftsressort zugesprochen. Zugleich konnte sie die Staatsse-
kretariate im Landwirtschafts-, Kultus- und Sonderministerium besetzen316.

Der WAV gelang es relativ spät, auf das Personalkarussell aufzuspringen, das sich
-einmal in Gang gekommen

-

immer schneller drehte. Nach der Ablehnung Pfeiffers
durch die SPD und dem erneuten Versuch Josef Müllers, doch noch als Sieger aus

dem Rennen um das Ministerpräsidentenamt hervorzugehen, gewannen die 13 Manda-
te der WAV zunehmend an Bedeutung. Die Architekten von Ehards Koalitionsregie-
rung, die weder sichere Informationen über die Anzahl der Abgeordneten besaßen,
auf die sich der Ochsensepp in der Unionsfraktion stützen konnte, noch ausschließen
konnten, daß Müller trotz aller Vorsichtsmaßnahmen einige Stimmen aus den anderen
Fraktionen erhalten würde, boten Loritz zunächst das Verkehrsministerium an, nach-

312 ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Geheimsitzung des Müller-Flügels in der Fraktion am 9.1.
1947.

313 Vgl. Gelberg, Hans Ehard, S. 42.
314 Vgl. Stenographischer Bericht über die zweite öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am

21.12. 1946, S. 26.
315 ACSP, NL Müller 225, Bericht über die Regierungsbildung in Bayern im Dezember 1946 vom 11.3.

1947. Ein nur geringfügig anderes Bild über die Personaldebatten zeichnet StBKAH 08.70, Alois
Hundhammer, Dokumente zur Bayerischen Politik: Die Bildung des Kabinetts Ehard, undatiert.

316 ACSP, NL Müller 225, Bericht über die Regierungsbildung in Bayern im Dezember 1946 vom 11.3.
1947. Zur Haltung der SPD vgl. Mehringer, Waldemar von Knoeringen, S. 304-310.
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dem bekannt geworden war, „dass Loritz einem Konzentrationskabinett unter Ehard
beistimmen würde"317. Als sich die ebenfalls umworbene FDP jedoch auf den CSU-
Vorsitzenden als Ministerpräsidenten festgelegt hatte, sah man sich auch bei der WAV
in der Lage, Forderungen zu stellen318. Die Verhandlungsführer von CSU und SPD bil-
ligten schließlich dem demagogischen Loritz schweren Herzens das politisch heikle
Ministerium für Sonderaufgaben zu, für das zunächst Thomas Dehler, der Vorsitzende
der bayerischen Liberalen, dann der bisherige Amtsinhaber Anton Pfeiffer mit Dehler
als Staatssekretär vorgesehen war319. Angesichts dieser Konstellation blieben der CSU
neben dem Ministerpräsidenten lediglich das Kultus-, Finanz-, Landwirtschafts- und
Verkehrsressort; damit war es der SPD gelungen, ebenso viele Ministerien zu gewinnen
wie die nominelle Mehrheitspartei. Das Gewicht der CSU zeigte sich stärker bei den
Staatssekretären mit Kabinettsrang. Zehn Staatssekretäre kamen aus ihren Reihen und
sicherten der Union immerhin ein personelles Übergewicht im Ministerrat. Gleich-
wohl konnte sich am Ende der Eindruck aufdrängen, daß die Sozialdemokratie am

Verhandlungstisch „nachträglich den Wahlsieg davongetragen" hatte320.
Als Hans Ehard zwei Stunden nach seiner Wahl vor das Landtagsplenum trat, konn-

te er den Abgeordneten nur ein Rumpfkabinett präsentieren, in dem gerade bei den
Ministern und Staatssekretären, die von der CSU gestellt werden sollten, noch viele
Namen offen blieben321. Die zweistündige Unterbrechung hatte gerade gereicht, um

sich auf die Ressortverteilung zu einigen. Erst Anfang Januar 1947 war das Kabinett
komplett. Unter den Ministern und Staatssekretären der CSU dominierten die Ge-
folgsleute Hundhammers, der Müller-Flügel war an den Rand gedrängt322. Daß Josef
Müller selbst in die Koalitionsregierung eintreten würde, konnte nach dem Verlauf
der Regierungsbildung niemand ernsthaft erwarten. Auch von seinen Mitstreitern
fand sich keiner unter den Ministern; mit Willi Ankermüller im Innenministerium so-

wie Lorenz Sedlmayr und Hugo Geiger im Wirtschaftsministerium waren lediglich
drei Vertreter des Müller-Flügels zu Staatssekretären ernannt worden. Zwar gehörten
sämtliche Regierungsmitglieder der CSU qua Amt auch dem Landesvorstand der Par-
tei an, von den Mitgliedern des geschäftsführenden Landesvorstands aber, dem Ner-
venzentrum der CSU, saß lediglich Lorenz Sedlmayr am Kabinettstisch.

e) Am Rande der Spaltung: Die Tagung des Landesausschusses am 3. Januar 1947

Als Einzelheiten über die Regierungsbildung und die vorläufige Kabinettsliste bekannt
wurden, brach in der CSU ein Sturm der Entrüstung los. Nicht nur die Wahl eines in
der Bevölkerung kaum bekannten Überraschungskandidaten, sondern vor allem die

317 ACSP, NL Müller 225, Bericht über die Regierungsbildung in Bayern im Dezember 1946 vom 11.3.
1947.

3,8 Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle und
Materialien, S. 983 (Alois Hundhammer).

319 StBKAH 08.70, Alois Hundhammer, Dokumente zur Bayerischen Politik: Die Bildung des Kabi-
netts Ehard, undatiert.

320 ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Geheimsitzung des Müller-Flügels in der Fraktion am 9. 1.
1947 (August Haußleiter).

21 Vgl. Stenographischer Bericht über die zweite öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags am
21.12. 1946, S. 26 f.

322 Eine Kabinettsliste ist abgedruckt in: Baer, Ministerpräsidenten, S. 271.
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Ressortverteilung, die sichtlich nicht der nominellen Stärke der Union im Landtag ent-

sprach, löste Unverständnis und Erbitterung aus. Als Michael Horlacher den Mitglie-
dern des Landesausschusses erklärte, die CSU besetze in der neuen Regierung doch
wesentliche Positionen, erntete er nichts als Gelächter323. Auch bei denen, die nicht
zu den Anhängern Josef Müllers zählten, stieß die Besetzung der als besonders wichtig
eingestuften Ministerien für Inneres und für Wirtschaft mit Vertretern der Sozialdemo-
kratie auf wenig Gegenliebe. Daß man das zweischneidige Schwert der politischen
Säuberung in die Hände der vielleicht skurrilsten Persönlichkeit gelegt hatte, die Bay-
ern in den ersten Nachkriegsjahren hervorgebracht hatte, grenzte in den Augen vieler
Beobachter an einen Skandal, dessen Folgen noch nicht abzusehen waren. Der Zorn
derer, die sich innerhalb der CSU ausmanövriert und an den Rand gedrängt sahen,
richtete sich primär gegen Alois Hundhammer und seinen altbayerischen Anhang, die
man für die Misere verantwortlich machte324. Hermann Strathmann sprach denjenigen
aus der Seele, die beim Kampf um die Regierungsmacht unterlegen waren, als er vor

den Mitstreitern des Parteivorsitzenden in der CSU-Fraktion ausrief: „Wir sind betro-
gen worden. Man hat uns hinters Licht geführt."325 Josef Müller drückte es ähnlich aus:

„Wir sind überspielt worden in brutaler Weise."
Es ist nicht verwunderlich, daß in dieser Situation schnell Gerüchte über eine bevor-

stehende Spaltung der CSU die Runde machten. Zwar versicherten Müller und Hund-
hammer kurz nach der Wahl Hans Ehards, von einer drohenden Spaltung könne keine
Rede sein326, aber das Nachrichtenmagazin Der Spiegel zitierte Josef Müller in der er-

sten Ausgabe des Jahres 1947 mit den Worten, „er rechne damit, daß die CSU mit
zwei Fraktionen im Landtag erscheinen werde"327.

Während sich die Abgeordneten der CSU auf ein geruhsames Weihnachtsfest ein-
stellten, liefen in der Landesgeschäftsstelle die Vorbereitungen für eine außerordentli-
che Sitzung des Landesausschusses auf Hochtouren. Am 23. Dezember ging telepho-
nisch die Empfehlung an die Bezirks- und Kreisverbände, „zwecks Klärung der
Lage" eine Sitzung des Landesausschusses oder gar die Einberufung der Landesver-
sammlung zu fordern. Zudem sollten die Kreisverbände veranlaßt werden, bei ihren
Landtagsabgeordneten gegen Verlauf und Ergebnis der Regierungsbildung zu prote-
stieren. Die in aggressivem Ton gehaltenen Empfehlungen der Landesleitung gingen je-
doch noch wesentlich weiter:

IfZ-Archiv, RG 260, 13/150-3/10, vertraulicher Bericht über die Sitzung des Landesausschusses der
CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, ungezeichnet, undatiert.
IfZ-Archiv, RG 260, 15/102-2/10, Comments of Political Leaders Throughout Bavaria on the New
Government, ungezeichnet, undatiert.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Geheimsitzung des Müller-Flügels in der Fraktion am 9.1.
1947; das folgende Zitat ebenda.
IfZ-Archiv, RG 260, 15/102-2/10, Bericht Albert C. Schweizers „Political Sidelights on Election of
Bavarian Minister President" für Walter J. Muller vom 26. 12. 1946.
Der Spiegel vom 4. 1. 1947: „Die bayerische Kompro-Mißgeburt". In einem „Gedanken zur Lage"überschriebenen Papier aus dem Umkreis Josef Müllers vom 24. 12. 1946 hieß es: „Wir gehen in
die parlamentarische Opposition, und zwar in der Form einer fortschrittlichen konstruktiven Oppo-sition nach englischem Muster. Wir arbeiten mit sachlichen Argumenten und bekämpfen die derzei-
tigen Methoden persönlicher Diffamierung. Unser Teil der Fraktion arbeitet aufs Engste mit der
Partei zusammen. [.

.

.] Parteiapparat wird weiter ausgebaut. Intensive Bearbeitung der Wahlkreise
(Oberbayern). Starke Propagandatätigkeit [.. .] Geistige Erneuerung der Union." BAK, NL Probst
616.
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„Gleichzeitig Forderung auf Ausschluss der Fraktionsmitglieder, die gegen Dr. Müller gestimmt
haben und für das Kabinett Ehard, weil diese den klaren Willen der Mehrheit der Union, wie er
sich in den Eichstätter EntSchliessungen bekundete, missachtet und damit den Boden der Union
verlassen haben. Die Union kann keine Regierung billigen, in der ein Mann wie Loritz Minister
ist und die wesentlichen Ministerien (Innen-, Wirtschafts-, Arbeits- und [[Justizministerium) an

die Sozialdemokraten ausgeliefert wurden. Neue Regierung ist keine von der Union verantwort-
lich getragene Regierung, sondern ein verstärktes Kabinett H[oe]gner unter täuschender Fir-
ma."328

Die Zeichen standen ganz offensichtlich auf Sturm. Wenn die Führungsgremien der
Partei die Eröffnung von Parteiausschlußverfahren gegen einen Teil der Abgeordneten
beschlossen oder der von Hans Ehard geführten Koalitionsregierung offiziell die Un-
terstützung versagten, dann war die Spaltung der Unionsfraktion und damit auch die
Spaltung der Partei kaum noch aufzuhalten.

Als sich die Mitglieder des Landesausschusses am Vormittag des 3. Januar 1947 im
Augsburger Hotel Pfälzer Hof zusammenfanden, war die Spannung, die über der ge-
samten Tagung lag, mit Händen zu greifen. Es war den Delegierten durchaus bewußt,
daß möglicherweise die „Todesstunde der Union" geschlagen hatte und daß es an ih-
nen lag, die Einheit der Partei zu wahren oder „die Union sterben [zu] lassen"329. Die
Tagesordnung bot beiden Seiten genügend Raum, um die Wahl des Ministerpräsiden-
ten und die Bildung des Kabinetts aus ihrer Sicht darzustellen. Dabei sah sich Michael
Horlacher schon früh gezwungen, die Landtagsfraktion in Schutz zu nehmen. Er wie-
derholte seine Ansicht, daß Parteien in einer demokratischen Gesellschaft lediglich
Kandidaten aufzustellen und Wahlkämpfe zu bestreiten hätten, während die gewählten
Volksvertreter dazu berufen seien, nach ihrem Gewissen über alle Fragen der Politik,
insbesondere aber über Personalfragen, zu entscheiden. In diesem Sinne interpretierte

ACSP, CSU-LL, Notiz über telephonische Mitteilungen an die Kreis- und Bezirksverbände vom
23.12. 1946. Zur empörten Reaktion ganzer Kreisverbände und einzelner CSU-Politiker IfZ-Archiv,
Fh 56, CSU-Kreisverband Coburg an die Landesleitung vom 23. 12. 1946; BAK, NL Probst 616,
CSU-Kreisverband Hammelburg, gez. Adam Kaiser, an die CSU-Landesleitung vom 30. 12. 1946;
ACSP, NL Müller 164, Maria Deku an Josef Müller vom 23. 12. 1946; NL Müller 198, Vitus Heller
an Josef Müller vom 24. 12. 1946; NL Müller 107, Franz Xaver Butterhof an Josef Müller vom
25. 12. 1946; NL Müller 225, Hans Hermann von Eicken an Josef Müller vom 23. 12. 1946; NL Mül-
ler 410/6, Max und Hans Steiger an Josef Müller vom 28. 12. 1946; NL Müller 107, Wilhelm Arnold
an Josef Müller vom 29.12. 1946; NL Müller 155, Otto Bogendörfer an Josef Müller vom 16. 1.
1947. Als symptomatisch für die Stimmung unter den Anhängern Josef Müllers kann ein Schreiben
Paul Nerreters an den Parteivorsitzenden vom 6. 1. 1947 (NL Müller 410/5) gelten, in dem es heißt:
„Ich habe in diesen Wochen mit sehr vielen Leuten gesprochen und überall meine Ansicht als richtigbestätigt bekommen: Wenn Dr. Müller jetzt ein Oppositionsführer von Churchillschem Format
wird, dann wird er in kurzer Zeit die beliebteste politische Persönlichkeit Bayerns, ja Süddeutsch-
lands sein. Nur wird es notwendig sein, daß der Trennungsstrich gegenüber Dr. Hundhammer bald
deutlich gezogen wird, weil sich sonst die Öffentlichkeit nicht mehr auskennt und, wenn von der
Christlich-Sozialen Union die Rede ist, nicht mehr weiß, welche von beiden Unionen gemeint sein
soll. [.

.

.] Grundverkehrt wäre es m. E., wenn Sie mit den Ihnen nahe stehenden Abgeordneten aus-
treten würden. Denn: Wer geht, bleibt in der Minderheit. Sehen Sie daher zu, daß Sie den GmbH-
Mantel der Union für sich behalten und Dr. Hundhammer hinausdrängen. Das einfachste Mittel
wäre, Dr. Hundhammer wegen Ignorierung der Eichstätter Beschlüsse vor das Parteigericht der
Union zu zitieren. Geht er dann nicht schon freiwillig aus Verärgerung, dann müßte er wegen Ver-
stoßes gegen die Parteidisziplin ausgestoßen werden. Damit, daß er nicht allein geht, müssen wir
rechnen. Man könnte sich dann in aller Freundschaft trennen, und wenn die Ausscheidenden sich
unter dem Namen ,Bayerische Volkspartei' neu zusammenfinden, dann würde das die Situation nur
klären."
Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle und
Materialien, S. 1002 (Gerhard Kroll) und S. 996 (Josef Kronthaler).
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der Landtagspräsident die als Richtlinien für die Arbeit der Abgeordneten gedachten
Beschlüsse der Landesversammlung vom 15. Dezember 1946 nicht als bindende Maxi-
men, sondern lediglich als Empfehlungen330. Die Gegenposition formulierte einmal
mehr der Parteivorsitzende selbst, der die Fraktion als „Sprachrohr" der CSU im Par-
lament bezeichnete331.

Als die Vertreter der Bezirksverbände aufgefordert wurden, über die Stimmungslage
in ihren Regionen zu berichten, erklärten lediglich Alois Hundhammer und Heinrich
Krehle, die beide der Staatsregierung angehörten, Wähler und Mitglieder der CSU in
Oberbayern und München stünden hinter der Koalitionsregierung unter Ehards Füh-
rung332. Alle anderen Bezirksverbände, darunter auch Niederbayern und die Ober-
pfalz, lehnten das „Kabinett Ehard-Hoegner-Loritz" mit mehr oder weniger scharfen
Worten ab. Als dessen entschiedenste Gegner zeigten sich die Sprecher der vier fränki-
schen Bezirksverbände, aus deren Worten immer wieder Mißtrauen und Unverständ-
nis gegenüber dem südbayerischen Teil der CSU sprach333. Karl Sigmund Mayr kün-
digte an, ein großer Teil der mittelfränkischen Abgeordneten werde aus der bayeri-
schen Unionspartei austreten334; in einem vertraulichen Bericht über die Landesaus-
schußsitzung hieß es sogar, die Vertreter Frankens hätten verlauten lassen, daß „sie
sich der CDU [Jakob] Kaisers anschliessen wollten"335. Was die Delegierten aus den
mehrheitlich protestantischen Regionen Frankens besonders erbitterte, war die Tatsa-
che, daß die nach eigenem Anspruch interkonfessionelle CSU kein Regierungsmitglied
evangelisch-lutherischen Glaubens stellte. Als Hundhammer darauf verwies, daß mit
dem Sozialdemokraten Claus Pittroff doch ein Protestant das Amt des Staatssekretärs
im Kultusministerium bekleide, kam es über diese Frage zum offenen Eklat. August
Haußleiter erwiderte erregt: „Heute habe ich erlebt, daß mir von einem Parteifreund
der Christlich-Sozialen Union der Sozialdemokrat Pittroff als evangelischer Vertreter
im Kultusministerium vorgerechnet wird. Da sage ich Ihnen, meine Damen und Her-
ren, das ist der Bruch der Union. Da machen wir nicht mit." 336

Bei aller Schärfe der verbalen Auseinandersetzung und bei allen persönlichen An-
griffen fällt auf, daß es die Redner weitgehend vermieden, Kritik an Hans Ehard zu

üben. Der neue Ministerpräsident, der bisher in den Führungsgremien der Partei nur

selten das Wort ergriffen hatte, führte sich mit einer zur Mäßigung und zur sachli-
chen Arbeit mahnenden Rede ein, die schon einiges von dem ausgleichenden Tempe-

Ebenda, S. 965-976.
Ebenda, S. 986.
Ebenda, S. 983 ff. (Alois Hundhammer) und S. 990 f. (Heinrich Krehle).
Ebenda, S. 991-995 (Konrad Kubier), S. 996 ff. (J°sef Kronthaler), S. 998 f. (Otto Weinkamm),
S. lOOOf. (Georg Gamperl), S. 1001-1004 (Gerhard Kroll), S. 1004f. (Karl Sigmund Mayr),
S. 1005 ff. (Alfred Euerl) und S. 1008 ff. (Franz Ludwig Sauer).
Karl Sigmund Mayr vor dem Landesausschuß: „Wir haben in Mittelfranken die Koalitionsbildung
als einen Schlag empfunden, von dem wir uns kaum erholen können. Ich muß die Stimmung gerade-
zu als schmerzlich bezeichnen. [.

.

.] Ein großer Teil der [evangelischen] Abgeordneten beabsichtigt,
aus der CSU auszutreten. Und noch etwas: Unsere evangelischen Wähler fühlen sich nicht nur über-
spielt, der größte Teil von ihnen sagt: Wir wurden übertölpelt von einer Gruppe von Politikern, die
früher der Bayerischen Volkspartei angehört haben und die willens sind, diese alte Politik in neuer

Auflage wieder aufleben zu lassen." Ebenda, S. 1004 f.
IfZ-Archiv, RG 260, 13/150-3/10, vertraulicher Bericht über die Sitzung des Landesausscbusses der
CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, ungezeichnet, undatiert.
Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle und
Materialien, S. 1059.
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rament verriet, das für die CSU in den folgenden Jahren so unverzichtbar werden
sollte337.

Die Entschließungsanträge, die Gerhard Kroll und August Haußleiter in der ent-

scheidenden Phase der Debatte einbrachten, trugen den Keim der Spaltung in sich.
Kroll forderte die Delegierten auf, für eine „sofortige Umbesetzung des Bayerischen
Kabinetts", insbesondere des Innen- und des Wirtschaftsministeriums, zu stimmen.
Weiter hieß es in der Resolution lapidar: „Das Kabinett in der jetzigen Zusammenset-
zung hat nicht das Vertrauen der Christlich-Sozialen Union." August Haußleiter ging
noch einen Schritt weiter; er formulierte nicht einmal Vorschläge oder Bedingungen
für den Erhalt der Parteieinheit. Seine Resolution sah ganz einfach vor, dem Koaliti-
onskabinett das Mißtrauen auszusprechen338.

Es lag auf der Hand, daß ein offener Bruch in der Partei unvermeidlich sein würde,
falls der Landesausschuß einem dieser Entschließungsanträge seine Zustimmung erteil-
te339. Aber gleichsam im letzten Moment schien sich eine Alternative anzubahnen. Eu-
gen Rindt, eine der wichtigsten Stützen Josef Müllers in der Fraktion, unterbreitete
den Delegierten den Vorschlag, offensichtliche Disparitäten in der Zusammensetzung
des Ministerrats dadurch auszugleichen, daß noch unbesetzte Stellen und Ämter aus-

schließlich an Mitglieder der CSU vergeben würden, genauer gesagt an die bisher nicht
vertretenen Mitstreiter Josef Müllers340. Nachdem Horlacher und Hundhammer ihre
Zustimmung unter der Bedingung signalisiert hatten, daß Umbesetzungen an der Spit-
ze einzelner Ressorts unmöglich seien341, entwarf Rindt zusammen mit Delegierten aus

Augsburg und Schwaben folgenden Entschließungsantrag:
„Der Landesausschuß sieht in der gegenwärtigen Zusammensetzung der Regierung nicht den Ein-
fluß der CSU als stärkster Partei Bayerns hinsichtlich der politischen Führung in der notwendigen
Weise gewahrt. Trotzdem ist er entschlossen, die christliche und soziale Politik entsprechend der
grundsätzlichen Haltung der Union durchzusetzen. Infolgedessen ist er der Auffassung, daß das
Kabinett Ehard angesichts der großen Notlage unseres Volkes unterstützt werden muß. Unab-
dingbare Voraussetzung hierfür ist aber, daß durch entsprechende Besetzung der verschiedenen
Stellen, vor allem innerhalb des Kabinetts, die politische Führung der CSU eindeutig sichergestellt
wird. Die neu oder umzubesetzenden Stellen sind der bisher nicht vertretenen Richtung der CSU
offenzuhalten."342

Auf diese Initiative, Regierungskrise und Parteispaltung durch einen geschickten
Schachzug gleichermaßen zu vermeiden, war weder Josef Müller noch sein Anhang
vorbereitet343. Für manche kam Rindts Vorschlag so überraschend, daß in den näch-
sten Tagen das Gerücht die Runde machte, der stellvertretende Vorsitzende der Land-
tagsfraktion habe sich bestechen lassen oder zumindest Absprachen mit der Gegensei-
te getroffen344. Josef Müller selbst scheute sich zwar nicht, seinen Standpunkt nach-

Ebenda, S. 1015-1020.
Ebenda, S. 1051 (Gerhard Kroll) und S. 1051 f. (August Haußleiter).Ebenda, S. 1054 (Alois Hundhammer).
Ebenda, S. 1045-1048.
Ebenda, S. 1051 f.
Ebenda, S. 1056.
Zur offiziellen Reaktion auf die Augsburger Beschlüsse vgl. Mitteilungen der Christlich-Sozialen
Union vom 11. 1. 1947: „Bedenken gegen die Regierung. Trotzdem Unterstützung durch die Union
-

Der Landesausschuß tagte".
IfZ-Archiv, Fh 56, CSU-Kreisverband Coburg an Eugen Rindt vom 6. 1. 1947; ACSP, CSU-LTF I,
15-14, Protokoll der Geheimsitzung des Müller-Flügels in der Fraktion am 9. 1. 1947.
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drücklich zu vertreten, in seiner Eigenschaft als Parteivorsitzender und Versamm-
lungsleiter mußte er jedoch zumindest offiziell bemüht sein, eine weitere Eskalation
der Auseinandersetzungen zu vermeiden. Im Innersten aber war er durchaus konflikt-
bereit, und der scheinbare Königsweg zu einer Überbrückung der schärfsten Gegen-
sätze, wie ihn der Antrag Eugen Rindts aufzeigte, entsprach ganz und gar nicht seinen
Vorstellungen345. Im Kreise seiner Vertrauten gab er später offen zu, welchen der Ent-
schließungsanträge er präferiert hätte: den scharf formulierten Antrag Gerhard
Krolls346.

Die Mitglieder des Landesausschusses waren aber nicht bereit, die Einheit der Partei
ernstlich zu gefährden. Mit 53 gegen 48 Stimmen bei vier Enthaltungen lehnte es der
Landesausschuß ab, auf den Vorschlag August Haußleiters einzugehen und dem Kabi-
nett Ehard offiziell das Mißtrauen auszusprechen347. Die Resolution Gerhard Krolls
scheiterte dagegen an der hauchdünnen Mehrheit von nur einer Stimme; bei zwei Ent-
haltungen stimmten 52 Delegierte mit Nein und nur 51 mit Ja. Die ernsten, aber ver-

söhnlichen Worte Eugen Rindts hatten die Delegierten sichtlich beeindruckt und ihnen
mehrheitlich das Bewußtsein vermittelt, daß eine Einigung doch noch zu erreichen
sei. 59 Mitglieder des Landesausschusses sprachen sich für den Entschließungsantrag
Rindts aus, 42 dagegen, drei Delegierte enthielten sich der Stimme.

Damit war die drohende Spaltung der CSU zwar vorerst verhindert worden, eine
wirkliche Lösung der Konflikte war jedoch auch jetzt nicht in Sicht; man hatte ledig-
lich Zeit gewonnen. Besonders für Josef Müller und seinen Anhang war das Ergebnis
der Landesausschußsitzung eine Enttäuschung. Müller selbst sprach offen von einer
„Niederlage"348, und ein Mitarbeiter der Landesgeschäftsstelle, der an der Tagung teil-
genommen hatte, notierte scharfsichtig, daß der Landesausschuß dem Parteivorsitzen-
den erstmals die Gefolgschaft verweigert habe349. Tatsächlich hatte Müller keines von

den gesteckten Zielen erreicht. Es war weder gelungen, sich öffentlichkeitswirksam
von den Ergebnissen der Regierungsbildung zu distanzieren, noch den Regierungsflü-
gel der Landtagsfraktion und die Kabinettsmitglieder der CSU durch konkrete Forde-
rungen unter Druck zu setzen. Statt dessen enthielt die „wachsweiche Resolution" Eu-
gen Rindts eine Anerkennung der umstrittenen Koalitionsregierung, ohne daß die Ge-
genseite verbindliche Zusagen gemacht hatte. Ob der Versuch, eine Integration der wi-
derstreitenden Gruppierungen durch eine nachträgliche Regierungsbeteiligung des
Müller-Flügels zu erreichen, wirklich praktikabel war, mußte sich erst erweisen.

Entsprechend negativ fiel auch die Manöverkritik des Landessekretariats aus. Die
Mehrheit habe in Augsburg vor Hundhammer und seinen Parteigängern kapituliert,
hieß es, und man habe es versäumt, „endgültig Fraktur zu sprechen". Das Ergebnis
der Tagung sei „eine bitterfe] Enttäuschung für diejenigen, die noch Ideale in der Uni-

Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle und
Materialien, S. 1050 f.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Geheimsitzung des Müller-Flügels in der Fraktion am 9.1.
1947. Müllers Verhandlungsführung war auch unter seinen Anhängern nicht unumstritten, wie ein
Schreiben Adolf Konrads vom 12. 1. 1947 zeigt; ACSP, NL Müller 410/4.
Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle und
Materialien, S. 1056; das folgende nach ebenda, S. 1056 f.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Geheimsitzung des Müller-Flügels in der Fraktion am 9.1.
1947.
ACSP, CSU-LL, Aktennotiz Emil Rettingers vom 4. 1. 1947; die folgenden Zitate ebenda.
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on erblicken, ein weiterer Sieg für die Kuhhandelspolitik und als letztes eine weitere
Verzögerung der dringend notwendigen Klärung". Auch das taktische Vorgehen des
Parteivorsitzenden und seiner Mitstreiter wurde kritisiert. Das bis dahin scheinbar rei-
bungslos funktionierende System der Vorabsprachen und verdeckten Regieanweisun-
gen hatte in Augsburg tatsächlich versagt. Anders ist es kaum zu erklären, daß mit
Haußleiter, Kroll und Rindt drei enge Mitarbeiter des Landesvorsitzenden unabhängig
voneinander Entschließungsanträge einbrachten, anstatt sich auf gemeinsame Forde-
rungen zu einigen350.

Nachdem die Augsburger Tagung die Lage etwas beruhigt hatte, verlagerte sich die
Auseinandersetzung wieder in die Landtagsfraktion. Am Morgen des 9. Januar trafen
sich die Anhänger des Parteivorsitzenden in der Unionsfraktion zu einer Geheimsit-
zung, um teils niedergeschlagen, teils aggressiv über ihr weiteres Vorgehen zu bera-
ten351. August Haußleiter, der gemeinsam mit Josef Müller den Vorsitz führte, gab die
Richtung vor. Er forderte die anwesenden Abgeordneten auf, Bedingungen für eine Ei-
nigung mit dem Regierungsflügel der eigenen Fraktion zu formulieren und sich dabei
auf die Beschlüsse des Landesausschusses zu berufen. Außerdem riet er dazu, Überle-
gungen für den Fall anzustellen, daß die Gegenseite diese Bedingungen ablehnte. We-
der Haußleiter noch Müller machten allerdings einen Hehl daraus, daß sie mit der Re-
solution Rindts unzufrieden waren, und der Parteichef wischte die Argumente des Be-
zirksvorsitzenden von Augsburg und Schwaben sogar mit wenigen Worten vom Tisch.
Zugleich interpretierte er seine Rolle und die Rolle seiner Anhänger in der Fraktion
neu:

„Wir müssen heute die Union als solche repräsentieren, dadurch dass wir klar stellen, die Regie-
rung ist [k]eine Regierung der Union, damit wir nicht verantwortlich gemacht werden dafür,
dass die SPD nachträglich den Wahlsieg davongetragen hat. Für mich als Vorsitzender besteht
die Aufgabe, die Union noch fester zu stellen als sie steht. Ich muß viel mehr herausgehen.

. .

.

Die Union als solche muss stark bleiben. Wir müssen uns klar werden, wenn Sie eine eigene Op-
positionsgruppe [in] der Fraktion bilden, dann kann nicht mehr der Oppositionsführer der Partei-
vorsitzende sein. Ich muss die Möglichkeit des Ausgleichs haben. Sie sollten nicht weich werden.
Das Volk draussen muss sehen, dass innerhalb der Fraktion eine Gruppe ist, die das Parteipro-
gramm unter allen Umständen gewahrt wissen will. Wir müssen von unserem Flügel aus zeigen,
was wir unter konstruktiver Opposition verstehen. Ich wollte in Augsburg versöhnend wirken.

0 Den Mangel an Koordination bestätigte wenig später Eugen Rindt selbst, als er sich im kleinen Kreis
mit den Worten verteidigte, er habe seine Initiative nicht „als Aktion gegen Müller" verstanden, son-
dern geglaubt, damit dem Willen des Landesvorsitzenden zu entsprechen. ACSP, CSU-LTF 1,15-14,
Protokoll der Geheimsitzung des Müller-Flügels in der Fraktion am 9. 1. 1947.

1 Schon am 26. 12. 1946 hatte August Haußleiter in einem Schreiben an Franz Liedig gefordert, eine
solche Sitzung „auf Wunsch der Mehrheit des Fraktionsvorstandes (Rindt, Sühler, Haussleiter,Probst)" einzuberufen. Weiter hieß es in dem Schreiben: „Die Bildung der Regierung Ehard hat
hier einen niederschmetternden Eindruck gemacht. Alles will aus der Union flüchten. Gerade die
zuverlässigsten Leute sind am enttäuschtesten. [.

.

.] In dieser Lage muss die Union als Partei offen
in die Opposition gehen. Sie muss die volle Schuld auf eine kleine Gruppe von Strebern in der Frak-
tion schieben, die der persönliche Ehrgeiz veranlasst hat, gegen den Willen der Partei zu handeln.
[.. .] Gleichzeitig müssen wir unseren fortschrittlichen Charakter mit aller Schärfe herausarbeiten.
In unserer oberfränkischen Presse wird Hundhammer bereits als der Führer ,des gemässigten Flü-
gels' der Union bezeichnet. Wir müssen nun mit aller Klarheit Hundhammer als Monarchisten und
Separatisten herausstellen." ACSP, NL Müller 225. Haußleiter sprach davon, daß er „40^15 Freunde
eingeladen" habe. ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Geheimsitzung des Müller-Flügels in der
Fraktion am 9. 1. 1947. Aus dem Protokoll der Sitzung lassen sich elf Abgeordnete als Redner ermit-
teln, dazu Johannes Semler, der über Fragen der Wirtschaftspolitik referierte. Das folgende nach dem
Protokoll dieser Geheimsitzung.
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Man soll erst mit ruhigen Nerven und sachlicher Überlegenheit alle Möglichkeiten wahrnehmen,
dass die Schuld nicht auf unserer Seite liegt. Deshalb werde ich versöhnend wirken. Die Union
ist abhängig davon, ob Franken stark bleibt und herausgeht. Wir müssen auf Franken Rücksicht
nehmen, weil sonst in Franken andere Parteien vorstossen werden und uns schwächen werden.
Und gerade in Rücksicht darauf dürfen Sie Ihrerseits nicht weich werden. Wenn ich ausgleiche,
darf nicht jeder ausgleichen. Das ist der Fehler. Ich habe in der Staatspräsidenten-Frage den Op-
positionsführer gemacht, um zu zeigen, dass wir fortschrittlich sind. [.

.

.] Wir werden die Union
durchreissen, das ist die Aufgabe unseres Flügels."
Die Spaltung der Partei stand damit nicht mehr auf der Tagesordnung, zumindest nicht
mehr ganz oben. Statt dessen hatten sich die Abgeordneten, die die politische Linie des
Landesvorsitzenden unterstützten, vorgenommen, sich gleichsam als Fraktion in der
Fraktion zu organisieren und durch geschlossenes Handeln ihre zahlenmäßige Unter-
legenheit auszugleichen. Wie lange dieser Zustand der inneren Opposition dauern soll-
te, war ungewiß. August Haußleiter rief den anwesenden Parlamentariern jedoch
kämpferisch zu: „Die Regierung wird scheitern und zugrunde gehen."

Schon dieser Slogan verhieß nichts Gutes. Dies galt auch für die Behauptung Hauß-
leiters und Müllers, daß die Beschlüsse der Augsburger Tagung durch weitere Zusagen
an die SPD gebrochen worden und noch immer keine Verhandlungen über die Vor-
schläge Rindts zustande gekommen seien, und es galt erst recht für die Absicht Max
Zwicknagls, dem Kabinett Ehard aus diesem Grund im Landtag die Gefolgschaft zu

verweigern. Eine Einigung in der Unionsfraktion und damit in der CSU insgesamt
schien wieder in weite Ferne gerückt.

Als die Landtagsfraktion am Nachmittag des 9. Januar zu ihrer planmäßigen Sitzung
zusammentrat, erlebten die konfliktbereiten Abgeordneten der fraktionsinternen Op-
position jedoch eine Überraschung. In einem sachlichen Referat, das frei von persönli-
chen Angriffen war, informierte Ministerpräsident Ehard die Abgeordneten über die
bevorstehende Ergänzung des Kabinetts. Unter den Personalvorschlägen, die Ehard
der Fraktion unterbreitete, fanden sich auch die Namen von Willi Ankermüller,
Hugo Geiger und Lorenz Sedlmayr, die Josef Müller nahestanden und als Staatssekre-
täre ins Innen- bzw. ins Wirtschaftsministerium berufen werden sollten. Darüber hin-
aus gab der Ministerpräsident bekannt, daß in der Frage des zwischen CSU und SPD
umstrittenen Staatssekretariats für Flüchtlingsfragen noch keine Entscheidung gefallen
sei352. Selbst Max Zwicknagl sah sich genötigt, das Vorgehen Ehards zu loben, was ihn
jedoch nicht daran hinderte, im Namen der fraktionsinternen Opposition den Bruch
der Augsburger Beschlüsse festzustellen, da bisher weder echte Zugeständnisse ge-
macht noch offizielle Verhandlungen mit dem Müller-Flügel der Fraktion eingeleitet
worden seien.

Im Laufe der weiteren Debatte erzwang August Haußleiter mit einem Geschäfts-
ordnungsantrag eine Abstimmung über die ergänzte Kabinettsliste. Das Votum der
Abgeordneten zeigte, daß die Unionsfraktion in ihrer Haltung zum Kabinett Ehard
nach wie vor tief gespalten war und daß Unzufriedenheit und Enttäuschung über den
Kreis der Anhänger Josef Müllers hinausgingen. Lediglich 41 Mitglieder der Fraktion
waren bereit, im Landtag für die Regierung zu stimmen, 41 sprachen sich dagegen
aus, acht Abgeordnete enthielten sich. Damit schien nicht nur der Regierungschef, son-

ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 9. 1. 1946; das folgende nach dem Pro-
tokoll dieser Fraktionssitzung.
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dem auch der Fraktionsvorsitzende, der das Abstimmungsergebnis sofort zur gehei-
men Kommandosache erklärte, die Mehrheit in der Landtagsfraktion verloren zu ha-
ben. Haußleiter stellte triumphierend fest: „Die Abstimmung 41:41 bedeutet eine Nie-
derlage. Mithin kann nur über eine Umbesetzung und Veränderung dieses Kabinetts
verhandelt werden."

Doch die Vorstellung, die Ergebnisse der Regierungsbildung könnten grundlegend
revidiert werden, erwies sich schnell als Illusion. Mit den Worten, ,,[w]enn wir
41 Stimmen für Ehard haben, so ist für mich die Sache im Plenum erledigt", kündigte
Landtagspräsident Horlacher unmißverständlich an, daß die Koalition mit der SPD
und der WAV auch gegen den Willen der Fraktionsmehrheit fortgesetzt würde. Ohne
konkrete Beschlüsse gefaßt zu haben, vertagten sich die Abgeordneten nach ermüden-
den Diskussionen und Aussprachen im kleinen Kreis spät am Abend auf den nächsten
Tag.

Auf der Tagesordnung der für den 10. Januar angesetzten Plenarsitzung des Land-
tags stand neben einer Regierungserklärung des Ministerpräsidenten auch die Abstim-
mung über das ergänzte Kabinett. Zuvor bemühten sich die Mitglieder der Landtags-
fraktion weiter um eine Klärung der verfahrenen Situation. Diesmal stand die Diskus-
sion jedoch unter anderen Vorzeichen. Als Gerhard Kroll ankündigte, vor dem Land-
tag zu erklären, warum ein Teil der Unionsfraktion der Regierung ihre Unterstützung
verweigere, erwiderte Lacherbauer: „Wenn wir heute das Schauspiel bieten, dass wir
verschiedene Meinungen äussern, dann bilden wir zwei Fraktionen."353 Alois Schlögl
und Joseph Baumgartner drohten der fraktionsinternen Opposition für diesen Fall
mit der Spaltung der Partei. Darauf ließen es weder der Landesvorsitzende noch seine
Mitstreiter ankommen. Als im Landtag über das Kabinett Ehard abgestimmt wurde,
kam es zu keiner weiteren Kraftprobe. Ein erheblicher Teil der Unionsfraktion blieb,
der Abstimmung entweder fern oder enthielt sich zusammen mit den Abgeordneten
der FDP der Stimme354.

7. „Wenn Ihr den Krieg wollt, könnt Ihr ihn haben"355!
Das Verhältnis von Partei und Fraktion bis zum Sommer 1947

Damit war die Regierungsbildung zwar weitestgehend abgeschlossen, die innerparteili-
che Situation beruhigte sich jedoch nur langsam, und das Verhältnis zwischen Partei-
führung und Fraktionsmehrheit blieb überaus problematisch. Die Empörung über das
Kabinett Ehard und seine Entstehungsgeschichte schlug in der CSU hohe Wellen. In
den Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union erschienen polemische Kommentare,
die wenig geeignet waren, die vergiftete Atmosphäre zu bereinigen356. Auch in vielen

ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 10. 1. 1946; das folgende nach dem
Protokoll dieser Fraktionssitzung.
Vgl. Stenographischer Bericht über die dritte öffentliche Sitzung des Bayerischen Landtags, S. 31 f.
ACSP, CSU-LTF I, 3-01, Aufstellung über das Abstimmungsverhalten der Mitglieder der CSU-
Fraktion während der Plenarsitzung des Landtags am 10. 1. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 29. 1. 1947 (August Haußleiter).
Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union vom 11. 1. 1947: „Boches, Saupreußen und Bajuvaren.Die verratenen Flüchtlinge". Zu den Auseinandersetzungen, die dieser von Joseph Koenig verfaßte
Artikel in der CSU auslöste, vgl. BayHStA, NL Ehard 887, Alois Hundhammer an Josef Müller
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Kreis- und Bezirksverbänden herrschte Aufruhr; insbesondere in Franken kehrte keine
Ruhe ein. Nach teilweise hitzigen Diskussionen verabschiedeten die Bezirksversamm-
lungen der CSU in Mittel- und Oberfranken Entschließungsanträge, die sich in schar-
fer Form gegen die Zusammensetzung des Kabinetts wandten und Sanktionen gegen
die Verantwortlichen forderten357. Die CSU in den altbayerischen Bezirksverbänden
stand ebenfalls nicht einmütig hinter der Regierung Ehard. Die Kreisverbände Pas-
sau-Stadt und -Land traten für eine sofortige Neuverteilung der Ressorts ein, da die
„Zusammensetzung des gegenwärtigen Kabinetts nicht dem Willen der Wähler" ent-

spreche358. Das Parlament der Jungen Union, das am 11. und 12. Januar 1947 erstmals
zusammentrat und sich bald zu einer Stütze Josef Müllers entwickeln sollte, verab-
schiedete mit großer Mehrheit eine Resolution, in der man sowohl die „Methoden,
die bei der letzten Regierungsbildung angewandt wurden", als auch die „Regierung
[. . .], die nicht Gewähr dafür bietet, dass eine klare Unionspolitik betrieben wird und
die nicht nach dem Willen der Unionswähler gebildet wurde", grundsätzlich ablehn-
te359. Eines forderten all diese Protestaktionen: die Einberufung einer außerordentli-
chen Landesversammlung.

Die zerrissene Unionsfraktion schwankte nach der Abstimmung über die ergänzte
Kabinettsliste zwischen Konfrontation und vorsichtiger Kooperation. So gelang es

beispielsweise, die letzten beiden Staatssekretariate im gegenseitigen Einvernehmen
zu besetzen360; die Auseinandersetzungen um den sozialdemokratischen Wirtschafts-
minister Zorn konnten aber nicht beigelegt werden361. Die Ansätze zur Zusammenar-
beit in Sachfragen und der Wille, trotz aller Gegensätze doch noch eine gemeinsame
Basis zu finden, wurden immer wieder durch persönliche Reibereien überlagert und
bereits im Keim erstickt362. Im Eifer des Gefechts fielen auch weiterhin drohende Sät-
ze wie: „Wenn Ihr den Krieg wollt, könnt Ihr ihn haben" oder „Das sind ja Goeb-
bels-Manieren"363, die zeigten, daß die tiefen Gräben zwischen den Anhängern Josef
Müllers und dem Regierungsflügel der Unionsfraktion noch lange nicht überbrückt
waren.

vom 13. 1. 1947, und ACSP, CSU-LL, Protokoll der Sitzung des geschäftsführenden Landesvor-
stands am 18. 2. 1947, sowie ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 29. 1.
1946.
BayHStA, NL Ehard 887, Entschließung der Bezirksversammlung der CSU Mittelfranken vom 18.1.
1947 und Anton Hergenröder an Josef Müller vom 18. 1. 1947; IfZ-Archiv, Fh 56, CSU-Kreisver-
band Coburg an die Landesgeschäftsstelle vom 23. 12. 1946, CSU-Kreisverband Coburg an Hans
Ehard vom 17. 1. 1947, Bericht über die Bezirksversammlung der CSU Oberfranken am 18. 1.
1947, Resolution der Bezirksversammlung der CSU Oberfranken vom 18. 1. 1947 und CSU-Be-
zirksverband Oberfranken an den Landesvorstand vom 10. 2. 1947.
IfZ-Archiv, Fh 56, Rundschreiben der CSU-Kreisverbände Passau-Stadt und -Land an „sämtliche
Kreisverbände von Bayern" vom 20. 1. 1947.
IfZ-Archiv, Fh 56, Rundschreiben der Arbeitsgemeinschaft Junge Union vom 14. 1. 1947 und die
vom Parlament der Jungen Union am 11./12. 1. 1947 verabschiedeten Resolutionen. Die Haltungder Jungen Union provozierte bei der innerparteilichen Opposition heftigen Widerspruch:BayHStA, NL Pfeiffer 42, Rundschreiben Anton Hergenröders „Was ist Parteijugend und was ist
Junge Union'?" vom 21.1. 1947. Eine Antwort darauf findet sich im IfZ-Archiv, Fh 56, CSU-Kreis-
verband Münchberg an den CSU-Kreisverband Bamberg-Stadt vom 5. 2. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 28. 1. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokolle der Fraktionssitzungen am 28.1., 11.2., 19.2. und 20. 2. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokolle der Fraktionssitzungen am 28.1., 29.1. und 10. 4. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 29. 1. 1947 (August Haußleiter und
Alois Hundhammer).
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Ihren Grund hatten die ständigen Reibereien unter anderem in den Bemühungen der
Fraktionsmehrheit, den Handlungsspielraum des ungeliebten Parteivorsitzenden in
den Bereichen Außenbeziehungen und Organisationspolitik der CSU zu beschneiden.
Seit den Gründungstagen hatte Josef Müller die Kontakte zur Union in anderen Teilen
Deutschlands gleichsam monopolisiert364. Erst die Konstituierung der Landtagsfrakti-
on und die Bildung des ersten Kabinetts Ehard ermöglichten es seinen Gegenspielern,
ihre Konzeptionen für die Stellung Bayerns in einem künftigen deutschen Staat und
für das Verhältnis der CSU zu den Landesverbänden der CDU an den Führungsgremi-
en der Parteiorganisation vorbei von festen Plattformen aus zu vertreten. In Abwesen-
heit des Parteivorsitzenden, der mit mehreren engen Mitarbeitern zu einer Tagung der
Arbeitsgemeinschaft der Unionsparteien nach Königstein unterwegs war, beriet die
Landtagsfraktion in einer schwach besuchten Sitzung am 4. Februar 1947 einen Antrag
Michael Horlachers, der vorsah, „raschestem auf die Einberufung einer Konferenz der
führenden Kräfte der uns gesinnungsverwandten Fraktionen in den deutschen Ländern
der britischen und amerikanischen Zone hinzuwirken"365. Gerhard Kroll erkannte na-

türlich, was sich dahinter verbarg, und wies nachdrücklich darauf hin, daß zu derarti-
gen Verhandlungen auch die Parteiführung hinzugezogen werden müsse. Es gelang
ihm aber mit Hilfe der Geschäftsordnung nur, eine formelle Abstimmung über den
Antrag Horlachers zu verhindern.

Alois Hundhammer nahm die Anregung des Landtagspräsidenten dankbar auf und
kündigte an, so früh wie möglich einen Termin für Gespräche mit Repräsentanten der
CDU-Fraktionen in den Ländern der Bizone festzusetzen. Tatsächlich kam bereits
zehn Tage später eine Besprechung mit einer Delegation der CDU-Fraktion im würt-
temberg-badischen Landtag zustande. Weder Josef Müller noch Gerhard Kroll nahmen
daran teil, wie es zunächst vorgesehen war, auch Eugen Rindt, der als Kandidat Mül-
lers zum stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden gewählt worden war, fehlte. Ledig-
lich Maria Probst vertrat den Parteivorsitzenden und seine Politik, sie vermochte aber
gegen Alois Hundhammer, Carl Lacherbauer oder Michael Horlacher, der als einziger
auch dem geschäftsführenden Landesvorstand der CSU angehörte, kein wirkliches Ge-
gengewicht zu bilden366.

Während der nächsten Sitzung des Landesvorstands kritisierte Müller die Initiative
der Fraktion mit scharfen Worten:

„Während wir in Königstein waren, hat die Fraktion den Entschluß gefaßt, daß die Fraktionsvor-
sitzenden zusammenkommen. Das schwächt die Schlagkraft. In Königstein wurde beschlossen,
daß die Initiative in allen Fällen von den Parteivorsitzenden auszugehen hat, weil sie auch verant-
wortlich sind für die Partei. [. ..] Wir brauchen Schlagkraft. Die Minorität darf nicht immer als
Flügel auftreten."367

Vgl. dazu Mintzel, Anatomie, S. 251-270.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 4. 2. 1947; das folgende nach ebenda.
Hundhammer leitete sofort alles Notwendige in die Wege. ACSP, CSU-LTF I, 1-31, Aktennotiz
Hans Wutzlhofers bezüglich der Koordinierung der Unionsfraktionen in den Ländern der US-
Zone vom 6.2. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll einer Besprechung zwischen Vertretern der CSU-Fraktion im
bayerischen Landtag und Vertretern der CDU-Fraktion im Landtag von Württemberg-Baden am
14. 2. 1947; die Aufstellung über die ursprünglich vorgesehene Delegation der CSU findet sich im
Protokoll der Fraktionssitzung vom 4. 2. 1947.
ACSP, NL Müller 9, Protokoll der Sitzung des Landesvorstands am 28. 2. 1947; das folgende Zitat
findet sich ebenda.
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Und Eugen Rindt fügte hinzu, es sei ein „Unding, daß sich die Fraktion verselbstän-
digt". Wie Konrad Adenauer, der Vorsitzende der Schwesterpartei in der britischen Be-
satzungszone, beanspruchte auch Josef Müller einen politischen Führungsanspruch ge-
genüber den Mitgliedern der CSU, die öffentliche Ämter bekleideten und Mandate in-
nehatten. Anders als dem Parteifreund und zeitweiligen Gegenspieler aus Rhöndorf
gelang es jedoch Müller und der Landesleitung der bayerischen Unionspartei bis 1949
nicht, diesen Führungsanspruch tatsächlich durchzusetzen368.

Parallel zu den Versuchen der Fraktionsmehrheit, Müllers Monopol in Sachen Au-
ßenbeziehungen zu brechen, versuchten Hundhammer und seine Gefolgsleute Einfluß
auf den Parteiapparat und die Parteipresse zu nehmen, die Josef Müller bislang erfolg-
reich vor dem Zugriff seiner Gegner hatte schützen können369. Schon im Januar 1947
wurde massive Kritik an der einseitigen Haltung des Mitteilungsblatts der CSU geübt,
und Hundhammer drohte, die Fraktion werde niemanden finanzieren, „der den Kampf
gegen die eigenen Abgeordneten führt"370. Doch der Einfluß der Fraktionsmehrheit
reichte nicht aus, um eine wirkliche Veränderung des status quo zu erreichen. Man
konnte lediglich die Einsetzung eines Ausschusses zur Kontrolle der Parteipresse er-

zwingen, der jedoch wie so vieles andere auch faktisch nur auf dem Papier bestand371.
Die ständigen Bemühungen Hundhammers, die verbliebenen Bastionen des Partei-

vorsitzenden zu schleifen, kosteten natürlich Kraft, und so war es kein Wunder, daß
es mit der internen Organisation der Fraktion nicht zum besten stand. Ein funktionie-
rendes Fraktionssekretariat war erst im Aufbau, und das Projekt eines eigenen Publi-
kationsorgans kam zunächst über das Planungsstadium nicht hinaus372. Zudem ließ
sich zunächst kein System erkennen, nach dem die zu bewältigenden Aufgaben verteilt
werden sollten. Es war keine Seltenheit, daß CSU-Abgeordnete ihre Kollegen mit An-
trägen und Initiativen im Landtag überraschten oder daß die Fraktion ungenügend
vorbereitet in Debatten über wichtige Gesetze ging373. Heinrich Emmert, dem es

manchmal so vorkam, als hätten sich die Kräfteverhältnisse im Landtag auf geheimnis-
volle Weise zugunsten der SPD verkehrt374, zog im April 1947 schonungslos Bilanz:

„Ich bin mit dem Wirkungskoeffizienten nicht zufrieden. Die Arbeit der SPD ist systematischer
geschult. Man gibt ihm [dem SPD-Abgeordneten] eine Hilfestellung. Der Sekretär Albert stellt
eine ausgezeichnete Bibliothek zur Verfügung. Es ist deprimierend zu sehen, wie die paar SPD-
Leute auf Draht sind. Sie überfahren uns ständig. Wir haben bisher nicht abgewehrt und nicht
den Ton angegeben. Wir haben das Gesetz des Handelns nicht in unserer Hand. Die einzige
Gruppe, die arbeitetf,] ist die Gruppe Landwirtschaft. [. ..] Wenn wir eine Vertretung des gesam-
ten Volkes sind, dann muß es Aufgabe der Fraktionsführung sein, diesen Mangel zu beseitigen.
[. ..] Wir müssen uns mit diesen Aufgaben erschöpfender befassen. Die CSU muß den Ton ange-
ben in den Ausschüssen. Wir sind im Lande die Partei. Wir müssen der Regierung und den Geset-
zen unseren Stempel aufdrücken."375

Vgl. Schwarz, Adenauer I, S. 512.
ACSP, NL Müller 9, Protokoll der Sitzung des Landesvorstands am 28. 2. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 29. 1. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 2. 12. 1947.
ACSP, CSU-LTF II/l, 15-10, Vorschläge zur Neuorganisation der Fraktionsarbeit, undatiert, und
IfZ-Archiv, Fh 56, Alois Hundhammer an Joseph Baumgartner vom 18. 1. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionsvorstandssitzung am 28. 1. 1947 und Protokolle
der Fraktionssitzungen am 29.1., 19.2., 20.2., 19.3. und 10. 4. 1947. ACSP, NL Müller 9, Protokoll
der Sitzung des Landesvorstands am 28. 2. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 19. 2. 1947.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 10. 4. 1947; Hervorhebung im Original.
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In der Tat war nicht zu übersehen, daß der Fraktionsvorstand aufgrund der anhalten-
den Auseinandersetzung kaum arbeitsfähig war. Zudem schien Alois Hundhammer
der Belastung, die seine Doppelfunktion als Kultusminister und Fraktionsvorsitzender
mit sich brachte, nicht gewachsen zu sein376. Eugen Rindt, der stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende, forderte deshalb wiederholt eine enge Koordination und Kooperation
zwischen Parteiorganisation und Landtagsfraktion. Durch politische Richtlinien der
Landesleitung und intensive Arbeit in den Parteiausschüssen sollte die CSU-Führung
Landtagsfraktion und Regierung gleichermaßen „ins Schlepptau nehmen"377, gemein-
same Ausschüsse von Partei und Fraktion sollten für die notwendige Abstimmung sor-

gen und Vorschläge für die Besetzung wichtiger Ämter mit zuverlässigen Fachleuten
aus den eigenen Reihen erarbeiten378. Bis zum Sommer 1947 war davon allerdings we-

nig zu spüren, obwohl die Berechtigung derartiger Vorschläge durchaus anerkannt
wurde. Ihre Umsetzung scheiterte am allgegenwärtigen Mißtrauen und an dem immer
wieder spürbaren Unwillen, dem innerparteilichen Gegner mehr Einfluß einzuräumen
als unbedingt nötig war. Alois Hundhammer weigerte sich sogar hartnäckig, Mitglie-
der des geschäftsführenden Parteivorstands oder Repräsentanten der Jungen Union,
die nicht zum Kreis der Abgeordneten zählten, an Fraktionssitzungen teilnehmen zu
lassen379.

So blieb es für den Ochsensepp ein mühsames Geschäft, rechtzeitig Informationen
über die Absichten der Fraktionsmehrheit und die Ziele der Staatsregierung zu erhal-
ten oder gar Einfluß auf Entscheidungen zu nehmen. Ende Mai 1947 sah sich Müller
nach Pressemeldungen über bevorstehende Verhandlungen zwischen SPD und CSU
veranlaßt380, in einem Schreiben an den Ministerpräsidenten auf die verbrieften Mitwir-
kungsrechte der Parteiorganisation zu verweisen:
„Grundsätzlich muss ich zur Frage des Verhandlungsmodus feststellen, dass in Fragen von zentra-
ler politischer Bedeutung im Rahmen der Union die Stellungnahme der zuständigen Parteigremi-
en, also des Landesausschusses und der Landesversammlung, nicht übergangen werden darf. [.. .]
Es ist bekannt, dass die Einberufung der erwähnten Gremien der Union vorgesehen ist. Ich glaubenicht, dass die Landesversammlung es begrüssen würde, wenn sie bei ihrem Zusammentritt fest-
stellen müsste, dass von anderen Instanzen innerhalb der Union vollendete Tatsachen geschaffen
oder abschliessende Entscheidungen getroffen wären."381

Hardliner wie Alois Hundhammer dachten eigentlich nicht daran, die Partei an den
Gesprächen mit der SPD über die weitere Arbeit der Koalitionsregierung zu beteili-
gen. Doch diesmal stießen sie nicht nur auf den Widerstand der Anhänger Josef Mül-

6 Zu Hundhammers anfänglichen Problemen im Kultusministerium vgl. Winfried Müller, Schulpolitikin Bayern im Spannungsfeld von Kultusbürokratie und Besatzungsmacht 1945-1949, München 1995,S.34f.
7 ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Geheimsitzung des Müller-Flügels in der Fraktion am 9.1.

1947.
8 ACSP, NL Müller 9, Protokoll der Sitzung des Landesvorstands am 28. 2. 1947, und ACSP, CSU-

LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 19. 3. 1947.
9 ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionsvorstandssitzung am 28. 1. 1947, und LTF I, 15-

20/3, Sepp Hort an Alois Hundhammer vom 9. 9. 1947 und dessen Antwortschreiben vom 4. 11.
1947.

0 ACSP, NL Müller 226, Waldemar von Knoeringen an Hans Ehard vom Mai 1947.
1 ACSP, NL Müller 228, Josef Müller an Hans Ehard vom 25. 5. 1947; Ministerpräsident Ehard ließden CSU-Vorsitzenden nur wenige Tage später offiziell über den Stand der Dinge informieren;ACSP, NL Müller 226, Anton Pfeiffer an Josef Müller vom 28. 5. 1947.
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lers, sondern auch auf den Widerstand des Ministerpräsidenten. Ehard hatte klar er-

kannt, daß es unmöglich, ja sogar schädlich war, die Parteiführung auf Dauer von allen
wichtigen Entscheidungen auszuschließen382. Schließlich waren sowohl die Regie-
rungsmitglieder der CSU als auch die Abgeordneten der Union auf die Arbeit der Par-
tei angewiesen! Ehard drängte deshalb in den folgenden Wochen auf eine Annäherung
von Parteiführung und Fraktionsmehrheit und hatte Erfolg damit. Josef Müller und
Franz Josef Strauß gehörten als Repräsentanten der Partei der Delegation an, die im
Juli und August mit Vertretern der SPD über die Weiterführung der Koalition verhan-
delte383. Die Kandidaten der CSU für den Frankfurter Wirtschaftsrat wurden mehr
oder weniger einvernehmlich von der Landtagsfraktion und vom Landesvorstand no-

miniert384, und am 16. Juli 1947 wurde sogar ein Antrag, die Politik des umstrittenen
Kultusministers zu mißbilligen, mit den Stimmen der Abgeordneten abgelehnt, die
sich zur Opposition innerhalb der Unionsfraktion zählten385.

An der grundsätzlichen Problematik änderten diese punktuellen Gemeinsamkeiten
jedoch wenig. Es war noch immer alles möglich, sogar eine Spaltung der Partei. An-
fang Februar 1947 setzte Müller die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft von CDU
und CSU vorsorglich davon in Kenntnis, „daß vielleicht eine Absplitterung von der
CSU bevorstehe, die soweit gehen könne, daß sie die absolute Majorität verliert"386.
Knapp zwei Wochen später, am 18. Februar, deutete Josef Müller im geschäftsführen-
den Landesvorstand erneut an, daß er auf Rache sinne und eine Möglichkeit sehe, wie
man die Machtstellung seiner innerparteilichen Gegner erschüttern könne. Vor dem
Hintergrund der Angriffe gegen Reinhold Maier, den ehemaligen Reichstagsabgeord-
neten der Deutschen Staatspartei und amtierenden Ministerpräsidenten von Württem-
berg-Baden, der wegen seiner Zustimmung zum Ermächtigungsgesetz ins Gerede ge-
kommen war387, eröffnete Müller eine mit Blick auf die wachsende Kritik an der poli-
tischen Säuberung heikle und angesichts der gespannten Lage innerhalb der CSU nicht
ungefährliche Diskussion über die Stellung der Parteiführung zu den Politikern der
bayerischen Unionspartei, die nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten im

ACSP, NL Müller 17, Aktennotiz Franz Liedigs für Josef Müller vom 31. 5. 1947. Der geschäfts-
führende Landesvorstand beauftragte August Haußleiter, Koalitionsbedingungen der CSU als
Grundlage für die Verhandlungen mit der SPD auszuarbeiten. Haußleiter legte wenig später einen
Entwurf vor. ACSP, NL Müller 221, August Haußleiter an Josef Müller vom 7. 7. 1947 und die
von Haußleiter verfaßten „Koalitionsbedingungen der CSU", undatiert, sowie IfZ-Archiv, Fh 56,
Rundschreiben der Landesgeschäftsstelle der CSU an alle Kreis- und Bezirksverbände vom 16. 7.
1947.
BayHStA, NL Pfeiffer 42, Protokolle der Koalitionsbesprechungen am 15.7. und am 17.7. 1947;
IfZ-Archiv, RG 260, 13/150-1/4, Notizen über Koalitionsbesprechungen am 9.8. und 11. 8. 1947.
ACSP, NL Müller 309, Aktennotizen über die Nominierung der CSU-Abgeordneten für den Frank-
furter Wirtschaftsrat vom 12.6., 19.6. und 20. 6. 1947; ACSP, NL Müller 9, Protokoll der außeror-
dentlichen Sitzung des geschäftsführenden Landesvorstands am 4. 7. 1947.
Vgl. Mehringer, Waldemar von Knoeringen, S. 326. Zu den möglichen verdeckten Absichten und
Hintergründen dieser Abstimmung vgl. IfZ-Archiv, RG 260, 10/91-1/4, Bericht über die „Hund-hammer-Abstimmung" vom 18. 7. 1947. Alois Hundhammer blieb von dieser Geste offenbar nicht
unbeeindruckt. Am 25. 9. 1947 erklärte er in einer öffentlichen Parteiversammlung im Münchner
Matthäser-Bräu (ACSP, CSU-LTF I, 15-12/4 und 5), das Abstimmungsverhalten seiner Gegner in
der Unionsfraktion habe „die Voraussetzung für eine Zusammenarbeit" geschaffen.
Vertraulicher Bericht über die Tagung der Arbeitsgemeinschaft von CDU und CSU am 5./6. 2. 1947
in Königstein vom 26. 2. 1947, in: Unionsparteien, S. 40 f.
Vgl. Klaus-Jürgen Matz, Reinhold Maier (1889-1971). Eine politische Biographie, Düsseldorf 1989,
S. 285-297.
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Landtag wie auch im Reichstag für die Ermächtigungsgesetze votiert hatten388. Zu die-
sem Personenkreis gehörten vor allem Abgeordnete der untergegangenen BVP wie
Alois Hundhammer, Alois Schlögl oder Michael Horlacher, die zu den Anführern der
Anti-Müller-Fronde zählten. Auf Vorschlag Müllers billigten die anwesenden Mitglie-
der des geschäftsführenden Landesvorstands eine Resolution, in der die betroffenen
Personen zwar „gegen jede Diffamierung" in Schutz genommen wurden, da man ihnen
die Absicht zugute hielt, sie hätten Schlimmeres verhindern wollen. Taktisch geschickt
hieß es jedoch im zweiten Teil der Erklärung: „Angesichts der Tatsache, dass heute vie-
le in unserem Volke daran Anstoss nehmen, dass manche dieser Politiker heute wieder
in führenden Stellungen politisch tätig sind, ist der Vorstand der CSU der Auffassung,
dass es sich aus politischen Gründen empfiehlt, dieser Tatsache Rechnung zu tragen."
Dieser Satz bedeutete nichts anderes als die verklausulierte Aufforderung an die dama-
ligen Abgeordneten, ihre Ämter in Regierung, Parlament und Partei zur Verfügung zu

stellen. Wäre der von Müller angeregte Vorstoß von Erfolg gekrönt gewesen
-

eventu-

ell mit Unterstützung der amerikanischen Besatzungsmacht -, so hätte dies eine we-

sentliche Verschiebung der Kräfteverhältnisse in Partei und Fraktion zuungunsten des
katholisch-konservativen Flügels sowie der Vertreter agrarischer Interessen in der
CSU zur Folge gehabt. Aber ebenso wie Reinhold Maier das gegen ihn eingeleitete
Verfahren schadlos überstand, blieb auch diese Initiative ergebnislos.

Eine Aktion gegen Müllers Vertraute August Haußleiter und Hermann Strathmann
war da schon erfolgreicher. Es ging auch dabei um Fragen der politischen Vergangen-
heit, als der Landtag auf Antrag des Wahlprüfungsausschusses mit Mehrheit beschloß,
die Wahl der beiden Abgeordneten für ungültig zu erklären389. Obwohl weder Hauß-
leiter noch Strathmann unter das „Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und
Militarismus" fielen390, glaubten die Mitglieder des Wahlprüfungsausschusses, in eini-
gen vor 1945 verfaßten Schriften der beiden militaristisches und nazistisches Gedan-
kengut zu erkennen, und hielten ihr Verbleiben im Landtag aus diesem Grund für un-

möglich391. Die Entscheidung, den Abgeordneten Haußleiter und Strathmann ihre

ACSP, CSU-LL, Protokoll der Sitzung des geschäftsführenden Landesvorstands am 18. 2. 1947; das
folgende nach ebenda.
BayHStA, NL Schwalber 50, vorläufiger Abschlußbericht über die Arbeit des Wahlprüfungsaus-schusses vom 29.1.-23. 6. 1947 und Auszug aus dem Protokoll der 21. Sitzung des bayerischen Land-
tags am 25.6. 1947.
ACSP, NL Müller 221, Aufzeichnung über ein Presseinterview mit Josef Müller am 27. 6. 1947 und
CSU-Bezirksverband Mittelfranken an Josef Müller vom 1. 7. 1947, sowie BayHStA, NL Pfeiffer
533, Aktennotiz für Hans Ehard und Anton Pfeiffer über ein Gespräch mit Hans Hermann von
Eicken vom 31. 5. 1947.
August Haußleiter wurde ein von ihm verfaßtes Kriegstagebuch des XIII. Armeekorps zum Verhäng-nis, das 1942 unter dem Titel „An der mittleren Ostfront" als Buch erschienen war; Hermann Strath-
mann wurde mit einer Reihe von Publikationen konfrontiert, die er zwischen 1931 und 1941 verfaßt
hatte. Zu Strathmanns Publikationen und zum Fortgang der Affäre vgl. Anzeneder/Götz, 50 JahreCSU in Erlangen, S. 89 ff. Zur Beurteilung der Schriften Haußleiters und Strathmanns durch den
Wahlprüfungsausschuß vgl. BayHStA, NL Schwalber 50, Auszug aus dem Protokoll der 21. Sitzungdes bayerischen Landtags am 25. 6. 1947 und Bericht des SPD-Abgeordneten Franz op den Orth
über den Fall Haußleiter. Haußleiter wehrte sich mit mehreren Erinnerungsberichten und Rechtferti-
gungsschreiben (ACSP, NL Müller 221, Kommentar August Haußleiters zum Kriegstagebuch „Ander mittleren Ostfront", undatiert, oder BayHStA, NL Schwalber 5, August Haußleiter an JosefSchwalber vom 28. 6. 1947). Im Sinne von Haußleiter auch der Kommentar „Meine Meinung" in der
Frankenpost vom 11. 7. 1947 und die Stellungnahmen in einer außerordentlichen Sitzung des ge-schäftsführenden Landesvorstands der CSU am 4.7. 1947 (ACSP, NL Müller 9). Strathmann setzte
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Mandate abzuerkennen, war aus mehreren Gründen brisant. Zum einen zählten die
beiden zu den wichtigsten Gefolgsleuten Müllers in der Fraktion; besonders August
Haußleiter, ein Wortführer des „fortschrittlichen Flügels" der CSU, hatte sich wieder-
holt durch vehemente Angriffe auf die Gegenspieler des Ochsensepp ausgezeichnet.
Wenn nun Teile der eigenen Fraktion Strathmann und Haußleiter das Vertrauen ver-

sagten, lag der Verdacht nahe, daß sie dabei mehr die parteiinternen Führungs- und
Flügelkämpfe im Auge hatten als die tatsächliche politische Belastung der beiden Par-
lamentarier392. Zum anderen gehörten Haußleiter und Strathmann zu den prominente-
sten Vertretern der protestantischen Regionen Frankens in der CSU; Strathmann war

als Professor für evangelische Theologie an der Universität Erlangen und ehemaliger
Reichstagsabgeordneter der DNVP und des Christlich-Sozialen Volksdienstes gerade-
zu eine Symbolfigur für die evangelischen Christen in der bayerischen Unionspartei393.
Ein Mißtrauensvotum gegen diese beiden Volksvertreter mußte wie ein Mißtrauensvo-
tum gegen die fränkisch-protestantischen Teile der CSU erscheinen und so den Uni-
onsgedanken selbst in Frage stellen394. Entsprechend heftig waren die Reaktionen.
Haußleiter, der ebenso wie Strathmann beim bayerischen Verfassungsgerichtshof Wi-
derspruch gegen die Entscheidung des Landtags eingelegt hatte395, ließ keine Gelegen-
heit aus, sich als Opfer eines Rachefeldzugs von Alois Hundhammer und seiner katho-
lisch-konservativen Gefolgschaft in Szene zu setzen396. Die Angriffe Haußleiters gin-
gen so weit, daß sich der Fraktionsvorsitzende zu der düsteren Drohung veranlaßt
sah, diese „Agitation", die in ihrer „Leidenschaft und Unsachlichkeit an sehr üble Vor-
bilder der Nazi-Periode" erinnere, sei der beste Weg, um die Spaltung der CSU zu er-

reichen397. Aber nicht nur die Betroffenen setzten sich gegen die Entscheidung zur

sich am 19. 10. 1947 in einem bitteren Schreiben an Alois Hundhammer zur Wehr (ACSP, CSU-LTF
I, 15-12/1).
BayHStA, NL Pfeiffer 533, Aktennotiz für Hans Ehard und Anton Pfeiffer über ein Gespräch mit
Hans Hermann von Eicken vom 31. 5. 1947, oder ACSP, NL Müller 9, Protokoll der Sitzung des ge-
schäftsführenden Landesvorstands am 4. 7. 1947.
ACSP, NL Müller 221, CSU-Kreisverband Erlangen an Josef Müller vom 30. 6. 1947, Herbert Pau-
lus an Josef Müller vom 4. 7. 1947 und Hermann Strathmann an Josef Müller vom 7. 7. 1947. Die
amerikanische Militärregierung hatte Strathmann am 31.1. 1947 als Universitätsprofessor entlassen,
allerdings nicht, weil er Mitglied der NSDAP oder einer anderen NS-Organisation gewesen wäre.
1948 wurde Strathmann rehabilitiert. Vgl. Clemens Vollnhals, Evangelische Kirche und Entnazifizie-
rung 1945-1949. Die Last der nationalsozialistischen Vergangenheit, München 1989, S. 170-179, und
Helmut Anzeneder, Die Anfänge der CSU, in: Jürgen Sandweg, Gertraud Lehmann (Hrsg.), Hinter
unzerstörten Fassaden

-

Erlangen 1945-1955, Erlangen 1996, S. 232-276, hier S. 256-259.
So heißt es beispielsweise in der streng vertraulichen Aktennotiz eines Mitarbeiters der Staatskanzlei
über ein Gespräch mit Hans Hermann von Eicken am 31. 5. 1947: „Die Fälle der Abgeordneten
Hau[ß]lei[ter] und Prof. Dr. Strathmann haben in Mittel-Franken und Nordbayern zu einer unge-
heuren Beunruhigung geführt. In Oberfranken ist es natürlich ebenso. Die protestantischen Kreise
glauben zu wissen, daß im Wahl[prüfungs]-Ausschuß zwei Abgeordnete der CSU [...] gegen diese
beiden Exponenten der protestantischen Politik in der CSU gestimmt haben. Diese Tatsache "wird
dahin gedeutet, daß eine gewisse Richtung der CSU die Protestanten zurück-, wenn nicht aus der
Partei herausbringen will." BayHStA, NL Pfeiffer 533.
Vgl. dazu den Wortlaut der Entscheidungen des bayerischen Verfassungsgerichtshofs in den Fällen
Haußleiter und Strathmann, der in einer Sonderausgabe des Bayerischen Landtagsdienstes am 25. 9.
1947 veröffentlicht wurde; BayHStA, NL Ehard 887. ACSP, NL Müller 221, Hermann Strathmann
an den Präsidenten des bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 4. 7. 1947.
BayHStA, NL Schwalber 5, August Haußleiter an Josef Schwalber vom 28. 6. 1947 und vom 2. 8.
1947; ACSP, NL Müller 221, Notiz über eine Rede August Haußleiters am 4. 7. 1947 und Rund-
schreiben Alois Hundhammers an die Mitglieder der CSU-Fraktion vom 12. 7. 1947.
BayHStA, NL Schwalber 5, Alois Hundhammer an Josef Schwalber vom 30. 6. 1947.
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Wehr, ihre Wahl in den Landtag für ungültig zu erklären. Der CSU-Kreisverband Er-

langen, dem Strathmann angehörte, protestierte ebenso wie der Bezirksverband Mittel-
franken oder Elisabeth Meyer-Spreckels, die dem geschäftsführenden Landesvorstand
angehörte398. Im Mittelpunkt der Kritik standen Hundhammer und seine Anhänger in
der Fraktion, die man für den Ausschluß Haußleiters und Strathmanns verantwortlich
machte. Maria Deku, selbst Landtagsabgeordnete, schüttelte den Kopf über dieses
„Abschiessen [. . .] einzig und allein durch die Hinterhältigkeit eines Teiles der Frakti-
on", das an „Selbstverstümmelung" grenze. Es sei „ja zum Weinen, dass derartig poli-
tisch und parteimässig instinktlose Menschen in einer Fraktion" säßen399. Hans Cent-
mayer, ein protestantischer Abgeordneter aus Mittelfranken, forderte Hundhammer
sogar unverblümt auf, den Fraktionsvorsitz niederzulegen. Er hatte die kurze, aber da-
für um so konfliktreichere Geschichte der Landtagsfraktion im Blick, als er an Hund-
hammer schrieb:

„Im Dezember, bei der Wahl des Fraktionsvorstandes, brauchten wir bereits einen Tag, um Sie mit
geringer Mehrheit zum Vorstand zu wählen. Nach meiner Ansicht kann man mit einer so gerin-
gen Mehrheit eine solche große und verschiedentlich zusammengesetzte Fraktion nicht führen.
Man muß sich immer und bei jeder Gelegenheit vor Augen halten, dass wir eine Union sind und
daher exponierte Persönlichkeiten nur ganz schwer die Fraktion und die Partei führen können
und dürfen, wenn wir eine Union bleiben wollen. Wir sind nicht arbeitsfähig und werden nicht ar-

beitsfähig, solange die verschiedenen Hindernisse, die [z]um Teil auch ein Mißtrauen außerhalb
der Fraktion auslösen, nicht beseitigt werden. Man darf nicht Fehler über Fehler machen und sei-
ner eigenen Person wegen die begonnene gute Sache aufs Spiel setzen."400

Diese Worte ließen an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig und charakterisierten
treffend die unglückliche Konstellation, die zu einer Art Selbstlähmung der CSU-
Fraktion geführt hatte. Doch es folgten keine Konsequenzen. Die Gegner Hundham-
mers waren auch nach der Krise um August Haußleiter und Hermann Strathmann
nicht stark genug, um den Fraktionsvorsitzenden stürzen zu können, und Hundham-
mer selbst dachte nicht ernsthaft daran, seine Schlüsselstellung aufzugeben401.

Allen Bemühungen zum Trotz waren es aber nicht Hundhammer und die Unions-
fraktion, die dem Parteivorsitzenden Zug um Zug seine Gestaltungsmöglichkeiten aus

der Hand nahmen, sondern der bei seiner Wahl noch weitgehend unbekannte Minister-
präsident. Gestützt auf eine gut funktionierende Staatskanzlei und auf seine schnell
wachsende Popularität verstand es Ehard402, seine für bayerische Verhältnisse ver-

18 ACSP, NL Müller 221, CSU-Kreisverband Erlangen an Josef Müller vom 30. 6. 1947, CSU-Bezirks-
verband Mittelfranken an Josef Müller vom 1. 7. 1947 und Elisabeth Meyer-Spreckels an Josef Mül-
ler vom 30. 6. 1947; ACSP, NL Müller 9, Protokoll der außerordentlichen Sitzung des geschäftsfüh-
renden Landesvorstands am 4. 7. 1947. Der Vorstand des CSU-Bezirksverbands Mittelfranken for-
derte ebenso wie Elisabeth Meyer-Spreckels eine „baldige Säuberung der Union".

19 ACSP, NL Müller 221, Maria Deku an Josef Müller vom 8. 7. 1947.
10 ACSP, CSU-LTF I, 15-12/4 und 5, Hans Centmayer an Alois Hundhammer vom 10. 7. 1947; Her-

vorhebungen im Original.
" ACSP, CSU-LTF I, 15-12/4 und 5, Schreiben mehrerer Abgeordneter an Alois Hundhammer vom

2.7. 1947 und Hans Centmayer an Alois Hundhammer vom 10. 7. 1947; zur Reaktion Hundham-
mers auf Versuche, ihn aus dem Amt zu drängen oder zum Rücktritt zu bewegen, vgl. ACSP,
CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 10. 4. 1947. Vgl. auch BayHStA, NL Pfeiffer
533, Informationen des SPD-Landesvorstands Nr. 7 vom 14. 7. 1947.

2 Hans Wutzlhofer, CSU-Landtagsabgeordneter und stellvertretender Generalsekretär des Länderrats
der US-Zone, charakterisierte den neuen Ministerpräsidenten treffend: „Seitdem Ehard der Vorsit-
zende des Länderrates ist, sind die anderen Ministerpräsidenten gedämpfter. Ehard hat von Anfang
an die Situation beherrscht, daß man nur sagen kann: persönlich zwar ein Beamter und kein Politi-
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gleichsweise moderaten, im westdeutschen Kontext aber weitgehenden Konzeptionen
föderalistischer Politik sowohl in der Union als auch im Konzert der Ministerpräsi-
denten mit Nachdruck zu vertreten403. Josef Müller und seine Mitstreiter waren Ehard
zunächst mit Skepsis begegnet und hatten ihm lediglich „die Funktion eines verlänger-
ten Armes von Hundhammer" zugebilligt, ohne daran zu denken, daß sich der Mini-
sterpräsident zu einem gewichtigen und eigenständigen Faktor bayerischer Politik ent-

wickeln könnte. Insbesondere auf dem hart umkämpften Feld des Föderalismus sah
man in Ehard lediglich einen „Erfüllungsgehilfen" des Kultusministers und Vorsitzen-
den der Unionsfraktion. August Haußleiter bezeichnete das Kabinett Ehard vor den
Delegierten des Landesausschusses am 3. Januar 1947 sogar „als eine Regierung bayeri-
scher partikularistischer Kräfte"404 und stellte in einem persönlichen Schreiben an den
Ministerpräsidenten fest, daß der Kern der Regierungsmannschaft „unzweifelhaft aus

den gleichen Persönlichkeiten [bestehe], die schon die Regierung H[oe]gner trugen.
Es sind dies insbesondere diejenigen Männer, die sich für die Einrichtung eines eigenen
bayerischen Staatspräsidenten einsetzten."405 Dabei kritisierte Haußleiter die Personal-
politik des neuen Ministerpräsidenten mit den bezeichnenden Sätzen: „Insbesondere
aber liegt es mir am Herzen, auf die Auswahl Ihrer Mitarbeiter hinzuweisen, die Sie
aus dem Kreise unserer eigenen Partei trafen. [. . .] Ihre Mitarbeiter, Herr Ministerprä-
sident, entstammen wohl, soweit ich sehen kann, ohne Ausnahme der Bayerischen
Volkspartei."

Mit der Münchner Ministerpräsidentenkonferenz vom Juni 1947, die auf maßgebli-
che Initiative Ehards hin zustande gekommen war, änderte sich die Situation406. Der
Müller-Flügel begann nun zu erkennen, daß Ehard sehr wohl eigene Konzeptionen
verfolgte, und lobte den Vorstoß des Ministerpräsidenten, der auch der gesamtdeut-
schen Orientierung des Landesvorsitzenden entgegenkam407. Diesem Stimmungsum-
schwung mag auch die Einsicht zugrundegelegen haben, daß eine Regierungsbeteili-
gung Josef Müllers und seiner politischen Freunde nicht gegen, sondern nur mit Hilfe
des zunehmend populären Ministerpräsidenten möglich war. Nach dem Bericht eines
Beobachters der amerikanischen Militärregierung beschrieb Müller vor den Mitglie-
dern des Parlaments der Jungen Union, das am 19. und 20. Juli 1947 in Würzburg tag-
te, sein Verhältnis zu Hans Ehard so408: „Während er anfänglich Ehard skeptisch ge-

ker, aber er macht seine Sache gut." ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll einer Besprechung zwi-
schen Vertretern der CSU-Fraktion im bayerischen Landtag und Vertretern der CDU-Fraktion im
Landtag von Württemberg-Baden am 14. 2. 1947.

403 Vgl. hierzu und zum folgenden Gelberg, Hans Ehard, S. 46 f.; dort auch die Zitate. Interessant auch
IfZ-Archiv, RG 260, 10/91-1/1, Bericht über ein Gespräch zwischen einem Vertrauensmann der Mi-
litärregierung und Annelore Ehard vom 20. 1. 1947.

404 Protokoll der Sitzung des Landesausschusses der CSU am 3. 1. 1947 in Augsburg, in: Protokolle und
Materialien, S. 982.

405 BayHStA, NL Ehard 1506, August Haußleiter an Hans Ehard vom 4. 1. 1947.
406 Vgl. Gelberg, Hans Ehard, S. 47.
407 ACSP, NL Müller 9, Protokoll der Sitzung des geschäftsführenden Landesvorstands am 4. 6. 1947.

Josef Müller und Friedrich Wilhelm von Prittwitz-Gaffron bewerteten am 20. 6. 1947 vor den Dele-
gierten der Münchner Bezirksversammlung Ehards Initiative überaus positiv. ACSP, NL Müller 68,Protokoll der Bezirksversammlung der CSU München am 20. 6. 1947.

408 IfZ-Archiv, MA 1420/13, Bericht über die Tagung des Parlaments der Jungen Union am 19./20. 7.
1947 in Würzburg vom 21. 7. 1947; die folgenden Zitate ebenda. Über die Angriffe, die auf dieser Ta-
gung gegen den katholisch-konservativen Flügel der CSU und gegen die führenden Bauernvertreter
laut wurden, berichtete Alois Hundhammer am 25. 7. 1947 empört seinem Kabinettskollegen Anton
Pfeiffer (ACSP, CSU-LTF I, 15-12/4 und 5): „Über die Tagung des Parlaments der Jungen Union in
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genübergestanden habe, lasse er ihm jetzt seine volle Unterstützung zu Teil werden, da
er eine fortschrittliche Politik, da er vor allem keine Isolationspolitik, sondern genau
das Gegenteil getrieben habe."

Sein Urteil über die anderen Regierungsmitglieder der CSU fiel jedoch nicht so po-
sitiv aus, und auch als Müller auf das Verhältnis zwischen Partei und Fraktion zu spre-
chen kam, wußte er keine erfreulichen Neuigkeiten zu vermelden. Die Unionsfraktion,
so der Parteichef, sei sein „Alpdruck". Es fehle ihr an „Qualität und Dynamik", die
Arbeit in den Ausschüssen sei ungenügend und die Vergabe von Ausschußsitzen oft
von egoistischen Motiven bestimmt. Zugleich lehnte er eine Wiedereinführung des
Fraktionszwangs strikt ab. „Ihm läge vielmehr an der Erziehung verantwortungsbe-
wusster Männer als am ,Stimmvieh'." Vor Josef Müller hatte bereits Franz Josef Strauß
mit scharfen Worten die schlechte Abstimmung zwischen Partei, Fraktion und Regie-
rung kritisiert. In diesem Sinne war auch die Resolution gehalten, die vom Parlament
der Jungen Union verabschiedet wurde und die

-

mit eindeutigen Schuldzuweisungen
-

das Dilemma der bayerischen Unionspartei treffend beschrieb:
„Die Junge Union spricht der Führung der Landtagsfraktion der Union ihre Missbilligung aus,
weil diese [es] bis heute nicht verstanden hat, die Fraktion in entscheidenden Fragen zu einigen,
und weil sie sich nicht ernstlich bemüht hat, die Mehrheit der Union im Landtage zur Erreichung
der erklärten Ziele der Partei in sachlicher Arbeit auszunutzen. Die Junge Union vermisst bei der
Fraktionsführung Klarheit und Zielsicherheit und sieht in der derzeitigen Verkuppelung des Mini-
ster-Amtes mit dem des Fraktions-Vorsitzenden den Hauptgrund für das Fehlen positiver Arbeit.
Der ständige Konflikt zwischen Fraktion und Partei gibt der Jungen Union Veranlassung, hier
eindringlich zur Einigkeit zu mahnen. Partei und Fraktion sollen sich nicht weiterhin in nutzlosen
Zwistigkeiten verlieren, sondern endlich die Vorschläge ausarbeiten, die geeignet sind, unser Pro-
gramm zu verwirklichen. Die Fraktion ist das Organ der Partei, um deren Willen in der gesetzge-
benden Körperschaft zu vertreten, und muss sich deshalb dem Mehrheitswillen der Partei unter-

ordnen, wie wir das von jedem anderen gewählten Organ verlangen müssen."409

8. Die außerordentliche Landesversammlung
am 30. und 31. August 1947

Die Erschütterungen der Regierungsbildung wirkten noch weit in das Jahr 1947 hin-
ein. Obwohl vier Bezirksverbände eine außerordentliche Landesversammlung gefor-
dert hatten, traten in den Monaten nach der turbulenten Augsburger Tagung weder
die Landesversammlung noch der Landesausschuß zusammen. Josef Müller zögerte
die Einberufung dieser Gremien bewußt hinaus, da er eine weitere Eskalation der
Konflikte mit unvorhersehbaren Folgen für die Einheit der CSU befürchtete410. Eine

Würzburg [.
.

.] erhalte ich von einem Teilnehmer einen [.
.

.] Bericht. Demselben entnehme ich fol-
gende Stilblüten: ,Die gleichen Leute, die 1933 einem Verbrecher die Macht legitimiert haben, haben
im Dezember wiederum einen Verbrecher zum Minister gemacht.' ,Was die Herren Schlögl und
Horlacher getan haben, ist das Muster Papen.' ,Wir müssen unsere Politik machen kompromisslos,
mit einem Radikalismus, dass wir die Alten überrennen.' ,.

..

das autoritäre Spiessertum, das heute
regiert...'[...] ,1m System der Koalition fehlt die echte Kontrolle

.. .

Unter der Regierung der Uni-
on hat sich ein System aufgebaut, wobei jede echte Machtposition schon in Händen der anderen Par-
tei ist

.. .

Wir haben den Mehrheitswillen des Volkes verraten
..

.'"
409 IfZ-Archiv, MA 1420/13, Anlage zum Bericht über die Tagung des Parlaments der Jungen Union am

19./20. 7. 1947 in Würzburg vom 21. 7. 1947.
410 Müller selbst nahm dazu in Eichstätt Stellung: Protokoll der außerordentlichen Landesversammlung
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Sitzung des Landesausschusses, die für Mai angesetzt war, entfiel ersatzlos; auch der
Termin für die Landesversammlung, die ursprünglich am 14. und 15. Juni tagen sollte,
wurde verschoben. Schließlich einigte man sich auf eine außerordentliche Landesver-
sammlung, die am 30. und 31. August 1947 in Eichstätt stattfinden sollte411. Als sich
die Delegierten versammelten, hatte sich die Atmosphäre jedoch nicht etwa entspannt,
wie Müller gehofft hatte. Die Wahl der Direktoren für die bizonale Verwaltung einen
Monat zuvor hatte vielmehr für zusätzlichen Konfliktstoff gesorgt.

Das amerikanisch-britische Abkommen über die „Neugestaltung der zweizonalen
Wirtschaftsstellen" vom 29. Mai 1947 hatte eine Reform der bis dahin gültigen Organi-
sationsstruktur notwendig gemacht. Nach diesen Vereinbarungen sollten in Zukunft
neben einem Wirtschafts- und einem Exekutivrat die Direktoren von fünf Fachverwal-
tungen an der Spitze des Vereinigten Wirtschaftsgebiets stehen412. Mit dem Wirt-
schaftsrat, der aus 52 von den Länderparlamenten gewählten Mitgliedern bestand, wur-

de erstmals wieder eine parlamentarische Institution geschaffen, deren Befugnisse über
einzelne Besatzungszonen hinausgingen; im Exekutivrat waren die Länder der Bizone
durch weisungsgebundene Vertreter der Regierungen vertreten. Die Entscheidung
über die Besetzung der Direktorenstellen geriet zur Nagelprobe für das Verhältnis
der im Wirtschaftsrat vertretenen politischen Parteien und das Verhältnis zwischen
Wirtschaftsrat und Exekutivrat413. Die Sozialdemokraten erklärten sich zu einer ge-
deihlichen Zusammenarbeit im Wirtschaftsrat nur unter der Bedingung bereit, daß die
Besetzung des Direktoriums für Wirtschaft ihnen überlassen bliebe. Mit Blick auf die
sämtlich mit Vertretern der SPD besetzten Wirtschaftsressorts in den Ländern des Ver-
einigten Wirtschaftsgebiets weigerte sich die Unionsfraktion, diese Bedingung zu er-

füllen. Josef Müller, der wie Konrad Adenauer in Frankfurt weilte, um Einfluß auf
die anstehenden Entscheidungen zu nehmen, teilte diese Meinung414. Er hielt das Amt
des Wirtschaftsdirektors für wichtiger als das Amt des Direktors für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, für das mit Joseph Baumgartner ein Politiker der CSU vorge-
schlagen worden war. In diesem Sinne einigten sich Müller und Adenauer darauf, Jo-
hannes Semler, den Sprecher der CSU in Wirtschaftsfragen, zum Wirtschaftsdirektor
zu wählen.

Nachdem die vom Exekutivrat benannten Kandidaten der SPD für das Wirtschafts-
ressort keine Mehrheit gefunden hatten, kündigte der Vorsitzende der sozialdemokra-
tischen Fraktion im Wirtschaftsrat an, daß unter diesen Umständen keine Zusammen-
arbeit möglich sei. Damit war der Weg für die Unionsparteien frei, die Direktoren-
stellen ohne Rücksicht auf die SPD zu besetzen. Am 24. Juli 1947 wurde Johannes
Semler, ein enger Mitarbeiter Müllers, zum Wirtschaftsdirektor gewählt. Joseph

der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt, in: Protokolle und Materialien, S. 1062. Zur mehr als ge-
spannten Situation im Vorfeld der außerordentlichen Landesversammlung vgl. ACSP, NL Müller
68, Protokolle der Bezirksversammlungen der CSU München am 20. 6. und 13. 8. 1947.

411 Vgl. Protokoll der außerordentlichen Landesversammlung der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt,
in: Protokolle und Materialien, S. 1061 Anm. 1.

412 Vgl. Kock, Bayerns Weg, S. 250 f.
4" Zur Direktorenwahl aus der Sicht der CSU vgl. Vossen, Joseph Baumgartner, S. 42—47. Vgl. auch die

Sitzungsprotokolle der Unionsfraktion im Wirtschaftsrat vom 21.7., 22.7., 23.7. und 24. 7. 1947, in:
Die CDU/CSU im Frankfurter Wirtschaftsrat. Protokolle der Unionsfraktion 1947-1949, bearb.
von Rainer Salzmann, Düsseldorf 1988, S. 43-54.

414 Vgl. dazu Hettler, Josef Müller, S. 328-333, und Müller, Konsequenz, S. 343; IfZ-Archiv, RG 260,
10/90-1/24, Aufzeichnung Paul Burns' über ein Gespräch mit Josef Müller am 29. 7. 1947.
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Baumgartner mußte dagegen dem CDU-Mitglied Hans Schlange-Schöningen weichen,
den man in Bayern vielfach als Zentralisten und Repräsentanten der Großagrarier an-

sah415.
Die Entscheidungen, die Müller in Frankfurt mitgetragen hatte, schürten die Kon-

flikte in der bayerischen Unionspartei. Seine Kontrahenten warfen ihm vor, er habe
Baumgartner „geopfert", um die Wahl seines Gefolgsmannes Semler zu ermöglichen,
der noch nicht einmal ein Bayer sei, sondern aus Hamburg stamme416. Der zutiefst ver-

ärgerte Baumgartner reagierte besonders heftig und bezeichnete Müller als den „Toten-
gräber der CSU"417. Aber auch die bayerische Staatsregierung war alles andere als
glücklich über den Ausgang der Direktorenwahl; Ministerpräsident Ehard hätte in
Frankfurt lieber eine Koalition von Union und Sozialdemokratie gesehen418. Für die
Verantwortlichen in der Staatskanzlei war zudem „eine parteiengesteuerte, zum Zen-
tralismus tendierende Frankfurter Politik bedrohlicher als der Gedanke an einen
SPD-Wirtschaftsdirektor"419.

So entstand im Vorfeld der außerordentlichen Landesversammlung eine explosive Si-
tuation, und sowohl die innerparteiliche Opposition als auch Josef Müller und seine
politischen Freunde bereiteten sich auf heftige Auseinandersetzungen vor420. Die er-

sten Beschlüsse wurden in der Landtagsfraktion gefaßt. Hundhammer, Pfeiffer, Schlögl
und der wütende Baumgartner beriefen für den 20. Juli eine Geheimsitzung ein, an der
ca. 60 Abgeordnete teilnahmen, die dem altbayerischen und dem bäuerlichen Flügel
zuzurechnen waren421. Nach einem Bericht Müllers eröffnete Horlacher die Sitzung
mit scharfen Attacken gegen die Politik des Landesvorsitzenden in Frankfurt. Dann
kam der Landtagspräsident auf ein Problem zu sprechen, das die CSU noch lange be-
schäftigen sollte: die Bayernpartei. Diese habe angesichts der herrschenden Verhältnis-
se beste Zukunftsaussichten, und wenn die CSU ihre Politik nicht ändere, werde sie
ihre Mitglieder an die landespolitische Konkurrentin verlieren. Ein Kurswechsel sei je-
doch nur möglich, so Horlacher weiter, wenn es gelinge, die Parteiführung grundle-
gend umzugestalten. In diesem Sinne schlug er vor, anstatt eines Landesvorsitzenden
ein Direktorium bestehend aus Ehard, Hundhammer und Schlögl an die Spitze der
CSU zu stellen.

415 Vgl. Kock, Bayerns Weg, S. 253. Johannes Semler berichtete am 11. 8. 1947 im Wirtschaftspolitischen
Ausschuß der CSU, er habe alles versucht, um Baumgartners Wahl zum Direktor für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten zu unterstützen, und habe sogar sein eigenes Amt zur Verfügung ge-
stellt. BAK, NL Probst 642.

416 Vgl. Der Spiegel vom 2. 8. 1947: „Kompensationen".
4,7 IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 4, „Dr. Baumgartner zur Veröffentlichung im Münchner Mit-

tag", undatiert. Der geschäftsführende Landesvorstand beschloß am 11. 8. 1947, das von Josef Müller
beantragte Schiedsgerichtsverfahren gegen Baumgartner einzuleiten. ACSP, CSU-LL, Protokoll der
Sitzung des geschäftsführenden Landesvorstands der CSU am 11. 8. 1947.

418 Vgl. den Artikel „Frankfurter Nachklänge" in der Berliner Zeitung Telegraf vom 31. 7. 1947.
4,9 Kock, Bayerns Weg, S. 252.
420 ACSP, CSU-LL, vertrauliche Notiz Rudolf Vogels: „Die Entscheidung von Eichstätt", undatiert;

IfZ-Archiv, RG 260, 10/91-1/4, „Subject: Betrachtung über die Christlich-Soziale Union" vom
21.8. 1947.

421 IfZ-Archiv, MA 1420/13, Bericht Paul Burns' über eine Besprechung mit Josef Müller am 22. 8. 1947
vom 25. 8. 1947; BayHStA, NL Pfeiffer 42, handschriftliche, teils stenographische Notizen Anton
Pfeiffers über die Geheimsitzung am 20. 8. 1947 und die Sitzung der Landtagsfraktion am 21. 8.
1947; Frankenpost vom 23. 8. 1947: „Spaltung der CSU beraten. Landtagsfraktion will Dr. Müller
absetzen

-

Bauernflügel macht sich selbständig".
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Der Vorschlag, Josef Müller auf diese Weise zu entmachten, hatte schon wiederholt
für Zündstoff gesorgt422. Im Vorfeld der außerordentlichen Landesversammlung er-

schien die auch von Anton Pfeiffer propagierte Idee einer solchen Satzungsreform als
der aussichtsreichste Weg, um den innerparteilichen status quo zugunsten der Opposi-
tion zu verändern. Als die Landtagsfraktion einen Tag später zu ihrer regulären Sit-
zung zusammentrat, standen die Frankfurter Direktorenwahl und die Vorbereitung
der außerordentlichen Landesversammlung erneut im Zentrum der Auseinanderset-
zung423. Bisher hatte stets die Parteiführung versucht, Einfluß auf die Unionsfraktion
zu nehmen, nun verkehrten sich die Fronten. Etwas umständlich konstruierte Anton
Pfeiffer eine Begründung für die Berechtigung, ja die Verpflichtung der Abgeordneten,
zu den Angelegenheiten der Partei Stellung zu nehmen424:
„Unsere Tätigkeit beruht auf der Verfassung. Die Verfassung kennt keine Parteien, sie legt auf den
Landtag große Verantwortung. Parteien kommen nur dort vor, wo vom Wahlgesetz die Rede ist.
Als Träger der aktiven Politik innerhalb des Staates kennt aber die Verfassung nur den Landtag
und seine Abgeordneten, diese wählen den Ministerpräsidenten, und dieser bestimmt die Richtli-
nien der Politik und vertritt Bayern nach außen. Der Ministerpräsident ist der Vertrauensmann.
Daraus ergibt sich, daß es das Recht der Fraktion ist, sich auch an der Vorbereitung auf den geisti-
gen Inhalt der Landesversammlung [zu beteiligen und] sich mit der Parteiführung auseinanderzu-
setzen. Die Fraktion hat das Mitsprache-Recht zu den Angelegenheiten, die von der Landesver-
sammlung behandelt werden. Dazu kommt: Die Fraktion hat die größte Kenntnis über die Ver-
hältnisse, hier ist also das Recht, ja die Pflicht der Fraktion Stellung zu nehmen, bes[onders] weil
in unseren Satzungen Bestimmungen sind, die die Zusammensetzung der Landesversammlung
nicht in Einklang setzen mit dem wirklichen politischen Gewicht in den verschiedenen Teilen
von Bayern."425
Wieweit die Fraktion dieser etatistischen und latent parteienfeindlichen Auffassung
Pfeiffers folgte, läßt sich aus dem Sitzungsprotokoll nicht ersehen. Es fällt jedoch auf,
daß sowohl Abgeordnete, die der innerparteilichen Opposition zuneigten, als auch po-
litische Freunde Josef Müllers den Zustand der bayerischen Unionspartei und das Ver-
hältnis von Partei und Fraktion bitter beklagten. Selbst Gerhard Kroll, ein enger Mit-
arbeiter des Landesvorsitzenden, bemerkte, es sei ihm noch immer nicht klar, „was
hinter den persönlichen Auseinandersetzungen an sachlichem Gehalt" liege.

In dieser Atmosphäre nahmen die Abgeordneten die Initiative Pfeiffers günstig auf,
einen fünfköpfigen Ausschuß mit der Ausarbeitung von Vorschlägen für eine Reform
der Parteiorganisation zu beauftragen, die der Landesversammlung als Antrag der
Fraktion unterbreitet werden sollten426. Pfeiffer hatte dafür bereits konkrete Vorstel-

Der erste Vorstoß in diese Richtung ging im Frühjahr 1946 von Franz August Schmitt und Alois
Schlögl aus; BayHStA, NL Pfeiffer 41, Rundschreiben Franz August Schmitts vom 13. 3. 1946 und
das als Anlage beigefügte Schreiben Franz August Schmitts an Älois Schlögl vom 13. 3. 1946; vgl.
Fait, Einleitung zu: Protokolle und Materialien, S. LI-LVIII.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 21. 8. 1947; der erste Teil der Sitzungwurde offensichtlich nicht protokolliert, auch ansonsten erscheint die Niederschrift lückenhaft. Zu-
sätzliche Informationen liefern IfZ-Archiv, MA 1420/13, Bericht Paul Burns' über eine Besprechungmit Josef Müller am 22. 8. 1947 vom 25. 8. 1947; BayHStA, NL Pfeiffer 42, handschriftliche, teils
stenographische Notizen Anton Pfeiffers über die Geheimsitzung am 20. 8. 1947 und die Sitzungder Landtagsfraktion am 21.8. 1947.
Ähnlich auch Main-Post vom 19. 8. 1947: „CSU vor Entscheidungen".
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 21. 8. 1947; das folgende, soweit nicht
anders belegt, nach dem Protokoll dieser Fraktionssitzung.
Der umfangreiche Antrag Pfeiffers ist dem Protokoll der Fraktionssitzung vom 21. 8. 1947 als Anla-
ge beigefügt.
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lungen, die
-

nach seinen eigenen Worten
-

darauf abzielten, „eine wirklich demokrati-
sche Form der Parteiorganisation und des Parteilebens" herbeizuführen und die Füh-
rungsaufgaben auf „einen grösseren Personenkreis" zu verteilen. Zum einen sollten
Maßnahmen vorgeschlagen werden, „durch welche eine fruchtbare und vertrauensvol-
le Zusammenarbeit zwischen der Landtagsfraktion und den oberen Organen der Partei
gewährleistet wird", zum anderen wollte er Instanzen schaffen, „die sich zur Entwick-
lung und Sicherung einer geordneten Organisation und Verwaltung der Parteieinrich-
tungen als notwendig erweisen". Es liegt auf der Hand, daß die Intention dieser Re-
formbestrebungen dahin ging, den Einfluß des Landesvorsitzenden auf die CSU, ihren
Verwaltungsapparat und ihre Publikationsorgane zu beschränken und damit auch den
Dualismus von Partei und Fraktion zu beenden. In diesem Sinne sah Pfeiffers Antrag
vor, die bisherigen Befugnisse des Landesvorsitzenden auf drei Vorsitzende zu vertei-
len und einen politischen „Areopag" zu schaffen, um den von Josef Müller dominier-
ten geschäftsführenden Landesvorstand abzulösen427.

Die Landtagsfraktion nahm den Antrag Pfeiffers ohne Gegenstimmen bei drei Ent-
haltungen an. Nach verschiedenen Presseberichten akzeptierte die Fraktion

-

gleich-
sam als Kompensation für die Initiativen zur Entmachtung Müllers

-

zugleich einen
weiteren Vorschlag, der gegen Hundhammer gerichtet war und einer von Müllers poli-
tischen Freunden immer wieder erhobenen Forderung entsprach: Fraktionsvorsitz und
Ministeramt sollten für unvereinbar erklärt werden428. In den Ausschuß, der sich mit
der Ausarbeitung der Reformvorschläge befassen sollte, wurden mit Pfeiffer selbst so-

wie mit Horlacher, Lacherbauer, Josef Donsberger und Heinrich Emmert hauptsäch-
lich Vertreter der innerparteilichen Opposition gewählt. Hanns Seidel und Friedrich
von Prittwitz und Gaffron lehnten eine Kandidatur ab429.

Auch Michael Horlacher war mit einem Antrag vor die Fraktion getreten. Er forder-
te die Abgeordneten auf, der Landesversammlung folgenden Beschluß zu unterbreiten:

Diesem Gremium sollten neben den drei Vorsitzenden der Ministerpräsident, der Landtagspräsident
und der Fraktionsvorsitzende angehören sowie Vertreter der Bezirke, der beiden großen Konfessio-
nen, der Bauern, der Arbeiter und des gewerblichen Mittelstandes.
Im protokollierten Teil der Fraktionssitzung vom 21. 8. 1947 finden sich keine diesbezüglichen Hin-
weise. In Pfeiffers Antrag hieß es unter Punkt 6 „Einzelfragen für die Arbeit der Fraktion" lediglich:
„Vereinbarkeit des Minister- und Staatssekretärsamtes mit führenden Stellungen in Fraktion oder
Landesparteileitung." Der Bericht Carl Lacherbauers über die Sitzung der Kommission zur Erarbei-
tung von Reformvorschlägen am 26. 8. 1947 (Anlage zum Protokoll der Fraktionssitzung vom 21. 8.
1947) enthält keine Hinweise darauf, ob dieser Punkt besprochen wurde. Vgl. aber Frankenpost
vom 23. 8. 1947: „Spaltung der CSU beraten. Landtagsfraktion will Dr. Müller absetzen

-

Bauernflü-
gel macht sich selbständig", und Kurier vom 22. 8. 1947: „Zurück zur Bayerischen Volkspartei? Di-
rektorium statt Landesvorsitzender

-

Vorschläge in der bayerischen CSU". Ein solches Kompensati-
onsgeschäft zwischen den Anhängern Josef Müllers und den Gefolgsleuten Alois Hundhammers ist
durchaus wahrscheinlich. Schon am 10.4. 1947 hatte Max Zwicknagl in der Fraktion einen Antrag ein-
gebracht, der es unmöglich machen sollte, das Amt des Fraktionsvorsitzenden und ein Ministeramt
in einer Person zu vereinen. Eine Abstimmung über diesen Antrag, der Hundhammer dazu gezwun-
gen hätte, eines seiner Ämter aufzugeben, wurde jedoch immer wieder verschoben. ACSP, CSU-LTF
I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 10.4. 1947, und CSU-LTF I, 15-12/4 und 5, Schreiben
mehrerer Abgeordneter an Alois Hundhammer vom 2. 7. 1947. Die Bezirksversammlung der CSU
Schwaben beschloß am 23.8. 1947 ebenfalls, einen entsprechenden Antrag zu stellen. ÄCSP, NL
Müller 168. Die Zeitung Telegraf berichtete am 22. 8. 1947 in dem Artikel „Wirrwarr in der CSU":
„Sicher ist aber, daß Müller sein Vorhaben nicht aufgeben und auch weiterhin versuchen wird, Dr.
Hundhammer als Fraktionsvorsitzenden abzuhängen und ihn damit auch als Minister zu erledigen."
Ein Bericht Carl Lacherbauers über die Sitzung dieser Kommission am 26. 8. 1947 findet sich als
Anlage zum Protokoll der Fraktionssitzung vom 21. 8. 1947.
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„Die Einigkeit innerhalb der CSU erfordert eine Parteileitung, die in der Lage ist, die-
sen Erfordernissen Rechnung zu tragen. Insbesondere die einheitliche Leitung der Par-
tei und der Fraktion [ist] sicherzustellen. Die jetzige Parteiführung der CSU wird hie-
für als ungeeignet erachtet."430 Müllers Freunde in der Fraktion waren jedoch nicht
ohne weiteres bereit, dieser Aufforderung zu folgen und dem Landesvorsitzenden das
Mißtrauen auszusprechen. In einer ersten Abstimmung votierten 25 Abgeordnete ge-
gen den Antrag Horlachers; als dieser sich jedoch bereit erklärte, den letzten Satz zu

streichen oder nur intern zu behandeln, stimmte die Fraktion bei einer Gegenstimme
und fünf Enthaltungen fast geschlossen zu431.

Diese wie auch andere Abstimmungen in der Fraktion zeigten, daß Müllers Rück-
halt bei den Abgeordneten schwächer war denn je. Angesichts der bevorstehenden
Auseinandersetzungen auf der außerordentlichen Landesversammlung mußte dies für
den Landesvorsitzenden ein deutliches Alarmsignal sein432. Die Beschlüsse der Uni-
onsfraktion fanden in der Presse großen Widerhall und lösten wilde Spekulationen
aus. „Bayerns CSU in der Krise" gehörte noch zu den harmloseren Schlagzeilen. Die
Neue Zeitung titelte „Spaltung oder Umbau", und die Berliner Zeitung Kurier stellte
die Frage, ob sich die CSU auf dem direkten Weg „Zurück zur Bayerischen Volkspar-
tei" befinde433. In dasselbe Horn stieß der Pressedienst der CDU/CSU, der am 30. Au-
gust unter der Schlagzeile „Neugruppierung der Bayerischen Volkspartei" berichtete:

„Auseinandersetzungen in der Landtagsfraktion und Vorgänge innerhalb der CSU deuten auf eine
Neugruppierung der alten BVP hin. Ehemalige Mitglieder jener Partei, die heute leitende Posten
im Staat und in der Union bekleiden, haben noch vor der Landesversammlung den Angriff auf
die CSU aus den eigenen Reihen heraus begonnen."434
Aber auch der angegriffene Parteivorsitzende und seine Mitstreiter waren nicht untätig
geblieben. Ein Beobachter der Besatzungsmacht stellte dazu fest, es sei Müllers erklär-
tes Ziel, Alois Hundhammer aus der Partei zu drängen und sich so seines schärfsten
Rivalen zu entledigen435. Zugleich hielten sich hartnäckig Gerüchte über einen Wechsel
Hundhammers zur Bayernpartei. Nach Informationen der Militärregierung hatte der
Fraktionsvorsitzende tatsächlich vorübergehend mit diesem Gedanken gespielt, sich
mit Blick auf die krisenhafte Zuspitzung der Ereignisse dann aber doch entschlossen,
noch einmal seine Chance in der CSU zu suchen436.

In dieser Situation traf es sich, daß für die Tage vom 13. bis 17. August ein Pädagogi-
scher Kongreß der CSU in Rothenburg ob der Tauber vorgesehen war, der von Ge-
folgsleuten Müllers konzipiert und durchgeführt wurde und sich deshalb problemlos

0 Der Antrag Horlachers findet sich als Anlage zum Protokoll der Fraktionssitzung vom 21. 8. 1947.
' Müller, der an dieser Fraktionssitzung teilnahm und seine Haltung bei der Frankfurter Direktoren-

wahl zu rechtfertigen versuchte, äußerte sich zu Horlachers Antrag so: „Wenn Sie mich stürzen,
Sie tun mir keinen grösseren Gefallen. Ich selbst kann nicht abtreten, solange ich eine Pflicht tun
muss. Wenn ich in der Landesversammlung nicht die Majorität habe, dann gehe ich gern in den Hin-
tergrund, dann habe ich die Mu[ß]e, meine Gedanken niederzulegen über die Vergangenheit und Ge-
genwart."

2 ACSP, CSU-LL, vertrauliche Notiz Rudolf Vogels: „Die Entscheidung von Eichstätt", undatiert.
3 Stuttgarter Nachrichten vom 26. 8. 1947; Neue Zeitung vom 25. 8. 1947; Kurier vom 22. 8. 1947.
4 Union-Dienst vom 30. 8. 1947.
5 IfZ-Archiv, MA 1479/9, Bericht Pierre M. Purves' über die außerordentliche Landesversammlung

der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt vom 3. 9. 1947.
6 Ebenda; vgl. auch den Artikel „Vor politischen Veränderungen in Bayern" im Union-Dienst vom

11.7. 1947.
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zu einer Art Generalprobe für die Abrechnung mit Hundhammer verwandeln ließ437.
Karl Köhler, der Vorsitzende des Kunstausschusses der bayerischen Unionspartei, hat-
te diese Veranstaltung zusammen mit dem Pädagogen Leo Weismantel seit Januar 1947
geplant. Von dieser Seite kam auch der Vorschlag, den Kongreß zu einer „Kampfansa-
ge" gegen den katholisch-konservativen Flügel der CSU zu nutzen und „die gesamte
Kulturpolitik Hundhammers" bloßzustellen438. Josef Müller stimmte den Vorschlägen
Köhlers und Weismantels zu, und am 11. August beauftragte der geschäftsführende
Landesvorstand den Münchner Stadtpfarrer Emil Muhler mit der Leitung des Pädago-
gischen Kongresses439. Tatsächlich waren die Angriffe, die auf dieser Veranstaltung ge-
gen Hundhammer vorgebracht wurden, dazu angetan, die Situation zu verschärfen und
die Aversionen gegen den umstrittenen Kultusminister auch in der eigenen Partei zu

schüren440.
Doch dabei blieb es nicht. Eine Woche bevor die Landesversammlung in Eichstätt

zusammentreten sollte, legten die politischen Freunde Josef Müllers die Marschroute
für den Parteitag minutiös fest. Zu diesem Zweck trafen sich am 23. August ca. 70
Landtagsabgeordnete, Parteifunktionäre und Delegierte, die mehrheitlich aus Franken,
Schwaben und der Oberpfalz kamen, im Versammlungssaal des Further Kulturver-
eins441. Nach Karl Köhlers Erinnerungen leitete Hanns Seidel diese Krisensitzung. In
einer längeren Rede, die sowohl für die Lage der bayerischen Unionspartei als auch
für den politischen Horizont des späteren Landesvorsitzenden und Parteireformers be-
zeichnend war, führte er aus:

„Eine Rückkehr zur alten Bayerischen Volkspartei dürfe auf keinen Fall stattfinden. Das Große an

der neuen Partei sei das politische Zusammenwirken der beiden Konfessionen. Die andere Kom-
ponente, die ihm wichtig erschien, sei die Komponente der Liberalität. Nur wenn die Union bei
den wichtigen Grundsätzen bliebe, wie sie die Gründer festgelegt hätten, bestünden Aussichten,
wirksame Politik nicht allein für Bayern durchzuführen, sondern es bestünden durchaus berech-
tigte Möglichkeiten, auch die Trennung der vier Zonen zu überwinden, um dann für ganz

437 Zum Pädagogischen Kongreß der CSU vom 13.-17. 8. 1947 in Rothenburg ob der Tauber vgl. vor al-
lem die ausführliche Darstellung Köhlers selbst. Es ist nicht auszuschließen, daß Köhlers diesbezüg-
liche Erinnerungen Datierungen und ursprüngliche Intentionen nicht korrekt wiedergeben; daran,
daß sich der Kongreß zu einer Waffe in den Führungs- und Flügelkämpfen entwickelte, besteht
aber kein Zweifel. IfZ-Archiv, MS 343 Smlg. Köhler 1, Bl. 88-154, das folgende nach Bl. 88-94. Zu
den Konflikten zwischen Hundhammer und Weismantel IfZ-Archiv, RG 260, 13/150-3/10, Bericht
über eine Sitzung des Kulturpolitischen Ausschusses der CSU am 18. 2. 1947.

438 IfZ-Archiv, MS 343 Smlg. Köhler 1, Bl. 89.
439 ACSP, CSU-LL, Protokoll der Sitzung des geschäftsführenden Landesvorstands am 11.8. 1947.
440 Zu Programm und Verlauf des Pädagogischen Kongresses vgl. ACSP, CSU-LTF I, 9-10, Einladung

und Programm für den Pädagogischen Kongreß der CSU vom 13.-17. 8. 1947 in Rothenburg ob
der Tauber; ACSP, NL Müller 27, Bericht Wolfgang Müllers über den Verlauf des Pädagogischen
Kongresses vom 18. 8. 1947 und zwei undatierte Berichte des Oberstudienrats Wolfgang Kiener
über den Verlauf des Pädagogischen Kongresses.

441 Ursprünglich war als Tagungsort Nürnberg avisiert. In dem Einladungsschreiben hieß es: „Eine
Rückkehr zur Politik der Bayerischen Volkspartei ist für uns unmöglich. Auf der anderen Seite
darf sich die Landesversammlung nicht noch einmal in ergebnislosen Auseinandersetzungen er-

schöpfen. Es ist daher wichtig, dass wir uns vor Eichstätt eingehend darüber besprechen, wie wir
die gegenwärtige innere Krise der Christlich-Sozialen Union überwinden helfen. [.

.

.] Wir nehmen
an, dass auch der Landesvorsitzende an dieser Besprechung teilnimmt. Die Vorstände sämtlicher
nordbayerischen Bezirksverbände und eine Reihe von massgeblichen südbayerischen Parteifreunden
werden anwesend sein." IfZ-Archiv, MS 343 Smlg. Köhler 2, Bl. 210 b, Rundschreiben Karl Köhlers,
Hanns Seidels, August Haußleiters und Elisabeth Meyer-Spreckels' vom 15. 8. 1947, und Bl. 210 a,
Rundschreiben Karl Köhlers, Hanns Seidels, August Haußleiters und Elisabeth Meyer-Spreckels'
vom 18. 8. 1947, in dem die Änderung des Tagungsortes bekanntgegeben wurde.
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Deutschland hilfreich zu wirken. Daher dürfe in Eichstätt in der Führung der neuen Partei, der
Union, keine Änderung eintreten, sondern wir hätten die Schuldigkeit, dafür zu werben und dafür
zu sorgen, daß Dr. Jose[f] Müller weiterhin im Sinne dieser Politik arbeiten könne. Wird dies
nicht der Fall sein, können wir mit dem sicheren Verlust der evangelischen und liberalen Wähler
rechnen."442

Über den Verlauf der Besprechung und über die Beschlüsse, die gefaßt wurden, um ei-
nen Erfolg der katholisch-konservativen Kräfte in Eichstätt zu verhindern, informiert
ein Rundschreiben, das Alois Hundhammer wenige Tage vor Beginn der Landesver-
sammlung an die Mitglieder der Landtagsfraktion richtete443. Der Fraktionsvorsitzen-
de berief sich dabei auf schriftliche Berichte von zwei Personen, die an der Further
Konferenz teilgenommen hatten, und enthielt sich selbst jeden Kommentars. In diesem
Rundschreiben heißt es:

„1.) Die Frage der Führung in der CSU wurde unter Übergehen einiger bedenklicher Stimmen
dahingehend festgelegt, daß man ein Direktorium stri[kt] ablehnt. Auch der Vorschlag, neben
Dr. M. Ausschüsse zu bilden, die führend beschließen, wurde abgelehnt. Ziel: Bewußtes Hinarbei-
ten auf den Bruch der CSU.

2.) Taktik: a) Bei jeder Gelegenheit melden sich alle Müller-Anhänger sofort zur Diskussion.
Es soll damit erreicht werden, daß die Redner Dr. Hundhammers dadurch nicht zum Einsatz
kommen, daß man rechtzeitig den Antrag auf Schluß der Rednerliste, der Debatte etc. einbringt.

b) Jeder Antrag aus dem Hundhammer-Lager wird mit allen zu Gebot stehenden Mitteln be-
kämpft, wenn nötig durch Schreien und Rand[al]ieren. Mit schärfsten Mitteln wird rücksichtslos
vorgegangen werden.

3.) Regie [. ..] c) Dr. Hundhammer (möglichst ausgiebig) wird von Haußleiter als 1. Redner auf
das Schwerste angegriffen. Er soll ufnter] allen Umständen provoziert werden. Themen: a) Koali-
tionsregierung b) Eichstätter Beschlüsse c) Verrat am 10 er Ausschuß b[ei] d[er] Kabinettsbildung
d) Warum kommt der Demagoge Loritz ins Kabinett? e) Warum muß Ministerialrat Rinke das
Wirtschaftsministerium räumen? Als 2. Redner spricht Dr. Köhler Dr. Hundhammer hinsichtlich
seiner kulturpolitischen Tätigkeit an. Er hat die Aufgabe, Dr. Hundhammer zu provozieren. Er-
reicht soll werden, daß sich Dr. Hundhammer vergißt und beleidigend antwortet. Dies soll dann
zum Gegenstand eines Schiedsverfahrens gemacht werden mit dem Ziele, Dr. Hundhammer aus-
zuschließen aus der CSU. Dr. Hundhammer wird das Mißtrauen ausgesprochen. Damit will man
Dr. Ehard zwingen, Dr. Hundhammer aus dem Kabinett zu entlassen. Die Forderung nach der
Abgabe des Fraktionsvorsitzes wird erhoben werden. Jeder Redner wird nach dem Ende seiner
Ausführungen einen Antrag stellen, um Dr. Hundhammer zur Gegenerklärung zu zwingen.Übereinstimmend: Gegen Dr. Hundhammer geht es drauf und dran. Er muß erledigt werden, ko-
ste es, was es wolle. [. ..]

4.) Aussichten [.
.

.] c) Sollte es nicht gelingen, Dr. Hundhammer zu beseitigen und die CSU
wie bis jetzt weiterlaufen, so wird man die CDU gründen."

IfZ-Archiv, MS 343 Smlg. Köhler 2, Bl. 211.
IfZ-Archiv, ED 132 NL Baumgartner 4, Rundschreiben Alois Hundhammers an die Mitglieder der
Landtagsfraktion vom 27. 8. 1947; das folgende Zitat ebenda. Die Tatsache, daß gerade Hundham-
mer die Geheimsitzung der politischen Freunde Josef Müllers öffentlich machte und daß die skiz-
zierte Marschroute fast exakt mit dem späteren Verlauf der Landesversammlung korrespondierte,wirft die Frage nach der Glaubwürdigkeit dieses Dokuments auf. Eine nachträgliche Fälschungdürfte unwahrscheinlich sein, da dafür kaum die Form eines Rundschreibens gewählt worden
wäre. Was den Inhalt angeht, so deckt sich Hundhammers Bericht mit den Erinnerungen Köhlers,
die an dieser Stelle jedoch sehr spärlich sind (IfZ-Archiv, MS 343 Smlg. Köhler 2, Bl. 211). Man
wird also letztlich davon ausgehen können, daß in Fürth Beschlüsse gefaßt wurden, die den von
Hundhammer genannten zumindest teilweise entsprachen. Zugleich ¡st anzunehmen, daß sich der
hart kritisierte Kultusminister um eine möglichst scharfe Diktion bemühte, um noch unentschlosse-
ne Abgeordnete auf seine Seite zu ziehen. Das Rundschreiben findet sich auch zitiert bei Fait, An-
fänge, S. 205 ff.



212 III. Der Dualismus zwischen Partei und Fraktion 1946-1948

Als Josef Müller am 30. August 1947 die außerordentliche Landesversammlung eröff-
nete, waren beide Seiten auf die bevorstehenden Auseinandersetzungen bestens vorbe-
reitet. Journalisten rechneten mit einer Spaltung der bayerischen Unionspartei444. Auch
Beobachter der amerikanischen Besatzungsmacht berichteten, daß der katholisch-kon-
servative Flügel der CSU unter Hundhammers Führung zur Bayernpartei überwech-
seln würde, wenn es nicht gelänge, Müller zu entmachten. Eine Gruppe fränkisch-pro-
testantischer Politiker hatte dagegen erkennen lassen, daß sie aus der Partei ausscheiden
würde, wenn die Initiativen der Gegenseite erfolgreich wären445. Aber die endgültige
Entscheidung, die von vielen erwartet oder erhofft worden war, blieb aus. Die Tagung
verlief zwar nach den Richtlinien, die die politischen Freunde Müllers in Fürth festge-
legt hatten, doch es gelang trotz aller Bemühungen nicht, den Kultusminister ernsthaft
in Bedrängnis zu bringen oder gar zu provozieren. Der taktisch geschickten Rede
Hundhammers hatten die Redner des Müller-Flügels nur wenig entgegenzusetzen446.
Haußleiter löste mit seiner Äußerung, unter den politischen Werten des Kultusmini-
sters rangiere bayerisch vor christlich, lediglich tumultartige Szenen aus und wurde mi-
nutenlang niedergebrüllt447. Hundhammer erhielt aber allen Turbulenzen zum Trotz
sein Vertrauensvotum; bei 25 Enthaltungen sprachen sich 323 Delegierte für den Kul-
tusminister aus, 154 stimmten gegen ihn448.

Auch den Initiativen der Fraktion war wenig Erfolg beschieden. Nach Müllers Re-
chenschaftsbericht brachte Horlacher den von der Fraktion mehrheitlich gebilligten
Mißtrauensantrag ein. Doch die Landesversammlung votierte erneut für den Landes-
vorsitzenden. Mit 308 gegen 192 Stimmen bei zehn Enthaltungen erzielte Müller
zwar ein schlechteres Ergebnis als sein Erzrivale, er war aber noch einmal mit einem
blauen Auge davongekommen449. Zudem gelang es ihm, die detaillierten Vorschläge
für eine Reform der Satzung zu konterkarieren. Müller empfahl nämlich selbst, durch
den Landesausschuß zwei stellvertretende Parteivorsitzende wählen zu lassen und ei-
nen „Ältestenrat" als Vermittlungsinstanz einzurichten450. Damit kam der Ochsen-

14 Main-Post vom 19. 8. 1947: „CSU vor Entscheidungen"; Kurier vom 22. 8. 1947: „Zurück zur Baye-
rischen Volkspartei?"; Frankenpost vom 23. 8. 1947: „Spaltung der CSU beraten"; SZ vom 23. 8.
1947: „Bayerns größte Partei vor der Entscheidung"; SZ vom 23. 8. 1947: „Diadochenkämpfe"; Ta-
gesspiegel vom 24.8. 1947: „Der Kampf in der CSU"; Telegraf vom 28. 8. 1947: „Ein Pyrrhussieg
und seine Folgen".

15 IfZ-Archiv, MA 1479/9, Bericht Pierre M. Purves' über die außerordentliche Landesversammlung
der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt vom 3. 9. 1947; IfZ-Archiv, RG 260, 7/29-1/13-16, James
R. Wilkinson an das State Department vom 9. 9. 1947.

16 Protokoll der außerordentlichen Landesversammlung der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt, in:
Protokolle und Materialien, S. 1102-1116 (Alois Hundhammer) und S. 1116-1144 (Aussprache und
abschließende Erklärung Alois Hundhammers). Zur Wirkung der Reden und Diskussionsbeiträge
IfZ-Archiv, MA 1479/9, Bericht Pierre M. Purves' über die außerordentliche Landesversammlung
der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt vom 3. 9. 1947. Vgl. auch Fait, Anfänge, S. 207-218, und
Hettler, Josef Müller, S. 333-347.

17 Protokoll der außerordentlichen Landesversammlung der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt, in:
Protokolle und Materialien, S. 1128 f., und IfZ-Archiv, MA 1479/9, Bericht Pierre M. Purves' über
die außerordentliche Landesversammlung der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt vom 3. 9. 1947.

18 Protokoll der außerordentlichen Landesversammlung der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt, in:
Protokolle und Materialien, S. 1184.

19 Ebenda, S. 1219.
,0 Ebenda, S. 1191 f. Ein Beobachter der Militärregierung bemerkte: „The Mueller forces suffered a se-

rious eclipse in the course of the afternoon [30. August]. Accordingly it was not difficult for Dr.
Pfeiffer and Dr. Ehard to persuade Mueller to agree to an alternation of the statutes providing for a
directorate which the party chairman would be responsible." IfZ-Archiv, MA 1479/9, Bericht Pierre
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sepp der innerparteilichen Opposition zwar entgegen, das, was er vorschlug, blieb je-
doch weit hinter den Forderungen nach der Einrichtung eines Direktoriums an der
Parteispitze und nach der Erweiterung des geschäftsführenden Landesvorstands zu-

rück, die sowohl von Horlacher als auch von Ehard erhoben wurden451. Carl Lacher-
bauer kam am Ende der Tagung nicht einmal mehr dazu, die Reformvorschläge der
Fraktion im einzelnen vorzustellen452. Es blieb nur noch Zeit, die Landesversamm-
lung aufzufordern, die Anträge der Fraktion an den Landesausschuß zu überweisen,
der spätestens bis Ende Oktober 1947 darüber beraten und seine Beschlüsse dem
nächsten ordentlichen Parteitag vorlegen sollte. Gegen diesen Versuch, den Landes-
ausschuß zeitlich und inhaltlich zu binden, setzte sich Müller erfolgreich zur Wehr.
Die ermüdeten Delegierten waren damit einverstanden, daß die Reformvorschläge
der Fraktion als unverbindliches „Material" an den Landesausschuß weitergegeben
wurden.

Die mit soviel Spannung erwartete außerordentliche Landesversammlung brachte
weder eine Entscheidung noch eine Klärung der Situation453. Offensichtlich war keine
Seite stark genug, um sich in den Führungs- und Flügelkämpfen durchsetzen zu können,
und vor einer Spaltung der bayerischen Unionspartei schreckte man letztlich doch zu-

rück454. Der Landesvorsitzende hatte zwar sichtlich an Boden verloren, andererseits
war es der von Hundhammer, Schlögl, Pfeiffer und Horlacher geführten Opposition
aber auch nicht gelungen, seine Machtbefugnisse zu beschränken und eine Satzungsre-
form zu erzwingen. Der eigentliche Sieger der Tagung war zweifellos Hans Ehard. Der
Ministerpräsident war mit einer großen Rede vor die Delegierten getreten, „die in der
zerstrittenen CSU beinahe die Funktion eines neuen Parteiprogramms erhielt"455. Zu-
dem hatte er es verstanden, immer dann ausgleichend in die Auseinandersetzung ein-
zugreifen, wenn die Debatte hoffnungslos verfahren schien. Die sachliche Art des mit
der ganzen Autorität seines Staatsamts auftretenden Regierungschefs wirkte auf die
Delegierten geradezu magnetisch. Auch für Gerhard Kroll, immerhin ein profilierter
Sprecher des Müller-Flügels, war Ehard der ruhende Pol in der krisengeschüttelten
CSU:

„Wir haben im Verlauf der Landesversammlung ein sehr eigentümliches Schauspiel erlebt. Die
Versammlung begann mit der Rede des Ministerpräsidenten [Hans Ehard], und man hat das Ge-
fühl gehabt, es war eine Stimmung im Saal, die dadurch besonders gekennzeichnet war, daß sich
beide Gruppen wie die Kletten an diesen Mann hingen, der dies unsagbare Talent zum Ausglei-
chen und zum Beruhigen besessen hat. (Beifall.) Er ist die Persönlichkeit, auf die wir im Notfall

M. Purves' über die außerordentliche Landesversammlung der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt
vom 3. 9. 1947.

1 Protokoll der außerordentlichen Landesversammlung der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt, in:
Protokolle und Materialien, S. 1195 f. (Hans Ehard) und S. 1203-1206 (Michael Horlacher); Gerhard
Kroll (S. 1209-1212) lehnte im Sinne Müllers ein Direktorium ab.

2 Hierzu und zum folgenden ebenda, S. 1221 f.
3 Zur parteioffiziellen Version der Vorgänge auf der außerordentlichen Landesversammlung vgl. die

Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union vom 6. 9. 1947: „Eichstätt entschied für Ausgleich. Die
Landesversammlung der Union im Zeichen bewegter Debatten".

4 IfZ-Archiv, RG 260, 7/29-1/13-16, James R. Wilkinson an das State Department vom 9. 9. 1947; IfZ-
Archiv, MA 1479/9, Bericht Pierre M. Purves' über die außerordentliche Landesversammlung der
CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt vom 3. 9. 1947; vgl. auch den Artikel „Würzige Bajuwarismen.Großer Aufwand schmählich vertan" im Spiegel vom 6. 9. 1947, und Telegraf vom 5. 9. 1947: „Eich-
stätt: Keine Klärung in der CSU".

5 Mintzel, Geschichte der CSU, S. 244.
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als auf den letzten Rettungsanker schauen, der die Union durch die Schwierigkeiten durchsteuern
kann. (Sehr richtig!) Er möge sich dieser unerhörten Belastung und unerhörten Aufgabe bewußt
sein; und wir sind überzeugt, daß er die Schwierigkeiten voll und ganz kennt!"456

Damit war Josef Müller ein Konkurrent um die Führung der Partei erwachsen, der
nicht aus den Reihen der katholisch-konservativen Traditionalisten kam, sich in den
bisherigen Konflikten weitgehend zurückgehalten hatte und bei allen Flügeln gleicher-
maßen Sympathien genoß457. Der amerikanische Generalkonsul in München wagte so-

gar die Aussage, daß der Ministerpräsident dem Ochsensepp zu jedem beliebigen Zeit-
punkt den Parteivorsitz erfolgreich streitig machen könne458. Dieser neuen Rolle
Ehards entsprach auch eine Initiative, die August Haußleiter in den ersten September-
tagen unternahm. Er machte dem Ministerpräsidenten den Vorschlag, „eine Zusam-
menkunft der Exponenten aller Gruppierungen" der CSU unter seinem Vorsitz einzu-
berufen, um über eine Reform der Partei mit dem Ziel eines „innerparteilichen Burg-
friedens" zu diskutieren459. Doch bevor konkrete Schritte unternommen werden konn-
ten, veränderte sich die politische Konstellation so grundlegend, daß andere Dinge zu-

nächst wichtiger waren.

9. Das zweite Kabinett Ehard
Am 14. September 1947 beschloß der Landesausschuß der bayerischen SPD den Aus-
tritt aus der seit neun Monaten bestehenden Koalitionsregierung. Einen Tag später er-

klärten die sozialdemokratischen Minister und Staatssekretäre ihren Rücktritt460. Das
Auseinanderbrechen des ersten Kabinetts Ehard kam nicht gänzlich unerwartet, denn
es knirschte schon seit mehreren Monaten im Getriebe der Regierungsmaschinerie461.
Teile der SPD hatten einer Zusammenarbeit mit der CSU von Anfang an skeptisch ge-
genübergestanden, und spätestens seit der Frankfurter Direktorenwahl war die große
Koalition in Bayern auch der Parteizentrale in Hannover ein Dorn im Auge462. Ver-
handlungen zwischen Delegationen von CSU und SPD über eine Fortsetzung des
Bündnisses brachten keine konkreten Ergebnisse. Hartmut Mehringer ist überhaupt
der Meinung, daß man in der Führungsriege der bayerischen Sozialdemokratie „nur

* Protokoll der außerordentlichen Landesversammlung der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt, in:
Protokolle und Materialien, S. 1211.

17 Hans Hermann von Eicken, ein ehemaliger Mitstreiter Josef Müllers aus den Gründungstagen der
CSU, schrieb am 4. 9. 1947 an Hans Ehard: „Ich sichere Ihnen auch an dieser Stelle zu, dass ich mei-
nen Einfluss [.

.

.] für die von Ihnen vertretene Linie einzusetzen beabsichtige, die mir augenblicklichin dem .Dschungel' der bayerischen Politik [als] der einzige Lichtblick erscheint." IfZ-Archiv, Fh 56.
8 IfZ-Archiv, RG 260, 7/29-1/13-16, James R.Wilkinson an das State Department vom 9.9. 1947:

„The Convention appears to illustrate the fact that Minister-President Ehard has to become the cen-
tral figure of the party. It is believed that he could successfully contest Mueller's leadership of the
party at any time if he so desired, but he seems to prefer party unity. He will probably attempt to in-
crease his personal influence without an open break with any segment of the party."9 IfZ-Archiv, Fh 56, August Haußleiter an Hans Ehard vom 6. 9. 1947.

0 Zum Bruch der Regieningskoalition in Bayern vgl. Mehringer, Waldemar von Knoeringen, S. 325-
335; danach auch das folgende.

1 Ministerpräsident Ehard erklärte wenige Tage nach dem Rücktritt der sozialdemokratischen Regie-rungsmitglieder, „so ein langsames Abbröckeln" sei „immer bemerkbar" gewesen. ACSP, CSU-
LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 18. 9. 1947.

2 IfZ-Archiv, RG 260, 7/29-1/13-16, E. Tomlin Baily an das State Department vom 19. 9. 1947.
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noch auf einen spektakulären Anlaß" wartete, „um den Sprengsatz zu zünden oder nach
Möglichkeit die CSU zu zwingen, aus eigenem Antrieb den Bruch zu vollziehen"463.

Es gab freilich auch einen gewichtigen Grund, der Waldemar von Knoeringen, den
Landesvorsitzenden der SPD, zögern ließ, den Ausstieg aus der zunehmend als Bela-
stung empfundenen Koalitionsregierung zu vollziehen: die Hoffnung auf eine Spaltung
der bayerischen Unionspartei. Als sich auf der außerordentlichen Landesversammlung
in Eichstätt jedoch zeigte, daß mit einem Auseinanderbrechen der CSU zumindest
kurzfristig nicht gerechnet werden konnte464, entschloß sich die SPD zum Handeln.
Unmittelbarer Anlaß für ihren Rückzug aus dem Kabinett war die Rede des Minister-
präsidenten in Eichstätt, bei der er in teilweise scharfer Form jede Spielart des Sozialis-
mus abgelehnt hatte465. Wilhelm Hoegner, einer der wenigen führenden Sozialdemo-
kraten, die für eine Fortsetzung der Zusammenarbeit mit der CSU plädierten, sprach
später nicht zu Unrecht von einem „Vorwand" für die Aufkündigung der Koalition466.
Ehards Verdikte hatten aber bei vielen Sozialdemokraten wohl wirklich Irritationen
ausgelöst, obwohl der Ministerpräsident wiederholt versicherte, er habe den Koaliti-
onspartner in keiner Weise angreifen wollen467. Tatsächlich gibt es keine Indizien dafür,
daß man in der bayerischen Unionspartei ernsthaft geplant hätte, das Regierungsbünd-
nis zu sprengen; auch Josef Müller gehörte inzwischen zu denen, die Geschmack an ei-
ner Zusammenarbeit mit der SPD zu finden begannen468.

Der Bruch der Koalition traf die CSU nicht unvorbereitet. Durch Presseberichte
über einen bevorstehenden Rücktritt der sozialdemokratischen Regierungsmitglieder
alarmiert, berieten Josef Müller, Hans Ehard, Joseph Baumgartner, Michael Horlacher
und Alois Hundhammer bereits am 12. September über die politische Lage469. Hor-
lacher verhehlte dabei nicht, daß er den Parteivorsitzenden und seine Einflußnahme
auf die Frankfurter Direktorenwahl für die Krise verantwortlich machte. Zugleich be-
tonte er ganz im Sinne seiner bisherigen Haltung in der Koalitionsfrage, daß für ihn
ein reines CSU-Kabinett nicht in Frage käme. Dagegen signalisierte Landwirtschafts-
minister Baumgartner, der zweite prominente Vertreter des Bauernflügels in der Run-
de, seine Bereitschaft, auch in einer Regierung mitzuarbeiten, die nur von der bayeri-
schen Unionspartei gestellt würde. Von entscheidender Bedeutung war aber die über-
raschende Tatsache, daß Müller und Hundhammer zu einem Konsens fanden. Beide

Mehringer, Waldemar von Knoeringen, S. 327.
Auch Hans Ehard unterstellte der SPD dieses Motiv. ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Frak-
tionssitzung am 18. 9. 1947.
Protokoll der außerordentlichen Landesversammlung der CSU am 30./31. 8. 1947 in Eichstätt, in:
Protokolle und Materialien, S. 1063-1081.
Hoegner, Außenseiter, S. 295.
Vgl. Gelberg, Hans Ehard, S. 48. Vor der Fraktion erklärte Ehard: „Ich stehe nicht an zu sagen, es ist
mir nicht im Traum eingefallen, die bayerischen Sozialdemokraten mit den Kommunisten oder ei-
nem kollektivistischen System gleichzustellen." Die Adressaten seiner Rede dürften eher in der eige-
nen Partei zu suchen sein, da Ehard weiter ausführte: „Ich halte es nicht für glücklich, wenn man
vom sozialen Christentum spricht. Soziales Christentum ist ein Pleonasmus. Christlicher Sozialis-
mus ¡st ein Unsinn." ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 18. 9. 1947.
Vgl. Mehringer, Waldemar von Knoeringen, S. 326. Die Positionen, die Josef Müller und seine poli-
tischen Freunde im Sommer 1947 vertraten, wären mit den entsprechenden Programmpunkten der
SPD nicht unvereinbar gewesen. ACSP, NL Müller 221, August Haußleiter an Josef Müller vom
7. 7. 1947 und die von Haußleiter verfaßten „Koalitionsbedingungen der CSU", undatiert, sowie
NL Müller 226, Presseerklärung Josef Müllers und Waldemar von Knoeringens vom 19. 7. 1947.
IfZ-Archiv, MA 1420/13, Bericht Pierre M. Purves' über ein Gespräch mit Josef Müller vom 15. 9.
1947; das folgende nach ebenda.
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plädierten dafür, alle Vorbereitungen für eine alleinige Regierungsübernahme zu tref-
fen, um das weitere Vorgehen der SPD in Ruhe erwarten zu können. Damit bahnte
sich eine Zusammenarbeit der bis dahin verfeindeten Flügel an, mit der man nicht un-

bedingt hatte rechnen können. Dies bekamen vor allem diejenigen zu spüren, die wie
Horlacher eine Fortsetzung der Koalition favorisierten; nolens volens beugten sie sich
aber schließlich den Mehrheitsverhältnissen.

Drei Tage nach dem Auseinanderbrechen der Regierung trat die CSU-Fraktion zu-

sammen. Bereits einleitend teilte Hundhammer den Abgeordneten mit, daß in der Fra-
ge der anstehenden Regierungsumbildung ein gemeinsamer Nenner zwischen Partei-
und Fraktionsführung gefunden worden sei470. Hans Ehard und Josef Müller stießen
in dasselbe Horn. Durch das Verhalten des Koalitionspartners sichtlich gekränkt, lehn-
te Ehard eine sofortige Neuauflage der Koalition mit der SPD ab. Auch eine Auflö-
sung des Landtags und anschließende Neuwahlen, wie sie die Sozialdemokraten gefor-
dert hatten471, kamen für ihn nicht in Frage. Ehard fürchtete

-

und dies ist bezeichnend
für sein Politikverständnis -, daß ein zeitweiliges Machtvakuum die Stellung Bayerns
gegenüber den bizonalen Institutionen, den Besatzungsmächten und den übrigen deut-
schen Ländern schwächen könnte. Weiter führte der Regierungschef aus:

„In de[m] Zeitpunkt, in dem das Volk verlangt, daß wir in die Bresche springen, müssen wir es

tun, selbst auf die Gefahr hin, daß man ein Risiko eingeht. Es besteht aber auch eine ganz große
Chance, die Chance für die CSU. [.. .] Wir müssen jetzt zeigen, daß eine Partei bereit ist, diese
Verantwortung zu übernehmen. Hat sie Erfolg, so ist es recht. Sonst haben die [a]nderen dann Ge-
legenheit zu zeigen, daß sie es besser machen. Wenn wir uns christlich nennen wollen, dann müs-
sen wir auch bereit sein, eine ehrliche Verantwortung auf uns zu nehmen. [. ..] Es gäbe ein Letztes:
Die CSU übernimmt, nachdem sie dahin gedrängt worden ist, die Verantwortung, das Risiko, sie
nimmt aber auch die Chance für sich in Anspruch. Schließlich und endlich müssen wir eine Frage
stellen, nämlich die Frage, was verlangen unsere Wähler, was verlangt das bayerische Volk. Was
das Volk verlangt, das können Sie genau so beurteilen wie ich. Ich bin der Meinung, so wie die Si-
tuation ¡st, muß die CSU die Verantwortung übernehmen. Sie muß es tun und kann es tun."

Damit hatte sich Ehard den Positionen genähert, die Müller und seine Mitstreiter
schon im Dezember 1946 vertreten hatten472. Auseinandersetzungen über die Person
des Ministerpräsidenten gab es nicht mehr, dafür war die Stellung Ehards in der CSU
bereits zu stark. In einer Rede, die sich weitgehend mit der des Ministerpräsidenten

0 ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 18. 9. 1947; das folgende nach dem
Protokoll dieser Fraktionssitzung. Ergänzend dazu IfZ-Archiv, RG 260, 15/102-2/23, Bericht eines
Vertrauensmannes der Militärregierung über die Sitzung der CSU-Fraktion am 18.9. 1947. Am
25. 9. 1947 erklärte Alois Hundhammer in einer öffentlichen Parteiversammlung im Münchner Mat-
thäser-Bräu (ACSP, CSU-LTF I, 15-12/4 und 5): „Da haben nun manche Leute auf den GegensatzMüller

-

Hundhammer spekuliert. Das war eine Fehlspekulation. Es ist richtig und kein Geheimnis,
daß in der Auffassung über manche politischen [sie!] Dinge zwischen Dr. Müller und mir Meinungs-verschiedenheiten bestehen. Aber wir sind beide der Auffassung, daß über alles hinweg das Wohl des
Vaterlandes stehen muß. [.

.

.] In der heutigen Zeit ist es nicht möglich, das Volk ohne eine stabile
Regierung zu lassen. Wir wollen gemeinsam den Ministerpräsidenten stützen. Die rasche Lösung in-
nerhalb der Regierung und innerhalb der Fraktion ist dadurch ermöglicht worden, daß alle Frakti-
onskollegen der CSU, auch diejenigen, die sich vor einem Jahre noch nicht für Ehard erklären konn-
ten, jetzt geschlossen hinter den Ministerpräsidenten getreten sind."

1 Kurier vom 20. 9. 1947: „Auflösung des Landtags beantragt".2 Josef Müller hatte im Februar 1947 vorgeschlagen, man könne ja ein nur von der CSU getrageneszweites Kabinett Ehard bilden, wenn die SPD aus der Koalition ausscheide. Ehard war dagegenskeptisch gewesen, ob die Union die dazu nötige Kraft und innere Geschlossenheit aufbrächte.
ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 20. 2. 1947.
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deckte, trat auch Müller dafür ein, Ehard erneut mit der Regierungsbildung zu beauf-
tragen.

Ohne in eine Diskussion einzutreten, sprachen sich die Abgeordneten nach den Re-
den Ehards und Müllers einstimmig dafür aus, daß der Ministerpräsident an der Spitze
einer ausschließlich von der CSU getragenen Regierung im Amt bleiben solle. Auch
wenn Horlacher skeptisch blieb und Müller noch keine endgültige Entscheidung tref-
fen wollte, ob er ein Ministeramt übernehmen würde, waren die Weichen für die wei-
tere Entwicklung gestellt.

Am 20. September konnte Hans Ehard sein neues Kabinett im Landtag vorstellen473.
Mit Wirtschaftsminister Hanns Seidel und Innenminister Willi Ankermüller bekleide-
ten nun zwei Politiker Schlüsselpositionen, die zu den Anhängern des Parteivorsitzen-
den zu zählen waren. Müller selbst trat als Justizminister und stellvertretender Mini-
sterpräsident in die Regierung ein. Er galt allgemein als der „starke Mann" des neuen

Kabinetts474 und wurde wegen seiner Zuständigkeit für zonale und bizonale Fragen
als „bayerischer Außenminister" gehandelt475. Die „Koalition innerhalb der eigenen
Partei"476 ließ eine bislang nicht gekannte Aufbruchsstimmung in der CSU aufkom-
men. Konrad Kubier stellte fest, daß in der Fraktion jetzt volle „Begeisterung" und
der „nötige Kampfgeist" herrsche; Josef Piechl glaubte nach der Fraktionssitzung am

18. September gar, der „schönste Tag" in seinem Leben sei zu Ende gegangen477. Die
sachlichen Gegensätze und persönlichen Auseinandersetzungen schienen für den Mo-
ment vergessen zu sein und machten der Hoffnung auf einen Neuanfang Platz478.

Doch der Burgfriede in der CSU war nur von kurzer Dauer. Müller und seinen po-
litischen Freunden im Kabinett gelang es nicht, die Politik des Ministerpräsidenten we-
sentlich zu beeinflussen479. Dagegen gewann der populäre Ehard, unterstützt von ei-
nem eingespielten Mitarbeiterstab in der Staatskanzlei, mehr und mehr Handlungs-
spielraum, da sich die Exponenten der beiden wichtigsten Parteiflügel im Ministerrat
oft genug blockierten. Obwohl Müllers Stellung im Kabinett nominell stark war,
konnte er kaum verlorenes Terrain zurückgewinnen. Bereits im Oktober 1947 kam es

zwischen Müller und Ehard zu ernsten Differenzen über die Politik Bayerns in Frank-
furt480, und bis Dezember scheint sich das Verhältnis zwischen dem Regierungschef
und seinem Stellvertreter weiter verschlechtert zu haben481. Zugleich absorbierten die

Vgl. Handbuch politischer Institutionen und Organisationen, S. 49 f.; die dort abgedruckte Kabi-
nettsliste ist unvollständig. Zu den Personalentscheidungen auch ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Proto-
koll der Fraktionssitzung am 19. 9. 1947.
Echo der Woche vom 27. 9. 1947: „Bayerns neue Regierung"; Der Spiegel vom 27. 9. 1947: „Beflü-
gelter Ehard. Hundhammer in Gefahr". Vgl. auch Hettler, Josef Müller, S. 347ff.
Kurier vom 20. 9. 1947: „Burgfrieden in der CSU. Die neue bayerische Regierung

-

Dr. Hundham-
mer bleibt Kultusminister".
Mitteilungen der Christlich-Sozialen Union vom 20.9. 1947: „Wandlung der bayerischen Politik.
Die CSU in der Alleinverantwortung

-

Die Auseinandersetzung beginnt".ACSP, CSU-LTF I, 15-14, Protokoll der Fraktionssitzung am 18. 9. 1947.
Kurier vom 20. 9. 1947: „Burgfrieden in der CSU. Die neue bayerische Regierung

-

Dr. Hundham-
mer bleibt Kultusminister".
Vgl. Gelberg, Hans Ehard, S. 48 f.
IfZ-Archiv, MA 1479/9, ungezeichneter Bericht über eine Besprechung mit Vertretern der JungenUnion vom 14. 10. 1947.
IfZ-Archiv, MA 1420/13, Bericht Paul Burns' über eine Besprechung mit Josef Müller am 10. 12.
1947 vom 15. 12. 1947. Nach Burns' Bericht sprach der Landesvorsitzende von einer Ehard-Hund-
hammer Fraktion.
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neuen Aufgaben Müllers Kräfte so sehr, daß die Arbeit der gesamten Parteispitze dar-
unter litt482.

Auch die Führungs- und Flügelkämpfe flammten nach einer kurzen Atempause wie-
der auf. August Haußleiter erklärte schon wenige Tage nach der Bildung des zweiten
Kabinetts Ehard, es gebe nach wie vor eine „Oppositionsgruppe" in der Unionsfrakti-
on, auch wenn Josef Müller nun ein Ministeramt bekleide. Er rechnete damit, etwa

20 Abgeordnete mit dem Ziel aktivieren zu können, „den bajuwarischen Kurs des
rechten Unionsflügels" und die „rückschrittliche Kulturpolitik Dr. Hundhammers zu

bekämpfen"483. Die Differenzen zwischen der Parteileitung und führenden Bauernver-
tretern waren ebenfalls nicht beigelegt. Nach Angriffen gegen Alois Schlögl, hinter de-
nen dieser die von Josef Müller gesteuerte Parteipresse vermutete, stellte der General-
sekretär des Bayerischen Bauernverbands verbittert fest, „daß es in der C. S. U. keine
Ruhe geben darf"484.

482 IfZ-Archiv, MA 1420/13, Bericht Paul Burns' über eine Besprechung mit Hanswolf Haunhorst am
18. 11. 1947 vom 21. 11. 1947.

483 Kurier vom 23. 9. 1947: „Eine CSU-Oppositionsgruppe".
484 BayHStA, NL Ehard 68, Alois Schlögl an Alois Hundhammer vom 8. 10. 1947.


